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1Kapitel 1: Einleitung
„Die Arbeitsteilung dürfte die produktiven Kräfte der Arbeit
mehr als alles andere fördern und verbessern. Das gleiche gilt
wohl für die Geschicklichkeit, Sachkenntnis und Erfahrung, mit
der sie überall eingesetzt wird. ...“
Adam Smith (1776, S. 9)
"The division of knowledge is a result
of the division of labour in the field
of knowledge production"
Cohendet und Meyer-Krahmer (2001, S. 1570)
So wie der Erfolg 'viele Väter' hat, so beruhen auch wissenschaftliche Entwicklungen
heutzutage selten allein auf der Leistung einer einzigen Person. Gleichwohl Einzelne dem
wissenschaftlichen Fortschritt besondere Impulse zu geben vermögen, bauen For-
schungsarbeiten in der Regel auf Vorarbeiten anderer Personen auf bzw. werden von
Teams oder 'Schulen' vorangetrieben. Dennoch besteht ein gewisses Bedürfnis, Fort-
schritte, die wissenschaftliche Meilensteine darstellen, auch dem Namen einer Person zu
verknüpfen. So auch in der Theorie der Innovationsökonomik, als deren geistiger Vater
gemeinhin der österreichische Nationalökonom Joseph Alois Schumpeter gilt.
Dem Stellenwert Schumpeters im Bereich der Theorie entspricht die Rolle des Anfang
des 19. Jahrhunderts wirkenden Joseph von Fraunhofers für die Praxis der Innovations-
ökonomik. Waren Erfindungen zu dieser Zeit häufig noch das (Zufalls-)Ergebnis der
Arbeit einzelner 'Tüftler' ohne wissenschaftliche Ausbildung, so setzte Fraunhofer
vielmehr auf die Methode der systematischen Produktentwicklung und Nutzung von
wissenschaftlichen Erkenntnissen (vgl. Preyß 1989; Rollwagen 1977). Damit wurde eine
2'Verwissenschaftlichung' des technischen Fortschritts vorangetrieben, deren Dynamik bis
heute unvermindert anhält.
Diese Entwicklung blieb nicht ohne Konsequenzen für die Organisation von Ent-
wicklungs- und Forschungsaktivitäten. Der Einzelne war immer weniger in der Lage,
den wissenschaftlich-technischen Fortschritt noch alleine zu befördern, da das
erforderliche Vorwissen die Kapazitäten der Wissensspeicherung eines einzelnen
Menschen zunehmend überforderte: Zum einen wuchs durch die kumulative Natur des
wissenschaftlichen Fortschritts in jeder Forschungsdisziplin die Menge des relevanten
Vorwissens stetig an, so dass sich zunehmend wissenschaftliche Subdisziplinen
herausbildeten. Gleichzeitig wurden viele Technologien immer komplexer, das heißt, in
der praktischen Anwendung werden Erkenntnisse aus einer größer werdenden Zahl von
wissenschaftlichen (Sub-)Disziplinen integriert.
Als Konsequenz aus diesem Umstand setzte sich das im Bereich der Produktion bereits
bewährte Prinzip der interpersonellen Arbeitsteilung zunehmend auch im Forschungs-
und Entwicklungsbereich – das heißt bei der 'Produktion' von Neuerungen – durch.
Innovationen sind heutzutage vor allem die Leistung großer Teams von Forschern, die
jeweils für unterschiedliche Teilaufgaben verantwortlich sind. Die Forschungs- und
Entwicklungsabteilungen großer Unternehmen haben mittlerweile einen erheblichen
Umfang erreicht.1
Technischer Fortschritt hat aber auch die intersektorale bzw. interorganisationale
Arbeitsteilung befördert. Waren die Universitäten seit ihren ersten Gründungen im
Mittelalter über Jahrhunderte reine Stätten der Ausbildung, so wandelten sie sich mit der
Entwicklung der modernen Wissenschaften zunehmend auch in Stätten der Forschung,
von denen viele private Unternehmen trotz eigener FuE-Abteilungen wichtige Teile des
benötigten, innovationsrelevanten Wissens erhalten. Einen weiteren wichtigen
Innovationsinput beziehen Unternehmen von den zahlreichen außeruniversitären
                                                
1 So beschäftigte zum Beispiel im Geschäftsjahr 2001 der Siemens-(Volkswagen-)Konzern allein im
Bereich Forschung und Entwicklung 56.000 (19.900) Mitarbeiter bei einer Gesamtbelegschaft
von ca. 450.000 (322.000) Personen und gab für FuE-Vorhaben 5,6 Mrd. (2,66 Mrd.) Euro aus
(vgl. www.siemens.de bzw. www.volkswagen.de).
3Forschungseinrichtungen. 2 Aufgrund ihrer gewachsenen Bedeutung weist die neue
Wachstumstheorie auch den öffentlichen Forschungseinrichtungen neben dem Human-
kapital eine zentrale Rolle bei der Erklärung wirtschaftlicher Entwicklung zu (vgl. Lucas
1988; Romer 1986, 1990).
Adam Smith konstatierte bereits vor über 200 Jahren, dass das Ausmaß der Arbeits-
teilung wesentlich von der Größe des Marktes bestimmt wird. Im Zuge der Globali-
sierung und des damit einher gehenden Bedeutungsverlustes nationaler Grenzen hat sich
das Maß der theoretisch möglichen Arbeitsteilung deutlich erhöht. Angesichts
öffentlicher FuE-Ausgaben von beachtlicher Größe stellt sich der Wirtschafts-,
Wissenschafts- und Technologiepolitik in Zeiten zusammenwachsender nationaler
Märkte insbesondere die Frage, inwieweit es zu Trittbrettfahrer-Problemen kommt. Das
heißt, in welchem Umfang werden die in einer Region mit Hilfe von öffentlichen Steuer-
geldern generierten Forschungsergebnisse von Unternehmen in anderen Regionen oder
im Ausland zu Innovationszwecken genutzt und in Unternehmensgewinne transformiert?
Ein starkes Abweichen des Kreises derjenigen, die die Wissensgenerierung finanzieren,
von dem Kreis der mittelbaren oder unmittelbaren Nutznießer des Wissens wäre aus
politischer Sicht problematisch und würde die öffentliche Finanzierung von Forschungs-
einrichtungen in Frage stellen.
Obwohl arbeitsteilige Innovationsprozesse ein bereits seit langem praktiziertes Phäno-
men darstellen, hat sich die empirische Innovationsforschung diesem Bereich verstärkt
erst in jüngster Zeit zugewandt; die wenigen vorliegenden Untersuchungen zu diesem
Themenkomplex stammen in der Regel aus den 90er Jahren. Ziel dieser Arbeit ist es,
einen Beitrag zur Schließung der diesbezüglichen Forschungslücke zu leisten und
insbesondere die Bedeutung der räumlichen Nähe bei FuE-Kooperationen zwischen
öffentlichen Forschungseinrichtungen und privaten Unternehmen näher zu analysieren.
Grundlage der Arbeit ist eine Befragung von öffentlichen Forschungseinrichtungen zu
ihren Kooperationsbeziehungen zu privaten Unternehmen. Die Befragung wurde in drei
                                                
2 So wurden zum Beispiel in der Bundesrepublik im Jahr 1999 34% aller FuE-Ausgaben vom Staat
aufgebracht, während 66% auf die private Wirtschaft entfielen (vgl. BMBF 2000, S. 68).
4deutschen Regionen (Baden, Sachsen, Hannover-Braunschweig-Göttingen) durch-
geführt. Von 1.020 der befragten 2.600 Forschungseinrichtungen wurden verwertbare
Fragebögen zurückgeschickt, so dass sich die Rücklaufquote auf den außerordentlich
hohen Wert von 40% beläuft. Über den bisherigen Stand der Forschung geht die vor-
liegende Untersuchung insofern hinaus, als sie zum einen die Kooperationsbeziehungen
zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen – anders als die meisten der
bisherigen Studien – nicht aus Sicht der Unternehmen, sondern aus Perspektive der
Forschungseinrichtungen analysiert und zum anderen über eine sehr breite und repräsen-
tative empirische Basis verfügt.
Die Arbeit gliedert sich in einen theoretisch-methodischen Teil (Kapitel 2 bis 5) und
einen empirischen Teil (Kapitel 6 bis 8). Kapitel 2 thematisiert die Stellung der
Forschungseinrichtungen im unternehmerischen Innovationsprozess. Anhand des Chain
Linked-Models von Kline und Rosenberg (1986) werden insbesondere dem durch
technologische und marktliche Unsicherheiten begründeten trial-and-error-Charakter
von Innovationsprozessen sowie den verschiedenen Funktionen von Forschungs-
einrichtungen Beachtung geschenkt. In Kapitel 3 werden zunächst die Probleme der
marktlichen Bereitstellung von innovationsrelevantem Wissen erörtert, die aus den
Wissenseigenschaften der Kumulativität und der Nicht-Rivalität in Verbindung mit
Informationsasymmetrien resultieren. Daran anschließend wird gezeigt, welche
Mechanismen sich entwickelt haben, um dennoch die Generierung und Kodifizierung
von Wissen sicherzustellen, und welche Bedeutung räumliche Nähe für den Transfer von
(nicht-)kodifiziertem Wissen innerhalb arbeitsteiliger Innovationsprozesse hat.
Kapitel 4 geht ausführlich auf die verschiedenen Vor- und Nachteile ein, die für
Forschungseinrichtungen bzw. Unternehmen mit innovationsorientierten Kooperationen
verbunden sein können. Zu den Vorteilen der Forschungseinrichtungen zählen
keineswegs nur materielle oder finanzielle Aspekte, sondern auch Motive wie Impulse
aus der Praxis für die Forschungsarbeiten. Zum Abschluß des Kapitels werden
verschiedene, aus den Überlegungen der vorangegangenen Kapiteln abgeleitete,
Untersuchungsfragen und –hypothesen formuliert, die im empirischen Teil der Arbeit
(Kapitel 7 und 8) überprüft werden. Kapitel 5 gibt einen Überblick über den derzeitigen
Stand der empirischen Forschung zum Wissenstransfer zwischen Forschungs-
5einrichtungen und Unternehmen. Dazu werden die einschlägigen Untersuchungen zu
verschiedenen Kanälen des Wissenstransfers (Patente, Publikationen, Unternehmens-
gründungen, Forschungs- und Entwicklungskooperationen, Aus- und Weiterbildung)
vorgestellt und die Möglichkeiten und Begrenzungen der diversen Transferkanäle als
Ansatzpunkte empirischer Untersuchungen erörtert.
Kapitel 6 beschreibt den Ablauf der dieser Arbeit zugrunde liegenden Befragung von
Forschungseinrichtungen (Auswahl der Forschungseinrichtungen, Untersuchungs-
regionen, Rücklaufquote) und stellt die Grundstruktur des Samples vor (Verteilung auf
Untersuchungsregionen/Typen von Forschungseinrichtungen/ Forschungsrichtungen,
Mitarbeiteranzahl). Kapitel 7 gibt eine Übersicht über die Zusammenarbeit der
befragten öffentlichen Forschungseinrichtungen mit privaten Unternehmen (deskriptive
Analyse). Insbesondere werden Ergebnisse zur Häufigkeit und zu den Motiven einer
Kooperation, zur Größe und regionalen Verteilung der Kooperationsunternehmen, zur
Kooperation mit anderen Forschungseinrichtungen sowie zur Rolle von Kontaktnetz-
werken und Transfereinrichtungen für die Anbahnung von Kooperationsbeziehungen
vorgestellt.
Kapitel 8 enthält die Ergebnisse multivariater Analysen zur Zusammenarbeit zwischen
Forschungseinrichtungen und Unternehmen. Mittels ökonometrischer Verfahren werden
mögliche Erklärungsfaktoren für abhängige Variablen wie die Wahrscheinlichkeit einer
Kooperation mit Unternehmen, die Zahl und regionale Verteilung der Kooperations-
unternehmen sowie das Forschungsprofil der Forschungseinrichtungen (Stellenwert der
Forschung bzw. Grundlagenforschung an einer Einrichtung) getestet. Kapitel 9 faßt die
wichtigsten Ergebnisse dieser Arbeit zusammen, zieht wirtschaftspolitische Schluß-
folgerungen daraus und weist auf offene Forschungsfragen hin, die sich als sinnvoller und
fruchtvoller Gegenstand für weitere empirische Untersuchungen anbieten.
6Kapitel 2:
Die Bedeutung öffentlicher Forschungseinrichtungen für
den unternehmerischen Innovationsprozess
In diesem Kapitel werden zunächst Grundbegriffe der Innovationsforschung ein-
geführt, u.a. das sogenannte lineare Innovationsmodell (Abschnitt 2.1). In den
Abschnitten 2.2 und 2.3 wird das von Kline und Rosenberg (1986) entwickelte
Chain Linked-Model (CLM) des Innovationsprozesses vorgestellt, das in zweierlei
Hinsicht reale Innovationsprozesse deutlich besser abbildet als das lineare Modell:
Zum einen berücksichtigt es die aus technischer und marktlicher Unsicherheit
resultierende Nicht-Linearität von Innovationsprozessen. Zum anderen stellt es die
Rolle von Forschungsaktivitäten innerhalb von Innovationsprozessen differenziert dar.
Ausgehend von den beiden Eigenschaften der Kumulativität und der Nicht-Rivalität
des 'Gutes' Wissen wird im Anschluß an das CLM die gewachsene Bedeutung von
Forschungseinrichtungen hinsichtlich der drei Funktionen der Generierung, der
Speicherung und des Transfers von Wissen erläutert (Abschnitt 2.4).
2.1 Grundbegriffe der Innovationsforschung
Darüber, was genau unter einer "Innovation" zu verstehen ist, existiert in der
Innovationsforschung keine einheitliche Vorstellung. Der Begründer der Inno-
vationsökonomik, Joseph A. Schumpeter, verwendet selber noch nicht den Begriff
der Innovation, sondern spricht in seinem erstmals 1908 erschienenen Werk "Das
Wesen und der Hauptinhalt der theoretischen Nationalökonomie" lediglich von
"neuen Kombinationen von Produktionsmitteln" sowie der "Durchsetzung neuer
Kombinationen" (Schumpeter 1908/1970, S. 100). Im Gegensatz zum bloßen
Mehreinsatz von Faktoren geht es Schumpeter um die veränderte Verwendung von
Faktoren.
Ganz allgemein lassen sich Innovationen als jede Art von wirtschaftlichen Neu-
erungen auffassen (vgl. Baker et al. 1980; Fischer 1980; Hauschildt 1993, S. 3-7).
7Zentral für Innovationen ist damit das Element des bisher Unbekannten. Das heißt
dass Innovationsprozesse mit einem hohen Maß an Offenheit bzw. Unsicherheit
behaftet sind und Zufälle dabei eine große Rolle spielen. Daher sind Innovations-
aktivitäten immer auch mit einem ökonomischen Risiko verbunden.
Zweckmäßigerweise wird in der Innovationsökonomik zwischen Produktinnova-
tionen und Prozeßinnovationen unterschieden. Als Produktinnovationen definiert
das Oslo-Manual der OECD 1 neue Produkte, die auf ganz neuen Technologien oder
einer neuartigen Kombination bekannter Technologien basieren, sowie bereits
bestehende Produkte mit wesentlich verbesserter Leistungsfähigkeit (vgl. OECD
1997, S. 48 f.). Als Prozeßinnovation gilt demgegenüber die Adoption techno-
logisch neuer oder wesentlich verbesserter Produktionsmethoden (vgl. OECD 1997,
S. 48).
Eine klare Trennung zwischen Produkt- und Prozeßinnovationen ist häufig jedoch
nicht möglich, da zwischen beiden Innovationsarten Überschneidungen bestehen (vgl.
Grupp 1997, S. 84-87). Reine Produktinnovationen sind relativ selten, da in vielen
Fällen die Einführung neuer Produkte auch Prozeßinnovationen impliziert. Umgekehrt
machen auch reine Prozeßinnovationen, d.h. ausschließliche Verbesserungen des
Produktionsprozesses bei unverändertem Endprodukt, in der Praxis nur einen
geringen Teil der Prozeßinnovationen aus (vgl. Fritsch/Bröskamp/ Schwirten 1996;
Kraft 1990; Simonetti/Archibugi/Evangelista 1992).
Außerdem kann die Produktinnovation eines Unternehmens (z.B. die Entwicklung
einer neuen Werkzeugmaschine) für ein anderes Unternehmen, das die Produkt-
innovation im eigenen Fertigungsprozeß einsetzt, eine Prozeßinnovation darstellen. In
diesem Fall bezeichnen die Begriffe Produktinnovation und Prozeßinnovation ein-
und denselben Vorgang, allerdings aus unterschiedlichen Blickwinkeln.
                                                
1 Das Oslo-Manual hat sich in der Innovationsforschung mittlerweile als Definitionsstandard
durchgesetzt. Es wurde von der OECD entwickelt, um empirische Untersuchungen mittels
einheitlicher Begriffsverwendung international vergleichbar zu machen.
8Um die Vielzahl von innovationsorientierten Tätigkeiten in einen Gesamtkontext
einordnen zu können, wird in der Innovationsforschung der Innovationsprozess häufig
in verschiedene Phasen eingeteilt.2 In engem Zusammenhang mit der Phasenein-
teilung steht das in Abbildung 2.1 dargestellte sogenannte lineare Innovations-
modell (vgl. Brockhoff 1994, S. 29; Hauschildt 1993, S. 18; Price/Bass 1969;
Schwitalla 1992, S. 11), das allerdings mehr didaktischen Charakter hat, als dass es
reale Innovationsprozesse zutreffend beschreibt.
Abbildung 2.1: Das lineare Modell des Innovationsprozesses
Am Anfang des linearen Innovationsmodells steht die Forschung, zu der die Grund-
lagen- und die Anwendungsforschung zählt (sog. Science Push-Ansatz). Deren
                                                
2 Vgl. z. B. Brockhoff (1994, S. 29), Gerybadze (1982, S. 21-34), Grupp (1994a, S. 73), Hauschildt



















9Ergebnis sind die Entdeckung bestimmter Wirkungszusammenhänge sowie
Erfindungen. Daran schließen sich die Entwicklungsaktivitäten an, die zu einer
technischen Innovation führen (neues Produkt, neues Verfahren). Erst mit dem
Eintritt in die nächste Innovationsphase, die Produktion, kommt es aber auch zu
einer wirtschaftlichen Innovation. Am Ende des linearen Innovationsmodells stehen
die Vermarktung und die Anwendung der Innovation, die im Falle eines geglückten
Innovationsvorhabens zu wirtschaftlichem Erfolg des Produzenten und Nutzen beim
Konsumenten führen.
Der – für das lineare Innovationsmodell typischen – Vorstellung des streng sequen-
tiellen Durchlaufens der Innovationsphasen liegen die Annahmen zugrunde, For-
schungsaktivitäten stellten zum einen einen festen Bestandteil von Innovations-
prozessen dar und seien zum anderen vor allem der Anfangsphase des Innovations-
prozesses zuzuordnen. Der Komplexität und dem Facettenreichtum realer Inno-
vationsprozesse wird das Modell damit jedoch nur begrenzt gerecht.
2.2 Das Chain Linked-Model des Innovationsprozesses
Eine Weiterentwicklung des linearen Innovationsmodells stellt das Chain Linked-
Model (CLM) des Innovationsprozesses von Kline und Rosenberg (1986; vgl. auch
Kline 1985) dar. Das CLM trägt explizit den Rückkopplungseffekten und Nicht-
Linearitäten von Innovationsvorhaben Rechnung. Außerdem bezieht das CLM die
Basis an bereits vorhandenem wissenschaftlich-technischem Wissen ein und löst sich
von der Vorstellung, die Forschung stelle allein den Ausgangspunkt von Innovations-
vorhaben dar.
Das CLM knüpft jedoch insofern an das lineare Innovationsmodell an, als dass es
ebenfalls verschiedene Innovationsphasen unterscheidet. Diese Phasen werden als
Central Chain of Innovation durch den untersten Querbalken in Abbildung 2.2
dargestellt. Am Anfang des CLM steht die Identifizierung des "potentiellen Marktes".
Hierbei geht es in erster Linie darum, eine Vorstellung zu entwickeln, in welche
Richtung eine wirtschaftlich erfolgversprechende Neuerung gehen könnte. Ohne eine
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zumindest grobe Zielvorstellung hinsichtlich bestimmter Produkteigenschaften oder
verbesserter Prozeßabläufe lassen sich Innovationsaktivitäten nicht sinnvoll lenken.
Die zweite Phase des CLM ist die "Erfindung" bzw. das "analytische Design". Kline
und Rosenberg bezeichnen diese Phase deswegen nicht bloß als Erfindung, weil mit
diesem Begriff üblicherweise ein signifikantes Abweichen von bisherigen Praktiken
verbunden wird, während die meisten Innovationen lediglich eine Neukombination
bekannter Praktiken und Methoden zur Effizienzverbesserung oder Verwirklichung
neuer Ziele darstellen und damit in der Regel nicht die zur Erteilung eines Patents
erforderliche Erfindungstiefe besitzen. Das analytische Design umfaßt theoretische
Überlegungen zu den Haupteigenschaften eines Produktes oder Prozesses, wobei
einerseits wesentliche Leistungsmerkmale definiert und andererseits die damit
verbundenen Kosten abgeschätzt werden.
Genaue Pläne sind beim analytischen Design noch nicht erforderlich, sondern diese
werden erst – nach Auswahl von ein oder zwei erfolgversprechenden Lösungs-
skizzen – im Rahmen des "detaillierten Designs" und der "Tests" angefertigt. Zu dieser
Entwicklungsphase zählt auch der Bau von Prototypen. Die vierte Phase des CLM
stellen das "Redesign"3 und die "Produktion" dar, auf die die fünfte und letzte Phase,
die "Distribution und Vermarktung", folgt.
Die fünf beschriebenen Phasen bilden den "zentralen Pfad" (Central Chain of Inno-
vation) des CLM von Kline und Rosenberg. Wie durch die Pfeile A in Abbildung 2.1
verdeutlicht, vertreten auch Kline und Rosenberg die Auffassung, dass die ver-
schiedenen Innovationsphasen aufeinander aufbauen und der Innovationsprozess
damit eine Grundrichtung von der Erfindung hin zur Vermarktung aufweist. Allerdings
wird nicht mehr an der Vorstellung festgehalten, die Phasen würden in strikter und

























Abbildung 2.2: Das Chain Linked-Model des Innovationsprozesses (in Anlehn-
ung an Kline/Rosenberg 1986)
2.3 Die Offenheit und Nicht-Linearität von Innovationsprozessen
Die allermeisten Innovationsprozesse sind durch vielfältige Rückkopplungen (sog.
Feedbacks) gekennzeichnet (vgl. Kline 1985 und Kline/Rosenberg 1986 sowie
                                                                                                                                
3 Mit dem Redesign integrieren Kline und Rosenberg streng genommen in den Hauptpfad
ihres Innovationsmodells bereits eine Form der Rückkoppelungen, die ansonsten in dem
Modell an gesonderter Stelle behandelt werden (s.u.).
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Henry/Massey/Wield 1995; Machlup 1962, S. 179; Newby 1992).4 Im Falle eines
Feedbacks stellt der Output einer Innovationsphase nicht nur den Input für die
folgende Phase dar, sondern auch einen Input für dieselbe Phase (erneuter Durchlauf
der Phase), die davor angesiedelte Phase (Abbildung 2.2, Pfeile B) oder gar eine
noch weiter zurückliegende Phase (Abbildung 2.2, Pfeile C).5
Ihre Ursache haben Rückkopplungen in der bereits erwähnten Unsicherheit, mit der
Innovationsprozesse behaftet sind (vgl. Dosi 1988; Geroski 1995, S. 92; Voss
1988). Diese Unsicherheit hat zwei Ausprägungen: Zum einen ist das Ergebnis
einzelner Phasen bzw. des Innovationsprozesses in seiner Gesamtheit unsicher
(technologische Unsicherheit), zum anderen läßt sich die ökonomische Verwert-
barkeit des Gesamtergebnisses des Innovationsvorhabens nicht genau vorhersagen
(marktliche Unsicherheit).
2.3.1 Technologische Unsicherheit
Rückkopplungen, die durch technologische Unsicherheit induziert werden, können
z.B. in der Phase "Erfindung" bzw. "analytisches Design" auftreten, wenn sich
herausstellt, dass Vorarbeiten eines vorangegangenen Arbeitsabschnitts nicht
ausreichend oder fehlerhaft sind und einer Überarbeitung bedürfen. Läßt sich keine
technisch befriedigende Lösungskonzeption finden, kann es im Extremfall sogar zum
Verlassen des eingeschlagenen Lösungspfades und dem Wiedereintritt in die Phase
"potentieller Markt" kommen. Ebenso ist es möglich, dass während des "detaillierten
Designs" oder der "Tests" andere Lösungsansätze gefunden werden, die den
                                                
4 Außerdem kann es vorkommen, dass einzelne Innovationsphasen ausgelassen werden oder
sich aus Wettbewerbsgründen (Verkürzung des Innovationszyklusses) überlappen.
5 Schließt sich an die Markteinführung eines Produktes bzw. die Implementierung eines neuen
Verfahrens die Verbesserung des Produkts oder des Fertigungsverfahrens an, wird dies
auch als inkrementelle Innovation bezeichnet. In vielen Fällen ist die wirtschaftliche
Bedeutung der Summe der inkrementellen Innovationen größer als die Bedeutung der diesen
zugrunde liegenden ursprünglichen Innovation (Basisinnovation) (vgl. Kline/Rosenberg
1986, S. 282 f.). Bei enger Abgrenzung des Innovationsprozesses stellt die inkrementelle
Innovation bereits einen eigenen Innovationsprozess dar. Ausführlicher zur inkrementellen
Innovation und zur Messung des Neuigkeitsgrades von Innovationen Hauschildt und
Schlaak (2001).
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bisherigen Ansätzen technisch überlegen sind und einen Neubeginn des
Innovationsprozesses auslösen.
Rückkopplungsbedarf kann insbesondere bei Prozeßinnovationen in der Phase
"Produktion" entstehen, d.h. bei der Implementierung neuer Prozesse oder der
Integration neuer Produktionsanlagen in komplexe Fertigungsabläufe. Feedbacks in
dieser Innovationsphase haben vor allem zwei Ursachen (vgl. Habermeier 1990;
Hippel/Tyre 1995; Rosenberg 1982, S. 122; Voss 1988): Probleme werden bereits
vor der Anlageninstallation erkannt, können wegen eines engen Entwicklungs-
zeitrahmens aber nicht rechtzeitig behoben werden. Zweitens lassen sich, insbe-
sondere bei einem komplexem technologischem Umfeld, nicht alle Fehlerquellen auf
Anhieb erkennen. Vielmehr existiert eine Vielzahl von wahrscheinlichen oder
denkbaren Fehlerquellen, die alle vorher zu überprüfen aus Kostengründen nicht
möglich ist. Derartige Implementierungsprobleme lösen trial-and-error-Lernprozesse
aus und erfordern einen Wiedereintritt in die Entwicklungsphase, bis eine technisch
funktionsfähige Lösung gefunden wird.
2.3.2 Marktliche Unsicherheit
Ist die Realisierung einer technologisch befriedigenden Lösung bereits ein an-
spruchsvolles Unterfangen, so ist damit allein noch kein Innovationserfolg im
umfassenden Sinne sichergestellt. Eine Innovation muß sich auch am Markt
bewähren. Marktinduzierte Feedbacks als Methode des schrittweisen Abbaus von
Unsicherheit lassen sich mit Hilfe von Lancasters Konzept der 'Güter als Eigen-
schaftsbündel' erklären (vgl. Lancaster 1966, 1972, 1991; Gerybadze 1982, S.
156-169).6 Nach Lancaster sind Nachfrager nicht an Gütern an sich interessiert,
                                                
6 Lancaster hat seine Gütertheorie ursprünglich im Hinblick auf Konsumgüter formuliert, seine
Überlegungen lassen sich allerdings auch auf Investitionsgüter und industrielle
Verbrauchsgüter übertragen. Nicht anwenden läßt sich Lancasters Konzept auf reine
Prozeßinnovationen, bei denen das Produkt schneller und/oder zu geringeren Kosten
hergestellt wird, aus Sicht des Abnehmers ansonsten aber keine
Eigenschaftsveränderungen erfährt. Bei reinen Prozeßinnovationen besteht marktliche
Unsicherheit nur in dem Maße, das einer Marktwirtschaft inhärent ist, d.h. dass sich trotz
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sondern vielmehr an den Eigenschaften der Güter. Während die Beziehung zwischen
einem Gut und seinen Eigenschaften objektiv-technischer Natur und damit für alle
Nachfrager gleich ist, ist die Beziehung zwischen den Eigenschaften eines Gutes
und den individuellen Präferenzen der Nachfrager subjektiv, d.h. eine objektiv
vorliegende Gutseigenschaft wird von verschiedenen Nachfragern unterschiedlich
wahrgenommen und monetär bewertet.
Ein im Hinblick auf die marktliche Unsicherheit von Innovationen wichtiger Aspekt ist
der Umstand, dass ein Gut im Regelfall mehrere Eigenschaften besitzt und folglich ein
Mittel für die Befriedigung mehrerer Bedürfnisse des Nachfrager darstellt. Die
Nachfrager bewerten dann die verschiedenen Eigenschaften eines Gutes, ermitteln
den Gesamtwert des aus diesem Gut resultierenden Eigenschaftsbündels und bringen
schließlich die verfügbaren Güter gemäß ihres Wertes in eine Rangfolge.
Bei völlig neuen Produkten bzw. bei mehrdimensionalen und nicht eindeutigen Pro-
duktweiterentwicklungen besteht das zentrale Problem für den Anbieter bzw. den
Produzenten in der Identifizierung und korrekten Bewertung aller 'relevanten'
Eigenschaften eines Gutes. Mehrdimensional und nicht eindeutig sind Produkt-
weiterentwicklungen dann, wenn ein Produkt in mehrfacher Hinsicht eine Verän-
derung, aber nicht in jeder Hinsicht eine Verbesserung erfährt. Dies können Fälle
sein, in denen sich bei konstanten Produktionskosten einige Gütereigenschaften
verbessern, während sich andere verschlechtern, oder in denen alle Gütereigen-
schaften eine Verbesserung erfahren, zugleich aber die Produktionskosten steigen.
Aus der Bewertung der gesamten relevanten Eigenschaften durch die potentiellen
Käufer leitet sich die Zahlungsbereitschaft für ein Produkt ab, von der wiederum die
Rentabilität einer zu Innovationszwecken getätigten Investition abhängt.
Aus Gründen der Praktikabilität kommt es in der Anfangsphase des Innovations-
prozesses regelmäßig zu einer bewußten Konzentration auf wenige, als zentral
                                                                                                                                
durch Prozeßinnovationen ermöglichter Preissenkungen der Absatz zurückgeht, weil
gleichzeitig ein noch preiswerteres Konkurrenzprodukt oder ein Substitutionsprodukt
auftritt bzw. sich die Präferenzen verändern.
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erachtete Produkteigenschaften und der Vernachlässigung anderer Produkteigen-
schaften (vgl. Habermeier 1990). Dies führt dazu, dass weniger wichtige Eigen-
schaften, die in ihrer Summe aber durchaus bedeutsam sein können, erst in den
späteren Innovationsphasen betrachtet werden. Führt die abschließende Gesamt-
bewertung aller Eigenschaften zu dem Ergebnis, dass das Produkt nicht mehr
konkurrenzfähig ist, muss das Produktkonzept entsprechend adaptiert werden, und
zurückliegende Innovationsphasen sind erneut zu durchlaufen. Es kann sogar
vorkommen, dass wichtige Produkteigenschaften (z. B. Umweltverträglichkeit oder
Benutzerfreundlichkeit) überhaupt erst während der Produktion oder Vermarktung
erkannt werden. Trotz Marktforschung offenbaren sich Zahlungsbereitschaft und
absetzbare Mengen letztlich erst bei der Markteinführung.
2.4 Die Rolle von Forschung und Forschungseinrichtungen im
Innovationsprozess
2.4.1 Generierung und Speicherung von Wissen
Das Chain Linked-Model von Kline und Rosenberg bildet nicht nur, wie bereits
gezeigt, den Innovationsprozess im engeren Sinne (Central Chain of Innovation)
realitätsgetreuer ab als das lineare Modell, sondern es wird auch der Stellung der
Forschung und Forschungseinrichtungen im Innovationsprozess besonders gerecht.7
Es ist allgemein anerkannt, dass die Bedeutung der Forschung für Innovationen stark
zugenommen hat. So weisen schon Jewkes, Sawers und Stillermann (1969, S. 35-
37) darauf hin, dass Innovationen von Erfindern ohne wissenschaftliche Ausbildung
zunehmend die Ausnahme darstellten. Der wissenschaftlich-technische Fortschritt hat
mittlerweile ein Niveau erreicht, das die systematische und auf anspruchsvollen
Untersuchungsmethoden basierende Gewinnung von Erkenntnissen über beobacht-
bare Tatsachen und Phänomene unverzichtbar macht. Dieser Umstand wird auch als
                                                
7 Unter Forschungseinrichtungen werden hier Hochschulen, Fachhochschulen sowie
außeruniversitäre, in der Regel vorwiegend staatlich finanzierte, Forschungseinrichtungen
verstanden.
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"Wissenschaftsbindung der Technik" (Grupp/Schmoch 1992) bezeichnet. So
gesehen hat die Forschung als systematische Tätigkeit zur Generierung neuen
Wissens unter Innovationsgesichtspunkten eine deutliche Aufwertung erfahren.
Andererseits stellen Forschungsaktivitäten für den Innovationsprozess keine not-
wendige Bedingung dar. Forschung ist für Innovationen deswegen bedeutsam, weil
ihr Output aus Wissen besteht und dieser Output wiederum einen wesentlichen Input
für Innovationsprozesse darstellt. In diesem Sinne betonen Kline (1985) sowie Kline
und Rosenberg (1986), dass der primäre Innovationsinput nicht die Forschung ist,
sondern das im Laufe vergangener Forschungsaktivitäten akkumulierte und ge-
speicherte Gesamtwissen. Wissen bildet also das Bindeglied zwischen Forschungs-
prozeß und Innovationsprozess. Auf diesen Umstand weist das Chain Linked-
Model von Kline und Rosenberg auch in seinem Namen hin: Der Innovationspfad
(Central Chain of Innovation) ist über das Wissen mit der Forschung verbunden
(linked). In Abbildung 2.2 wird dies dadurch verdeutlicht, dass das Wissen zwischen
der Forschung und dem Innovationsprozess im engeren Sinne angesiedelt ist.
Für ökonomisch handelnde Innovateure ist es – insbesondere angesichts des
Kosten- und Zeitaufwandes vieler Forschungsprojekte – naheliegend, sich vor der
evtl. Durchführung eigener Forschungsarbeiten zunächst über den Stand der
Forschung zu informieren und auf den Bestand bereits vorhandenen Wissens
zurückzugreifen, da Forschung neben der Funktion der Wissensgenerierung auch
die der Wissensspeicherung erfüllt. Dieser Rückgriff auf vorhandenes Wissens wird
in Abbildung 2.2 durch die Pfeile D verdeutlicht. Die Durchführung eigener
Forschungsarbeiten bzw. die Vergabe von Forschungsaufträgen (Pfeile E in Ab-
bildung 2.2) ist nur sinnvoll, wenn das erforderliche Wissen noch nicht existiert oder
unzugänglich ist.8
                                                
8 Diese Auffassung wird bestätigt durch eine 1995 durchgeführte Befragung von ca. 1.000
sächsischen Industriebetrieben, die zu dem Ergebnis kommt, dass von den innovierenden
Betrieben zwar mehr als zwei Drittel permanent Entwicklung betreiben, 35% aber nie und gut
40% nur gelegentlich auch Forschungsarbeiten durchführen (vgl.
Fritsch/Bröskamp/Schwirten 1996). Dies zeigt, dass die übliche Praxis, "Forschung und
Entwicklung" in einem Atemzug zu nennen, nicht vollständig den realen Gegebenheiten
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Gleichzeitig würde es jedoch zu einer Unterbewertung der Forschung führen,
Forschungsaktivitäten nur in den Frühphasen des Innovationsprozesses anzusiedeln.
Grupp (1994a, S. 72) und Kline (1985) betonen, dass Forschungsaktivitäten grund-
sätzlich in allen Innovationsphasen bedeutsam sein können. So kann nach der
Entwicklung eines Prototypen Forschung erforderlich werden, um über preiswerte
Materialien einen geringeren Einstandspreis und damit die Markteinführung zu
sichern. In der Phase der Markteinführung kann wirtschaftswissenschaftliche
Forschung zur Erstellung eines Marktkonzeptes notwendig werden. Selbst nach
Markteinführung und Abschluß des Innovationsprozesses spielen Forschungs-
aktivitäten oftmals noch eine Rolle, so z.B. wenn bis dahin unbekannte und
unverstandene Umwelt- und Entsorgungsprobleme auftreten, deren Lösung
grundlegende Forschungsarbeiten erfordern. Die vorangegangen Betrachtungen
verdeutlichen, dass das lineare Innovationsmodell mit seiner Annahme, For-
schungsarbeiten seien ein fester Bestandteil von Innovationsprozessen und zudem in
deren Anfangsphasen angesiedelt, der Realität von Innovationsvorhaben nicht
gerecht wird.
2.4.2 Arbeitsteilung in Innovationsprozessen als Folge der Kumulativität
und Nicht-Rivalität von Wissen
Das CLM trifft mit der Unterscheidung der drei Bereiche "Innovationsprozess im
engeren Sinne", "Forschung" als Generierung von Wissen und Speicherung von
"Wissen" zunächst noch keine Aussage über eine etwaige Arbeitsteilung zwischen
verschiedenen Akteuren im Rahmen von Innovationsprozessen. Grundsätzlich ist
denkbar, dass diese drei Bereiche alle unter dem Dach des innovierenden Unter-
nehmens angesiedelt sind. Tatsächlich beziehen Unternehmen jedoch sowohl bereits
vorhandenes als auch für Innovationszwecke extra generiertes Wissen vielfach von
außen, insbesondere von Forschungseinrichtungen. Diese Arbeitsteilung zwischen
                                                                                                                                
entspricht. Nicht wenige "FuE"-Abteilungen entpuppen sich bei genauer Betrachtung als
reine oder überwiegende Entwicklungsabteilungen.
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Unternehmen und externen Akteuren erklärt sich vor allem aus zwei Eigenschaften
des wissenschaftlich-technischen Wissens: Dies sind der kumulative Charakter von
Wissen und die prinzipielle Nicht-Rivalität im Konsum von Wissen.
Kumulativität von Wissen bedeutet, dass neues Wissen in der Regel auf bereits
vorhandenem Wissen (inkl. methodischem Wissen) aufbaut (vgl. Ancori/Bureth/
Cohendet 2000; Cowan/David/Foray 2000). D.h. ohne vorhandenes Wissen kann
neues Wissen nicht oder nur sehr begrenzt generiert, verstanden und genutzt werden.
Eine Folge der Kumulativität ist, dass früher oder später der Einzelne die Grenze
seiner Kapazität der Wissensspeicherung erreicht (vgl. Simon 1957). Durch Kodi-
fizierung, d.h. schriftliche Fixierung, des Wissens läßt sich das Problem begrenzter
Gedächtniskapazitäten nur teilweise überwinden. Bis zu einem gewissen Grad läßt
sich das Gedächtnis zwar durch Kodifizierung entlasten. Effiziente Forschungsarbeit
erfordert aber, dass Wissenschaftler einen Teil des relevanten Wissens im Gedächt-
nis präsent haben, um das in Bezug auf ein bestimmtes Untersuchungsziel relevante
Wissen identifizieren und sinnvoll miteinander verknüpfen zu können.
Dies hat in der Praxis dazu geführt, dass das Prinzip der Arbeitsteilung nicht nur
innerhalb des Produktionsbereichs, sondern auch zwischen Forschung und Pro-
duktion sowie innerhalb der Forschung bestimmend ist. Mit Voranschreiten des
wissenschaftlich-technischen Fortschritts bedeutet Arbeitsteilung immer mehr auch
Wissensteilung (vgl. Helmstädter 2001). In modernen Volkswirtschaften sind daher
zahlreiche Personen ganz auf die Forschung spezialisiert. Der kumulative Charakter
des Wissens zwingt den einzelnen Forscher außerdem, sich auf ein zunehmend
kleiner werdendes Teilgebiet zu beschränken. In Unternehmen hat dies zu einer
Herausbildung von immer spezialisierteren Teilgebieten in insgesamt wachsenden
FuE-Abteilungen geführt. Analog vollzog sich in der Wissenschaft die Bildung einer
wachsenden Zahl von Subdisziplinen.
Aus der interpersonellen Arbeitsteilung ergibt sich noch nicht zwingend auch eine
interorganisationale Arbeitsteilung. Zumindest theoretisch könnte ein Unternehmen
trotz Kumulativität des Wissens notwendige FuE-Arbeiten selber und alleine
durchführen. Interpersonelle Arbeitsteilung wäre dann nur gleichbedeutend mit
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intraorganisationaler Arbeitsteilung. Dass interpersonelle Arbeitsteilung vielfach mit
interorganisationaler Arbeitsteilung, d.h. einer Arbeitsteilung zwischen Unternehmen
und anderen Akteuren, einhergeht, liegt vor allem an der Eigenschaft der Nicht-
Rivalität im Konsum von Wissen. Nicht-Rivalität heißt, dass Wissen nach seiner
Generierung durch eine Person bzw. Organisation prinzipiell zu – im Verhältnis zu
den Kosten der Generierung des Wissens – geringen zusätzlichen Kosten (Grenz-
kosten) auch von andere Personen oder Organisationen genutzt werden kann (vgl.
Fritsch/Wein /Ewers 1999, S. 344-346).9 Zur Ausnutzung dieser Kostenvorteile
haben sich Institutionen herausgebildet, die auf die Bereitstellung innovationsrelvanten
Wissens spezialisiert sind. Dabei handelt es sich vor allem um Forschungseinrich-
tungen (vgl. Godin/Gingras 2000). Warum dies nicht kommerzielle FuE-Unter-
nehmen sind, wird im folgenden Kapitel (insbesondere  in Abschnitt 3.2) ausführ-
licher erläutert. Trotz der Arbeitsteilung im Rahmen von Innovationsprozessen und
des Fremdbezugs von Wissen von Forschungseinrichtungen führen viele Unter-
nehmen allerdings auch noch selber gewisse Forschungsaktivitäten durch.
2.4.3 Transfer von Wissen in arbeitsteiligen Innovationssystemen
Der Aspekt interorganisationaler Arbeitsteilung im Rahmen von Innovationspro-
zessen stellt die Grundlage für das Konzept der Innovationssysteme dar.10 Unter
Innovationssystemen werden sämtliche für die Generierung, Verbreitung und
praktische Anwendung neuen Wissens relevanten Organisationen sowie deren
Zusammenspiel bezeichnet. Als Bestandteile solcher Systeme – unterschieden wird
üblicherweise zwischen regionalen, nationalen oder sektoralen Innovationssystemen –
                                                
9 Hier geht es nur um die grundsätzliche Möglichkeit, dass das Wissen von Vielen genutzt
werden kann. Der ökonomische Wert des Wissens kann für ein Unternehmen jedoch stark
davon abhängen, ob es über das Wissen als erstes bzw. als einziges Unternehmen verfügen
kann oder dieses erst später als andere Unternehmen erhält. Daher wird mitunter durch
Schutzmechanis men wie die Geheimhaltung oder Patente die Wissensnutzung durch
mehrere Akteure unterbunden.
10 Vgl. Braczyk/Cooke/Heidenreich (1998), Cooke (2001), Edquist (1997), Freeman (1987, 2002),
Lundvall (1992), Lundvall et al. (2002), Metcalfe (1995), Nelson (1993) sowie Nelson/Nelson
(2002).
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gelten grundsätzlich alle Organisationen, denen für Innovationsprozesse eine Relevanz
zukommt. Neben den innovierenden Unternehmen zählen zu den Hauptakteuren von
Innovationssystemen Know-how-basierte Organisationen wie öffentliche und private
Forschungseinrichtungen sowie unternehmensbezogene Dienstleister (z.B. Software-
unternehmen, Ingenieurbüros, Labor- und Messdienste). Daneben spielen Institu-
tionen der nichtakademischen Bildung (Schulsystem, berufsbildende Schulen) sowie
das Arbeitskräftepotential eine Rolle. Außerdem sind rechtliche Rahmenbedingungen
wie geistige Eigentumsrechte, Steuergesetze usw. ein weiterer Faktor, der Inno-
vationsprozesse beeinflußt.
Welchen Beitrag Innovationssysteme zu Innovationsprozessen tatsächlich leisten,
hängt v.a. von der Qualität des Zusammenspiels zwischen den verschiedenen
Akteuren und des Transfers bzw. der Kommunikation von innovationsrelevantem
Wissen ab. Auch wenn in der Vergangenheit zahlreiche explizite Wissens- bzw.
Technologietransfereinrichtungen gegründet wurden, so findet der Wissenstransfer
hauptsächlich immer noch zwischen den Akteuren, die Wissen generieren und
speichern, und denen, die dieses Wissen für Innovationszwecke benötigen, direkt
statt (vgl. Bozeman 2000; Reinhard/Schmalholz 1996). Daher bietet es sich an, zur
Analyse arbeitsteiliger Innovationsprozesse an den Transferkanälen und Schnittstellen
zwischen den Akteuren des Innovationssystems anzusetzen. Zu diesen Kanälen des
Wissenstransfers zählen insbesondere:
· Wissenschaftliche Publikationen (Monographien, Artikel in wissenschaftlichen
Zeitungen, Lehrbücher etc.)
· Patente von Forschungseinrichtungen
· Gemeinsame FuE-Vorhaben von Forschungseinrichtungen und Unternehmen
bzw. die selbständige Durchführung von Forschungsarbeiten für Unternehmen
(inkl. Diplom- oder Doktorarbeiten)
· Gutachten und Expertisen
· Durchführung von Tests und Messserien
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· Ausbildung von Studenten und Nachwuchswissenschaftlern
· Weiterbildung von in Unternehmen Beschäftigten
Bevor in Kapitel 4 die verschiedenen konkreten Vorteile, die aus Sicht von
Unternehmen bzw. Forschungseinrichtungen mit einer Zusammenarbeit verbunden
sind, einer Betrachtung unterzogen werden, soll im folgenden Kapitel ausführlicher
auf die aus verschiedenen Eigenschaften von Wissen resultierenden Probleme der
marktlichen Bereitstellung von Wissen und deren Konsequenzen für die Kodifizierung
und den Transfer innovationsrelevanten Wissens eingegangen werden.
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Kapitel 3:
Die Eigenschaften innovationsrelevanten Wissens und
ihre Auswirkungen auf den Wissenstransfer
Auch wenn am Ende eines Innovationsprozesses ein verändertes Fertigungsverfahren
bzw. die Markteinführung eines neuen Produkts steht, so ist das Entscheidende an
Innovationsprozessen die Wissenskomponente, d.h. die Generierung bzw. neuartige
Anwendung von Wissen. Wie im vorangegangenen Kapitel bereits erläutert, erfolgt
die Generierung und Speicherung innovationsgerichteten Wissens häufig arbeitsteilig.
Dem Transfer von Wissen zwischen Akteuren, der durch Kodifizierung des Wissens
erleichtert wird, kommt daher eine zentrale Bedeutung bei der Analyse arbeitsteiliger
Innovationsprozesse zu.
In diesem Kapitel werden zunächst Einflußfaktoren der Wissenskodifizierung thema-
tisiert (Abschnitt 3.1). Anschließend geht Abschnitt 3.2 auf die Gründe ein, warum
sich unter normalen Umständen nur in geringem Maße Märkte für innovations-
relevantes Wissen bilden. Abschnitt 3.3 erklärt, wie dieser Mangel überwunden wird
durch das Patentrecht und das wissenschaftliche Publikations- und Beförderungs-
system als Anreizmechanismen zur Gewinnung, Kodifizierung und Verbreitung von
Wissen. Welche Rolle trotz dieser Kodifizierungsanreize Kooperationsbeziehungen,
persönliche Kontakte und räumliche Nähe im Rahmen von arbeitsteiligen Inno-
vationsprozessen spielen, ist Gegenstand des abschliessenden Abschnitts 3.4.
3.1 Einflussfaktoren der Kodifizierung von Wissen
Zum Zeitpunkt seiner Entstehung existiert Wissen zunächst nur im Gedächtnis der
Personen, die es generiert haben, und ist daher an diese Personen gebunden (vgl.
Ancori/Bureth/Cohendet 2000; Cowan/David/Foray 2000; Grupp 1997, S. 175;
Machlup 1980, S. 161-177; Saviotti 1998). In Anlehnung an Polanyi (1966) wird
solches personengebundene Wissen üblicherweise als 'tacit knowledge' bezeichnet.
Die Ausbreitung von tacit knowledge kann zum einen durch mündliche Weitergabe
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(face-to-face-Kontakt, Telefon, Video-Konferenzen1) erfolgen. Alternativ kann
Wissen kodifiziert, das heißt in Schriftstücken, Dokumenten, Schaubildern oder
Dateien gespeichert und weitergegeben werden. Dadurch wird der Wissenstransfer
personenunabhängig.
Ein Großteil des existierenden Wissens ist nicht kodifiziert. Allerdings stellen nur
geringe Teile dieses nicht-kodifzierten Wissens solches Wissen dar, bei dem die
Kodifizierung prinzipiell ausscheidet (Grimaldi/Torrisi 2001).2 Der Verzicht auf die
Kodifizierung von Wissen entspringt in den meisten Fällen vielmehr einem ökono-
mischen Kosten-Nutzen-Kalkül, bei dem die Vor- und Nachteile der Kodifizierung
gegeneinander abgewogen werden (vgl. Cohendet/Steinmueller 2000; Dasgupta/
David 1994). Von folgenden Aspekten hängt es im Wesentlichen ab, ob ein
bestimmtes Wissen kodifiziert wird oder nicht (vgl. Cohendet/Meyer-Krahmer 2001,
Cowan 2001, Cowan/David/Foray 2000, Cowan/Foray 1997):
· Breitenrelevanz des Wissens: Da der Aufwand für die Kodifizierung des
Wissens (ebenso wie der Aufwand für die Wissensgenerierung) den Charakter
von Fixkosten hat, können bei häufiger Nutzung des kodifizierten Wissens
Vorteile der Fixkostendegression realisiert werden. Je größer der Personenkreis
ist, der ein bestimmtes Wissen benötigt, um so eher lohnt sich die Wissens-
kodifizierung. Dies gilt insbesondere, wenn das Wissen an sehr unterschiedlichen
Orten bzw. zu unterschiedlichen Zeitpunkten benötigt wird.
· Kombination und Wiederbenutzung von Wissen: Dieser Aspekt ist mit dem
vorangegangenen verknüpft. Bei Wissen, das sich in verschiedensten Kombi-
nationen mit anderem Wissen nutzen läßt bzw. das aufgrund seines grund-
legenden Charakters und der bereits erwähnten Kumulativität von Wissen von
                                                
1 Zu den Nachteilen von Video-Konferenzen gegenüber face-to-face-Kontakten vgl. Nohria
und Eccles (1992) sowie McDonough und Kahn (1996).
2 Hierbei dürfte es sich vor allem um Wissen bezüglich praktischer Fertigkeiten wie Schwim-
men, Radfahren oder handwerkliche Techniken handeln. Solches Wissen lässt sich am
besten durch Vor- und Nachmachen inklusive korrigierendem Eingreifen vermitteln.
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denselben Personen immer wieder benötigt wird, sind die ökonomischen Anreize
zur Kodifizierung entsprechend hoch.
· Schutz vor Wissensabfluß: Aus Gründen der Wettbewerbsposition können
Akteure der Wissensgenerierung bzw. –speicherung ein Interesse haben, dass
Andere keinen Zugang – zumindest keinen unentgeltlichen Zugang – zu ihrem
Wissen erhalten. Sofern die Zahl der in die Wissensnutzung involvierten Personen
noch eine persönliche Kommunikation erlaubt, kann durch den Verzicht auf die
Kodifizierung die Gefahr der unerwünschten Wissensweitergabe an Dritte ver-
ringert werden. Allerdings lässt sich der unerwünschte Wissensabfluß dadurch
lediglich erschweren. Gänzlich verhindert werden kann er nicht, solange Wis-
sensträger nicht am Arbeitsplatzwechsel und der unautorisierten Kommunikation
mit Dritten gehindert werden können.
· Mobilität auf dem Arbeitsmarkt: Je mobiler die als Know how-Träger fungier-
enden Arbeitskräfte sind, um so geringer ist unter Transfergesichtspunkten die
Notwendigkeit der Wissenskodifizierung. Bei schwach ausgeprägter Mobilität
zirkuliert umgekehrt tacides Wissen zwischen verschiedenen Bereichen wesent-
lich weniger, so dass eine Kodifizierung entsprechend lohnenswerter wird.
· Genauigkeit des Wissens: Da die mündliche Weitergabe von Wissen eine er-
höhte Gefahr von Übertragungsfehlern in sich birgt, lohnt die Kodifizierung
insbesondere in solchen Fällen, in denen es auf eine sehr präzise und genaue
Information ankommt.
· Signalfunktion: Die Kodifizierung von Wissen ist sinnvoll, wenn dieses Wissen
als Qualitätssignal an Dritte fungieren soll (Hinweis auf spezielle Kompetenzen
und Fertigkeiten), denn dadurch wird die Evaluation des Wissens durch Dritte
stark erleichtert.
· Feedback-Intensität: Nur in Ausnahmefällen lässt sich ein Innovationsprozess
genau aufteilen in eine Phase, in der z.B. ein auftraggebender Akteur präzise und
vollständig definiert, welches Wissen von dem beauftragten Akteur bereitzu-
stellen ist, und in eine weitere Phase, in der dieses Wissen zwischen den
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Akteuren transferiert wird. Aufgrund der inhärenten Unsicherheit von Innova-
tionsprozessen (vgl. Abschnitt 2.3), ist eine sukzessiv-inkrementelle Wissens-
weitergabe und häufige Abstimmung zwischen den Akteuren unvermeidlich.
Mündliche Kommunikation beschleunigt in solchen Fällen den Wissenstransfer,
weil dabei die Zeitverzögerung durch Kodifizierung entfällt. Zudem fördert sie
durch eine wesentlich schnellere Abfolge von Feedbacks die Kreativität (z.B.
das Auffinden neuer Lösungsansätze oder die Identifikation benötigten und
verfügbaren Wissens), da bei mündlicher Kommunikation besonders das Kurz-
zeitgedächtnis zur assoziativen Verknüpfung von Diskussionsgegenstand und
gespeichertem Wissen genutzt werden kann (vgl. Tushman/Nadler 1980). Bei
hoher Feedback-Intensität und Interesse an der Ingangsetzung kreativer Pro-
zesse wirkt sich Kodifizierung also tendenziell nachteilig aus.
3.2 Probleme der marktlichen Bereitstellung von Wissen
Aus der vorangegangenen Auflistung wird bereits deutlich, dass die Kodifizierung
von Wissen nicht nur von objektiven Eigenschaften des Wissens abhängt, sondern
auch von Entscheidungen und Interessenlagen derjenigen, die über das Wissen ver-
fügen. Die Kodifizierung von Wissen ist wiederum eng mit der Anreizstruktur zur
Generierung von Wissen verknüpft. In Kapitel 2.4 wurde bereits darauf hingewiesen,
dass sich Akteure herausgebildet haben, die auf die Generierung und Speicherung
von Wissen spezialisiert sind. Dem Wesen einer Marktwirtschaft würde es ent-
sprechen, dass es sich bei diesen Akteuren um Unternehmen handelt, die Wissen
generieren und Dritten gegen Entgelt überlassen.
Tatsächlich ist in der Realität jedoch zu beobachten, dass es kommerzielle FuE-
Unternehmen und klassische Märkte für innovationsrelevantes Wissen nur in sehr
eingeschränktem Maße gibt, obwohl sich dieses Wissen in vielen Fällen aufgrund
seiner breiten Anwendbarkeit für eine Mehrfachnutzung (und damit auch besonders
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für die Kodifizierung) eignet.3 Der Verzicht auf die marktliche Weitergabe bzw. die
Generierung von Wissens sind vor allem in den Wissenseigenschaften der Nicht-
Rivalität im Konsum und der Nicht-Ausschließbarkeit begründet, die im folgenden
ausführlicher erörtert werden sollen.
3.2.1 Nicht-Rivalität in der Nutzung von Wissen
Von Nicht-Rivalität in der Nutzung eines Gutes wird gesprochen, wenn eine beson-
dere Kostensituation in Gestalt von sehr niedrigen Grenzkosten der Güterbereit-
stellung vorliegt, das heißt die Zahl der Nutzer eines Gutes prinzipiell zu sehr geringen
bzw. vernachlässigbaren Kosten ausgeweitet werden kann (vgl. Firtsch/Wein/Ewers
1999, S. 344-346). Bezogen auf Wissen bedeutet dies: Während die Kosten für die
'Produktion' bzw. die Bereitstellung der ersten Einheit des Gutes Wissens – hier die
Kosten der Wissensgenerierung und ggf. auch der Wissenskodifizierung – beträcht-
lich und fix sind, fallen die Kosten für die Bereitstellung weiterer Einheiten des Gutes
– hier z.B. die Kosten für die Vervielfältigung eines Buchmanuskripts, in dem das
Wissen kodifiziert wurde – vergleichsweise niedrig aus.4
Unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten wäre es sinnvoll, viele Personen
würden das einmal produzierte Gut, d.h. das generierte Wissen gemeinsam nutzen,
vorausgesetzt dieses Wissen ist auch für viele Personen nützlich. Im vorangegangenen
Abschnitt wurde dies als "Breitenrelevanz des Wissens" und als "Kombination und
Wiederbenutzung von Wissen" bereits angesprochen. Würde ein privater und pro-
fitorientierter Wissensproduzent das Wissen zu diesem Zweck Anderen anbieten und
nach der, aus der Wohlfahrtsökonomik bekannten, Preis-gleich-Grenzkosten-Regel
bepreisen, so müsste er das Wissen nahezu kostenlos zur Verfügung stellen. Auch
                                                
3 Die Kodifizierung ist jedoch weder für die Mehrfachnutzung noch für die marktliche Ver-
äußerung von Wissen eine zwingende Bedingung.
4 Streng genommen liegt auch hier eine gewisse Form der Rivalität vor, weil ein Buch nicht
gleichzeitig von mehreren Personen gelesen werden kann. Allerdings ist das entscheidende
Gut nicht das Buch, sondern das im Buch kodifizierte Wissen. Und dies läßt sich zu
vergleichsweise geringen Grenzkosten (Kosten des Drucks bzw. Erwerbs des Buchs) von
vielen Personen nutzen.
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wenn dies zu erheblichen Wohlfahrtssteigerungen durch Zusatznutzung des Wissens
zu geringen Kosten führen würde, wäre der Anreiz zur Generierung von Wissen bzw.
dessen Verkauf relativ gering. Der Nutzen des Produzenten bestünde im Wesent-
lichen nur aus dem, bei ihm selbst direkt anfallenden Nutzen.
Alternativ könnte der Anbieter jedoch von der Preis-gleich-Grenzkosten-Regel
abweichen und das Wissen z.B. zu den Durchschnittskosten seiner 'Produktion'
anbieten. Dadurch würde ihm aus der Weiterverbreitung des Wissens ein deutlich
größerer monetärer Zusatznutzen erwachsen, denn er würde nur noch einen Teil der
(hohen) Kosten der Bereitstellung der ersten Einheit des Gutes Wissen tragen. Wie
im nächsten Abschnitt deutlich wird, würde dies jedoch zu einer anderen Art von
Problemen führen, die in der fehlenden Ausschließbarkeit von der Wissenssnutzung
begründet sind.
3.2.2 Fehlende Ausschließbarkeit und Informationsasymmetrien
Das Kriterium der Ausschließbarkeit bedeutet, dass der Besitzer eines Gutes die
Möglichkeit hat, Andere von der Nutzung des Gutes rechtlich und/oder technisch
auszuschließen (vgl. Blankart 1998, S. 55-64; Musgrave/Musgrave/Kullmer 1994,
S. 67-76). Wer ein Gut veräußern möchte, hat in der Regel ein Interesse an der
Auschließbarkeit, d.h. an der Möglichkeit, das Gut nur unter bestimmten Beding-
ungen, wie der Zahlung eines angemessenen Preises, zu überlassen. Gerade bei der
Veräußerung von Wissen ist die Auschließbarkeit aufgrund von Informations-
asymmetrien vielfach jedoch nicht gegeben und der Schutz vor ungewolltem bzw.
unentgeltlichem Wissensabfluss dementsprechend gering.
Von Informationsasymmetrie wird dann gesprochen, wenn Anbieter und Nachfrager
hinsichtlich relevanter Umstände nicht über dieselben Kenntnisse verfügen.5 So kann
z.B. der Nachfrager einen geringeren Kenntnisstand hinsichtlich der Qualität des zum
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Verkauf stehenden Gutes besitzen als der Anbieter. Unter derartigen Umständen
dürfte der Nachfrager nur zum Kauf bereit sein, wenn der Preis als Kompensation
für die unvollständige Kenntnis über das Gut und dessen Qualität um einen
Risikoabschlag vermindert wird. Ein Gut von hoher Qualität würde der Anbieter
dann aber deutlich 'unter Wert' verkaufen.
Bei physischen Gütern läßt sich das Informationsdefizit des Nachfragers relativ leicht
überwinden, indem diesem entweder Informationen über die Qualität des Gutes
bereit gestellt werden oder indem ihm das Gut probehalber überlassen wird. Eine
Sondersituation entsteht allerdings, wenn es sich nicht um ein physisches, sondern ein
immaterielles Gut wie Wissen handelt. Bei der probehalben Überlassung des
Wissens besteht die Gefahr, dass der Käufer keinen Anreiz mehr hat, das Gut
anschließend zu erwerben, weil er sich das Wissen bereits im Rahmen der Inspektion
aneignet hat. Anschließend könnte er Desinteresse vortäuschen und das Wissen
heimlich nutzen. Im Endergebnis solcher opportunistischer Verhaltensweisen würde
der Produzent des Wissens niemanden finden, der bereit wäre, sich finanziell zu den
Grenzkosten, geschweige denn zu höheren Kosten, an der Wissensgenerierung zu
beteiligen.6
Selbst wenn sich der Andere – z.B. aufgrund des Umfangs und der Komplexität des
Wissens – zum entgeltlichen Wissenserwerb zu einem deutlich über den Grenzkosten
liegenden Preis entschließen sollte (vgl. Ende des vorangegangenen Abschnitts), kann
                                                                                                                                
5 Das Konzept der Informationsasymmetrie wurde von Akerlof (1970) bei der Analyse von Ge-
brauchtwagenmärkten begründet und wesentlich weiterentwickelt von Spence (1973) sowie
Rothschild und Stiglitz (1976).
6 Hierbei ist zu beachten, dass beim Transfer von Wissen nicht physische Gegenstände das
Entscheidende sind (z.B. Dokumente, in denen das betreffende Wissen kodifiziert ist). Wäre
dem so, dann ließe sich eine Informationsaneignung ohne Beteiligung an den Kosten aus-
schließen, indem ein potentieller Käufer die Information nur unter Aufsicht inspizieren
dürfte. Dadurch würde verhindert, dass sich der potentielle Käufer die Informationen durch
absprachewidriges Kopieren, Abschreiben, Abphotographieren o.ä. aneignet. Das Ent-
scheidende ist vielmehr das in den physischen Gegenständen kodifizierte Wissen, das sich
bereits durch bloßes Einprägen in das Gedächtnis aneignen läßt. Bei sehr umfangreichem
und komplexem Wissen stößt diese Methode der unentgeltlichen Wissensaneignung zwar
an Grenzen, da die Gedächtniskapazität begrenzt ist. Sie erlaubt aber immer noch die An-
eignung der Kernideen. Dieses Wissen ermöglicht dann dem potentiellen Nachfrager, die
fehlenden Wissensteile selber zu generieren und zwar zu geringeren Gesamtkosten als bei
einem Kauf des Wissens.
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es für den Wissensproduzenten zu einem weiteren Problem aufgrund einer zweiten
Variante opportunistischen Verhaltens kommen. Der Erwerber hat nämlich die
Möglichkeit, das Wissen unter dem an den Durchschnittskosten orientiertem
Kaufpreis an Andere weiter zu verkaufen. Dadurch reduziert sich für den Wissens-
produzenten die Zahl der potentiellen Abnehmer und die Chance, spürbare Beiträge
zur Refinanzierung seiner Wissensgenerierung zu erhalten.
Möglich wird der absprachewidrige Weiterverkauf von entgeltlich erworbenem
Wissen durch einen weiteren Fall von Informationsasymmetrie, bei dem das
Informationsdefizit diesmal jedoch auf der Anbieterseite angesiedelt ist. Der Ver-
käufer besitzt nur unzureichende Kenntnisse darüber, wie der (potentielle) Käufer
das inspizierte bzw. erworbene Wissen verwendet.
Informationsasymmetrien stellen also ein wesentlichen Hindernis für die Entstehung
von Wissensmärkten und die Mehrfachnutzung von Wissen dar. Der Verzicht auf die
Mehrfachnutzung hat zwei alternative, wohlfahrtsökonomisch nachteilige Folgen:
Dort, wo sich für den Einzelnen die Wissensgenerierung immer noch lohnt (d.h. der
individuelle Nutzen die Gesamtkosten der Wissensgenerierung übersteigt), kommt es
tendenziell zu Doppelforschung, durch die aus volkswirtschaftlicher Sicht unnötige
Kosten verursacht werden. In den Fällen, wo die Gesamtkosten höher als der
individuelle Nutzen sind, wird auf die Wissensgenerierung gänzlich verzichtet, obwohl
der Gesamtnutzen aller an dem Wissen Interessierten größer wäre als die Kosten der
Wissensgenerierung.
3.2.3 Offenheit von Forschungsprozessen und Unvollständigkeit von
Verträgen
Davon, dass sich ohne weiteres Märkte für innovationsrelevantes Wissen heraus-
bilden werden, ist auch deswegen nicht auszugehen, weil Märkte für Wissen nicht
dem Ideal der neoklassischen Spotmärkte entsprechen (vgl. Williamson 1975,
1985). Spotmärkte sich Märkte, in denen keine Transaktionskosten existieren und
auf denen homogene Güter getauscht werden, deren Eigenschaften den Marktteil-
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nehmern bekannt sind. Dies erlaubt den Abschluß eines präzisen und vollständigen
Vertrags. Da zudem Leistung und Gegenleistung meist gleichzeitig erfolgen, spielen
außerdem die Identität und die Reputation des Vertragspartners nur eine unterge-
ordnete Rolle.
Die Realität ist jedoch von der Existenz von Transaktionskosten gekennzeichnet, die
mitunter beträchtlich sein können (vgl. Williamson 1985). Zudem sind die Eigen-
schaften von Wissen dann nicht bekannt, wenn dieses Wissen erst noch durch den
Vertragspartner generiert werden soll. Gerade dies ist jedoch typisch für arbeits-
teilige Innovationsprozesse, bei denen es ja um Neuerungen und bisher Unbekanntes
geht.
Hinsichtlich der Vertragsgestaltung bestehen in dieser Situation verschiedene Mög-
lichkeiten (vgl. Goldberg 1980; Hart/Holmstrom 1987): Es könnte ein Vertrag
geschlossen werden, der zu einzelnen Arbeitsschritten keine Aussagen macht und in
dem das abzuliefernde Endergebnis in zwangsläufig vager Form beschrieben wird.
Für den wissensproduzierenden Akteur besteht dann das Risiko, dass sich der
Vertragspartner aufgrund von Informationsasymmetrien opportunistisch verhält, d.h.
nach Inspektion des Wissens behauptet, dieses entspräche nicht der vertraglichen
Vereinbarung, und das Wissen heimlich verwertet.
Alternativ könnte versucht werden, in dem Vertrag statt eines vagen Ergebnisses
konkrete Arbeitsschritte zu beschreiben. Ein derartiger Vertrag dürfte jedoch
schnell sehr komplex werden und entsprechend hohe Transaktionskosten (Ver-
tragsvereinbarungskosten) verursachen. V.a. können wegen der Offenheit von
Forschungs- und Entwicklungsprozessen nicht alle Arbeitsschritte genau vor-
hergesagt werden. Im besten Falle lässt sich festlegen, welche alternativen weiteren
Arbeitsschritte gemacht werden sollen, je nachdem zu welchem Zwischenergebnis
ein vorangehender Arbeitsschritt geführt hat. Da auch die Folgearbeitsschritte
mehrere Ergebnisse haben können, müssen dafür wieder alternative Reaktions-
strategien festgeschrieben werden. Der Aufwand zur Formulierung derartiger
"contingency contracts" dürfte in den meisten Fällen jedoch unverhältnismäßig groß
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sein. Im Übrigen lassen sich wegen der Offenheit von Innovationsprozessen (vgl.
Kapitel 2.3) adäquate Arbeitsschritte vielfach nicht im Voraus bestimmen.
Soll Wissen speziell für Innovationsvorhaben generiert werden, verbleibt nur die
Möglichkeit 'weicher' Verträge, in denen sowohl die zu erbringende Endleistung als
auch die dahin führenden Arbeitsschritte vage und unvollständig formuliert werden.7
Sowohl um die jeweils notwendigen Arbeitsschritte zu definieren als auch um
opportunistisches Verhalten auszuschließen, ist dann eine enge, über reine Markt-
transaktionen hinausgehende Kooperation zweckmäßig.
3.3 Mechanismen der Generierung und Kodifizierung
innovationsrelevanter Wissensarten
Wie die vorangegangenen Ausführungen gezeigt haben, stellt die Gefahr von oppor-
tunistischem Verhalten und ungewolltem Abfluss von Wissen ein beträchtliches
Hindernis für die Entwicklung von Wissensmärkten dar. Aus wohlfahrtsökono-
mischen Gründen besteht jedoch ein großes Interesse an der Generierung sowie der
Verbreitung und Mehrfachnutzung von Wissen. Im folgenden soll für drei ver-
schiedene Arten innovationsrelevanten Wissens (Ursache-Wirkungs-Wissen, Ziel-
Mittel-Wissen und Zeit-Raum-abhängiges Faktenwissen) gezeigt werden, welche
Anreize zur Generierung und Kodifizierung von Wissen sich als Antwort auf dieses
Problem entwickelt haben.8 Durch diese Anreize wird die Entstehung von Wissens-
märkten gefördert bzw. deren Fehlen kompensiert.
                                                
7 In den beiden vorangegangenen Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 wurden die Gründe dafür
behandelt, dass sich Märkte für bereits vorhandenes Wissen vielfach nicht herausbilden.
Die Unvollständigkeit von Verträgen ist hingegen ein Hindernis für die Entwicklung von
Märkten für Wissen, das auf besondere Anforderung generiert werden soll. Eine an-
schließende Mehrfachnutzung dieses Wissens ist nicht ausgeschlossen, würde jedoch
zusätzlich zu den bereits beschriebenen Problemen führen.
8 Die hier vorgenommene Klassifizierung ist keineswegs die einzige Möglichkeit der Unter-
scheidung verschiedener Wissensarten (vgl. für andere Klassifizierungen Machlup, 1980;
Brooks, 1994). Die hier vorgenommene Klassifizierung rechtfertigt sich aus der Praktikabilität
für die in dieser Arbeit verfolgten Fragestellungen. Sie ähnelt stark der von Cowan, David
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Diese drei Wissensarten sind notwendig zur Beantwortung von zwei Fragenkom-
plexen, die jedem Innovationsprojekt explizit oder implizit zugrunde liegen: Welche
Bedürfnisse und Zahlungsbereitschaften haben potentielle Nachfrager? Welche
Mittel zur Befriedigung dieser Bedürfnisse kämen in Frage? Aus der Erörterung
der verschiedenen Wissensarten wird zugleich die Stellung von Forschungsein-
richtungen in arbeitsteiligen Innovationsprozessen verständlicher, die je nach Art von
innovationsrelevantem Wissen unterschiedlich stark ist.9
3.3.1 Empirisches Ursache-Wirkungs-Wissen und das wissenschaftliche
Publikationssystem
Eine erste Art innovationsrelevanten Wissens stellt empirisches Ursache-Wirkungs-
Wissen dar, das vor allem im Rahmen der – auf die Erklärung empirisch beobacht-
barer Phänomene abzielenden – Grundlagenforschung generiert wird (vgl. OECD
1994, S. 68; Popper 1994, 31-46; Specht/Beckmann 1996, S. 16; Ströker 1992,
S. 69-76). Zur Untersuchung der Kausalzusammenhänge, die diesen Phänomenen
zugrunde liegen, werden auf Vermutungen aufbauende Hypothesen formuliert und
durch systematisches, intersubjektiv nachvollziehbares Vorgehen wie Versuche,
Experimente, Simulationen oder Gedankenexperimente überprüft. Bewährte
Hypothesen werden in Theorien zusammengefaßt, die als Wenn-Dann- bzw.
Ursache-Wirkungs-Aussagensysteme erklären, welche Folgen eintreten, wenn
bestimmte Bedingungen erfüllt sind bzw. wie sich eine bestimmte Größe (zu
erklärende Variable) in Abhängigkeit von anderen Einflußgrößen (erklärende
Variablen) verhält.10
                                                                                                                                
und Foray (2000), die hinsichtlich innovationsrelevanter Wissensarten zwischen "Know-
why", "Know-how" und "Know-what" unterscheiden.
9 Anhand der Differenzierung verschiedener Wis sensarten lassen sich außerdem die ver-
schiedenen methodischen Möglichkeiten der empirischen Untersuchung arbeitsteiliger
Innovationsprozesse erläutern, die Gegenstand von Kapitel 5 sind.
10 Aus dem empirisch gestützten Ursache-Wirkungs-Wissen abgeleitet wird das Raum-Zeit-
unabhängiges Faktenwissen wie beispielsweise das Wissen über Eigenschaften bestimmter
Materialien (z.B. Schmelzpunkt oder elektrische Leitfähigkeit) (vgl. Nelson 1959; OECD 1994,
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Da Grundlagenforschungswissen allgemeine Phänomene beschreibt, ist die praktische
Anwendbarkeit dieses Wissens entsprechend breit und erstreckt sich auf alle Be-
reiche, in denen die entsprechenden Kausalzusammenhänge eine wesentliche Rolle
spielen.11 Mit seiner hohen Breitenrelevanz erfüllt Wissen der Grundlagenforschung in
besonderem Maße die für eine Kodifizierung sprechenden Kriterien (vgl. Abschnitt
3.1). Dies gilt insbesondere für sogenanntes Standardwissen (Basiswissen der
Grundlagenforschung, wichtige Fakten), das immer wieder benötigt wird.
Da die marktlichen Anreize zur Generierung dieser Art von Wissen wie bereits ge-
zeigt sehr gering sind, erhalten Forschungseinrichtungen für die Durchführung von
Grundlagenforschung staatliche Zuwendungen.12 Durch die Bereitstellung staatlicher
Mittel für Forschungseinrichtungen wird jedoch nur die materielle Voraussetzung für
die Generierung und Kodifizierung von Grundlagenforschungswissen erfüllt. Aus
Sicht innovierender Unternehmen kommt es darauf an, dass das Wissen auch tat-
sächlich generiert und mittels Kodifizierung leicht zugänglich gemacht wird. Wissens-
generierung und -kodifizeriung stellen allerdings keine apriorische Selbstverständlich-
keit dar, da z.B. die an Hochschulen übliche Forschungsfreiheit dazu ge- bzw.
                                                                                                                                
S. 68). In gewisser Weise stellt Raum-Zeit-unabhängiges Faktenwissen eine Vereinfachung
des in Kausalzusammenhängen ausgedrückten Ursache-Wirkungs-Wissens dar. Während
das Ursache-Wirkungs-Gesetz allgemein besagt, dass Metall weicher wird, wenn es sich
erwärmt, gibt der Schmelzpunkt lediglich an, ab welcher Temperatur das Metall einen
bestimmten Zustand erreicht.
11 Als Charakteristikum von Grundlagenforschung gilt häufig die fehlende Ausrichtung auf ein
konkretes wirtschaftliches Ziel bzw. auf eine unmittelbare praktische Anwendung (vgl.
Specht/ Beckmann 1996, S. 16). Hier wird die von Machlup (1962, S. 147) thematisierte Frage
angesprochen, ob das primäre Definitionskriterium von Grundlagenforschung deren Ergeb-
nisse oder die ihr zugrunde liegende Motivation sein soll. Da das Ergebnis (allgemein-
gültiges Ursache-Wirkungs-Wissen) als Hauptmerkmal der Grundlagenforschung kaum
bestritten wird, muss die Motivation (Anwendungsorientierung) als Nebenkriterium gelten.
Im Übrigen besteht zwischen beiden Kriterien kein Widerspruch. Die Gewinnung allgemein-
gültigen Kausalwissens kann durchaus mit Blick auf ganz konkrete Anwendungszwecke
erfolgen, allerdings besteht aufgrund der Offenheit des Forschungsprozesses (vgl. Arrow
1962; Nelson 1959) das Risiko, dass kein (im beabsichtigen Bereich) anwendbares Wissen
generiert wird. Das Oslo- und das Frascati-Manual der OECD berücksichtigen den Aspekt
der Forschungsmotivation durch die Unterteilung der Grundlagenforschung in „pure basic
science“ ohne Anwendungsintention und in auf die Lösung konkreter Probleme ausgerich-
teter „oriented basic science“ (vgl. OECD 1994, 1997).
12 Die ökonomische Begründung der staatlichen Finanzierung von Grundlagenforschung als
öffentlichem Gut geht wesentlich auf Arrow (1962) und Nelson (1959) zurück. Vgl. auch
Martin/Scott (2000), Pavitt (2001) und Salter/Martin (2001).
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mißbraucht werden könnte, keine (verwertbare oder relevante) Forschung zu
betreiben bzw. auf die aufwendige Kodifizierung von Forschungsergebnissen zu
verzichten.
Um den Mißbrauch der Forschungsfreiheit zu verhindern, hat sich in der Wissen-
schaft ein Publikations- und Beförderungssystem entwickelt, in dem die Generierung
und schnelle Verbreitung von Forschungsergebnissen eine zentrale Funktion einnimmt
(vgl. Dasgupta/David 1987; Stephan 1996). Während bei Unternehmen das Inter-
esse am Schutz vor Wissensabfluss dominiert, ist für Wissenschaftler der gezielte
Wissensabfluss also von großer Bedeutung.
Insbesondere die Verbreitung von Grundlagenforschungswissen wird dadurch
forciert, dass diesbezügliche Publikationen entscheidend für den Erfolg einer wissen-
schaftlichen Laufbahn (Erteilung von Rufen, Zuteilung von Forschungsmitteln,
Auszeichnungen etc.) sind. Dabei ist nicht nur die Anzahl der Publikationen von
Bedeutung, sondern auch deren Qualität und vor allem die Neuigkeit der For-
schungsergebnisse. So werden Erstpublikationen besonders häufig zitiert bzw. in
besonderer Weise gewürdigt (z.B. als „seminal work“ oder „bahnbrechende
Arbeit“). Zudem eröffnen sie den Zugang zu besonderer Honorierung wie der
Verknüpfung des eigenen Namens mit einer Entdeckung ( „Planck-Konstante“,
"Haavelmo-Theorem" etc.), der Verleihung angesehener Wissenschaftspreise oder
der Aufnahme in Wissenschaftsakademien. Durch dieses Vorgehen entsteht insofern
ein 'Markt' für Grundlagenforschungswissen, als dass die Produktion des öffentlichen
Gutes Wissen an das private Güter wie berufliches Vorankommen oder persönliches
Ansehen geknüpft ist.
Umgekehrt erfahren Arbeiten, die lediglich bereits bekannte und als gesichert gel-
tende Erkenntnisse bestätigen, eine vergleichsweise geringe Wertschätzung und
haben nur geringe Chancen, in angesehenen wissenschaftlichen Zeitschriften publiziert
zu werden.13 Die Bedeutung von Wettrennen um "priority of discovery" bzw. um
                                                
13 Dies führt dazu, dass eine, über ein zwecks Bestätigung und Absicherung erster
Forschungsergebnisse sinnvolles Maß hinausgehende, Doppelforschung weitgehend
vermieden wird.
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"priority of publication" für die Wissenschaft wurde ausführlich erstmals von Merton
(1957) analysiert. Wettrennen um "priority" besitzen den Charakter von „the-winner-
takes-all“-Wettläufen (vgl. Frank/Cook 1995), bei denen mit der Position des
Zweitplatzierten bereits erhebliche Abschläge bezüglich der Belohnungen in Kauf
genommen werden müssen.
Wissenschaftliche Publikationen sind jedoch nicht der einzige Weg, auf dem
Grundlagenforschungswissen breiten Kreisen zugänglich gemacht wird. Neben der
Durchführung von Grundlagenforschung besteht eine weitere zentrale Funktion von
Hochschulen in der Ausbildung von Studenten und Nachwuchswissenschaftlern.14 Da
Studenten (in abgeschwächtem Maße auch Doktoranden) ihr späteres berufliches
Einsatzfeld noch nicht genau kennen, wird im Rahmen der Lehre vor allem breit
verwendbares Wissen vermittelt. Neben methodischem Wissen sind dies insbe-
sondere über lange Zeit bewährte Erkenntnisse der Grundlagenforschung. Im
Übrigen wird die Ausbildung von Studenten durch spezifische Publikationsformen
(Lehrbücher, Beiträge in Nachschlagewerken, Übersichtsartikel etc.) ergänzt.
Dem Transfer taciden Wissens via Ausbildung und Eintritt von Studenten bzw.
Doktoranden in den außeruniversitären Arbeitsmarkt sind jedoch Grenzen gesetzt:
Über ein bestimmtes Niveau reichen die Kenntnisse der Hochschulabsolventen
zwangsläufig nicht hinaus. Da gleichzeitig – zumindest in Ländern wie Deutschland –
allenfalls in Ausnahmefällen Professoren für einige Jahre in Unternehmen wechseln
und danach wieder an Forschungseinrichtungen zurückkehren, wird ab einem
                                                
14 Die für Universitäten typische Einheit von Forschung und Lehre stellt aus produktionswirt-
schaftlicher Sicht eine Verbundproduktion dar, die den Vorteil subadditiver Kosten-
strukturen aufweist. Auch wenn an Hochschulen die Ausbildung von Studenten im
Verbund mit der Erstellung des öffentlichen Gutes Forschung geschieht, handelt es sich bei
ihr selber jedoch nicht um ein öffentliches Gut. Die in Deutschland übliche unentgeltliche
Bereitstellung von Hochschulbildung ist angesichts von allenfalls in geringem Ausmaß
vorhandenen externen Effekten der Hochschulbildung allokationstheoretisch nicht zu
rechtfertigen und dürfte sich nur historisch bzw. mit Überlegungen der politischen
Ökonomie erklären lassen. Statt einer Finanzierung aus Steuermitteln wäre aus
Allokationserwägungen eine Finanzierung der akademischen Bildung durch die Studenten
selber – z.B. über Studiengebühren oder eine Akademikersteuer – angezeigt. Der Staat
könnte sich dabei auf die Absicherung der Vorfinanzierung von Studiengebühren
beschränken. Vgl. ausführlicher zur Thematik von Studiengebühren Ewers (1996), Grüske
(1994), Schwirten (1998) und Woll (1992).
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bestimmten Spezialisierungs- und Wissensniveau die Kodifizierung des Wissens bzw.
der direkte Kontakt zu den akademischen Wissensträgern für einen Wissenstransfer
unverzichtbar.
3.3.2 Ziel-Mittel-Wissen und die Funktion von Patenten
Eine zweite Kategorie von innovationsrelevantem Wissen stellt Ziel-Mittel-Wissen
dar, das im Rahmen der Anwendungsforschung entsteht. Diese ist darauf ausge-
richtet, für Ergebnisse der Grundlagenforschung Anwendungsmöglichkeiten zu finden
und allgemeine Methoden zur Erreichung spezifischer Ziele zu entwickeln (vgl.
OECD 1994, S. 69; Specht/Beckmann 1996, S. 14-17). Neues Wissen bzw. eine
neue Art von Wissen entsteht in der Anwendungsforschung dadurch, dass aus der
Grundlagenforschung hervorgegangenes Wissen über einzelne Kausalzusammen-
hänge im Hinblick auf bestimmte praktische Ziele bzw. angestrebte Endzustände
integriert und zusammengefaßt wird.
Während die Grundlagenforschung auf die Erklärung empirischer Phänomene abzielt,
hat die Anwendungsforschung die Lösung spezifischer, praktischer Probleme im
Blick. Die Motivation besteht hier also weniger in dem reinen Verstehen von Vor-
gängen als vielmehr in der gezielten Manipulation von Umwelt und technischen bzw.
sozialen Abläufen. Zu diesem Zweck wird das Ursache-Wirkungs-Wissen der
Grundlagenforschung in Ziel-Mittel-Wissen transformiert.15
Einerseits bedeutet dieser Transformationsprozeß eine Einengung, da breit anwend-
bares Ursache-Wirkungs-Wissen nur im Hinblick auf eine spezielle Anwendung
betrachtet wird. Andererseits resultiert aus dem Transformationsprozess eine
Komplexitätszunahme, da zur Lösung anspruchsvoller technischer Probleme in der
Regel Erkenntnisse aus mehreren wissenschaftlichen (Sub-)Disziplinen zu
                                                
15 Mitunter wird das Ursache-Wirkungs-Wissen als Ergebnis der Grundlagenforschung als
‘Theorie’ bezeichnet und der ‘Technologie’ als anwendungsbezogenen Ziel-Mittel-
Aussagen und Ergebnis der Anwendungsforschung gegenüber gestellt (vgl. z.B. Brockhoff
1994, S. 22; Specht/Beckmann 1996).
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kombinieren sind. Während in der Grundlagenforschung die Konzentration auf einen
einzigen zu erklärenden Kausalzusammenhang häufig schon aus den hohen experi-
mentellen und apparativen Anforderungen resultiert, wird in der Anwendungs-
forschung Wissen über eine Vielzahl von Kausalzusammenhängen zu einer
komplexen 'Technologie' integriert.
Grundsätzlich eignet sich auch das Ziel-Mittel-Wissen zur Kodifizierung. Durch die
Fokussierung auf einen bestimmten Anwendungszweck sinkt allerdings die Breiten-
relevanz dieses Wissens (vgl. Abschnitt 3.1), wodurch sich das Aufwand-Ertrag-
Verhältnis der Kodifizierung c.p. verschlechtert. Außerdem dürfte es im Rahmen der
Anwendungsforschung zu einer höheren Feedback-Intensität mit den Akteuren
kommen, die für die praktische Umsetzung des Wissens in neue Produkte oder
Prozesse verantwortlich sind. Dies begünstigt die Feedback-freundliche mündliche
Weitergabe von Wissen. Dennoch dürfte es in vielen Fällen sinnvoll sein, das
Ergebnis des Forschungs- und Entwicklungsprozesses (ohne seine Teilschritte) zu
kodifizieren, da immer noch eine größere Anzahl von Akteuren für dieses Wissen
Anwendungen finden könnte.
Einen wichtigen Aspekt hinsichtlich der Kodifizierung von Ziel-Mittel-Wissen stellt
der Schutz vor Wissensabfluß dar. Unternehmen haben aus Wettbewerbsgründen –
unabhängig davon, ob sie dieses Wissen selber generieren oder von Forschungs-
einrichtungen beziehen – ein starkes Interesse daran, anwendungsbezogenes Wissen
vor Dritten zu schützen. Daher hat der Staat die Möglichkeit geschaffen, das im Zuge
der Anwendungsforschung generierte Ziel-Mittel-Wissen durch Patente rechtlich
schützen und für einen begrenzten Zeitraum mit exklusiven Eigentumsrechten ver-
sehen zu lassen.16 Dadurch soll das Entstehen von Märkten für Wissen der ange-
wandten Forschung ermöglicht werden.
Die Möglichkeit der Patentanmeldung schafft nicht nur Anreize zur Generierung von
Ziel-Mittel-Wissen, sondern führt auch zur Kodifizierung und Publikation dieses
                                                
16 Wissen der Grundlagenforschung (Fakten, Naturgesetze) ist rechtlich von der
Patentanmeldung ausgeschlossen.
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Wissens, denn im Rahmen des Anmeldeverfahrens muss das zu schützende Wissen
in einem allgemein zugänglichen Patentdokument festgehalten werden. Diese Offen-
legung dient unter anderem der Vermeidung von wohlfahrtsmindernder Doppel-
forschung. Mit der Vergabe von Lizenzen besteht die rechtliche Möglichkeit, Dritten
die Nutzung des patentierten Wissens gegen Entgelt zu ermöglichen. Die dafür zu
zahlenden Lizenzgebühren tragen zur Kostendeckung bei dem Patentinhaber bei und
eröffnen diesem eine alternative Einnahmequelle neben der Eigenverwertung des
Wissens bzw. eine Entschädigung für den freiwilligen Verzicht auf die (exklusive)
Nutzung des Wissens.17
3.3.3 Raum-Zeit-abhängiges Faktenwissen
Im Gegensatz zu Raum-Zeit-unabhängigen Fakten wie z.B. bestimmten Material-
eigenschaften (s. Fußnote 10) handelt es sich bei Raum-Zeit-abhängigem Wissen um
Informationen, die einen eindeutigen Raum-Zeit-Bezug haben und deren Gültigkeit
auf diesen spezifischen Kontext beschränkt ist.18
Zu den innovationsrelevanten Raum-Zeit-abhängigen Fakten zählen sehr unter-
schiedliche Arten von Wissen bzw. Informationen. Im Rahmen der Implementierung
neuer Fertigungsverfahren oder Anlagenteile spielen vor allem Informationen zu
betriebsspezifischen Charakteristika wie Arbeitsorganisation, Qualifikation der
Arbeitskräfte, Beschaffenheit vorhandener und zu integrierender Anlagen(-teile),
                                                
17 Ausführlicher zum tatsächlichen Gebrauch des Patentschutzes vgl. Kapitel 5.2.1.
18 Die Begriffe 'Wissen' und 'Information' werden in dieser Arbeit austauschbar verwendet, so
wie dies auch andere Arbeiten tun (vgl. z.B. Cowan/David/Foray 2000). Auf eine Unter-
scheidung wird vor allem deshalb verzichtet, weil in der einschlägigen Literatur beide
Begriffe keineswegs einheitlich verwendet werden. Saviotti (1998, S. 845) bezeichnet als
Informationen Fakten und als Wissen Generalisierungen und Korrelationen zwischen
Variablen. Audretsch und Feldman (1996, S. 630) setzen bei der Handhabbarkeit und
Übertragung an und gehen davon aus, dass bei Informationen die Übertragungskosten
weitgehend entfernungsunabhängig sind, während sie bei Wissen stark mit der Entfernung
ansteigen. Eine ähnliche Sicht vertreten Dasgupta und David (1994, S. 493), denen zufolge
Information die Reduktion und Konvertierung von Wissen in leicht kommunizierbare Nach-
richten ist. Machlup (1980, S. 56f.) verwendet beide Begriffe austauschbar, macht aber
darauf aufmerksam, dass Information ("to inform") dem Ursprunge nach stärker als Wissen
("to know") auf den Vorgang der Wissensaneignung verweist.
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Management des Unternehmens etc. eine wichtige Rolle (vgl. Cowan/David/
Dominique 2000; Voss 1988). Je genauer und umfangreicher dieses Wissen ist, um
so eher gelingt die Integration einer Prozessinnovation und um so geringer ist der
Umfang der technologisch induzierten Feedbacks des Innovationsprozesses (vg.
Abschnitt 2.3.1). Ferner ist der rechtliche Rahmen eines Innovationsvorhabens zu
beachten, zu dem steuerliche Regelungen, das Arbeits- und Vertragsrecht, gesetz-
liche Haftungsregelungen, einzuhaltende Umweltstandards oder Wissen über
Finanzierungsmöglichkeiten zählen (vgl. Baker e.a. 1980, S. 39; Saviotti 1998).
Diese rechtlichen Regelungen bilden einen wichtigen Bestandteil von Innovations-
systemen (vgl. Abschnitt 2.4.2).
Von großer Bedeutung sind außerdem Informationen über die Beschaffungs- und
Absatzmärkte, auf deren volkswirtschaftliche Funktion von Hayek (1945, 1986) in
seinen Analysen ausführlich eingegangen ist und die der Beseitigung marktlicher
Unsicherheit (vgl. Abschnitt 2.3.2) dienen. Dazu zählen die Zahlungsbereitschaft für
eigene Produkte, Produkte der Konkurrenz oder Produkte, durch die eigene
Produkte substituiert werden können, sowie die Preise für Rohstoffe, Materialien,
Vorprodukte oder Arbeitskräfte. Auch Aspekte wie der Zeitvorsprung oder Akti-
vitäten konkurrierender Unternehmen sind in diesem Zusammenhang bedeutsam.
Wichtig sind nicht zuletzt Informationen bezüglich der Vertrauenswürdigkeit po-
tentieller Kooperationspartner, denen im Rahmen einer Zusammenarbeit wichtiges
Wissen anvertraut werden muß (vgl. Lissoni 2001).
Der Grad der Kodifiziertheit der unterschiedlichen Arten von Raum-Zeit-abhängigem
Faktenwissen variiert stark. Gesetzliche Rahmenbedingungen müssen schon aus
Gründen der Rechtsstaatlichkeit kodifiziert werden. Informationen über Beschaf-
fungsmärkte dürften relativ gut verfügbar und ebenfalls vergleichsweise kodifiziert
sein, da in diesen Märkten die Anbieter aus Wettbewerbsgründen ein gesteigertes
Interesse haben, potentielle Abnehmer gut zu informieren, wozu vielfach die Bereit-
stellung schriftlicher Informationen zählt.
Informationen über Kundenpräferenzen müssen in der Regel erst aufwendig erfasst
werden. Geschieht dies z.B. durch ein Marktforschungsunternehmen, wird der
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Transfer dieses Wissens in der Regel mit einer Kodifizierung verbunden sein. Aus
Wettbewerbsgründen dürften Unternehmen an der Veröffentlichung solcher
kodifizierten Informationen aber ebenso wenig interessiert sein wie im Hinblick auf
Informationen zu unternehmensinternen Abläufen und Zuständen.
3.4 Innovationsorientierte Kooperationen und die Bedeutung räumlicher
Nähe
Wie die vorangegangenen Ausführungen gezeigt haben, haben sich verschiedene
Mechanismen zur Förderung der Generierung, Kodifizierung und Verbreitung von
innovationsrelevantem Wissen entwickelt. Diese Mechanismen haben den personen-
unabhängigen Wissenstranfser begünstigt. Aus verschiedenen Gründen spielen
persönliche Kontakte und Kooperationen bzw. kooperationsartige Elemente aber
immer noch eine bedeutsame Rolle im Rahmen von Innovationsprozessen:
· Wenn das benötigte Wissen erst generiert werden muss, dann ist persönlicher
Kontakt notwendig, um sukzessive zu definieren, welches Wissen benötigt wird
und auf welche Weise dieses Wissen generiert werden könnte.
· Viele Publikationen sind nicht 'vollständig' in dem Sinne, dass sich das darin
enthaltene Wissen ohne Konsultation der Urheber des Wissens nicht sinnvoll
nutzen läßt. Die Gründe für die Unvollständigkeit können verschieden sein. Zum
Teil zwingt die Platzknappheit in wissenschaftlichen Zeitschriften zur Beschrän-
kung auf das Allerwichtigste. Unvollständigkeit kann aber auch gezielt dazu
dienen, sich als kompetenter, potentieller Kooperationspartner darzustellen und
die Kontaktaufnahme zur Forschungseinrichtung zu forcieren. Im Ergebnis führt
die Unvollständigkeit von Publikationen dazu, dass das betreffende Wissen nicht
ein völlig "freies" Gut darstellt und der Aufwand der Wissensaneignung über die
Lektüre einer Publikation hinausgeht (vgl. Cowan/David/Foray 2000, Zucker/
Darby/Brewer 1998). Unabhängig von der (Un-)Vollständigkeit von Publika-
tionen setzt die Adaption extern bezogenen Wissens vielfach eine gewisse
absorptive Kapazität (vgl. Cohen/ Levinthal 1990) bzw. tacides Wissen (vgl.
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Ancori/Bureth/Cohendet 2000) voraus, die in der Regel im Rahmen eigener
FuE-Aktivitäten gewonnen werden.19
· Direkter Kontakt zu Forschungseinrichtungen spielt auch deswegen eine Rolle,
weil bei Innovationsvorhaben oftmals nicht nur eine bestimmte Art von Wissen
benötigt wird, sondern eine Vielzahl von Wissensarten integriert werden muß
(Grundlagenforschungswissen verschiedener wissenschaftlicher [Sub-]Diszi-
plinen, Ziel-Mittel-Wissen, Raum-Zeit-abhängiges Faktenwissen). Hierbei wird
Erfahrungs- bzw. Anwendungswissen hinsichtlich der Beschaffung, Bewertung
und Interpretation, Auswahl, Kombination sowie Anwendung der verschiedenen
Wissensarten benötigt, das in der Regel nicht in Publikationen kodifiziert ist, über
das Forschungseinrichtungen jedoch regelmäßig aufgrund ihrer Mitarbeit an zahl-
reichen Projekten verfügen (vgl. Hippel/Tyre 1995; Pavitt 1991).20
· Kooperationsartige Beziehungen und persönliche Kontakte haben außerdem den
Vorzug, dass sich dadurch die Vertrauenswürdigkeit potentieller Kooperations-
partner besser abschätzen läßt und Vertrauen und Sympathie als Pfand und
Sanktionsmittel gegen opportunistisches Verhalten (insbesondere die unautori-
sierte Weitergabe von Wissen) infolge von Informationsasymmetrien aufgebaut
werden können.
                                                
19 Das Konzept der absorptiven Kapazität basiert auf dem kumulativen Charakter von Wissen.
Demzufolge ist der Nutzen eines bestimmten Wissens und damit auch die Nachfrage nach
diesem Wissen von dem beim Empfänger bereits vorhandenen Wissensstand abhängig. Die
Fähigkeit, externes, innovationsrelevantes Wissen zu identifizieren, aufzunehmen und
nutzbar zu machen, setzt eine gewisse Expertise voraus, die in der Regel durch eigene
Forschungsarbeiten, die Rekrutierung von Wissenschaftlern oder die Berufung von
Wissenschaftlern in wissenschaftliche Beiräte gewährleistet werden kann. Der Fremdbezug
von Wissen kann also in vielen Fällen eigene FuE nicht vollständig ersetzen, sondern hat
eher ergänzenden Charakter.
20 Eng verknüpft mit solchem Anwendungswissen ist die Funktion des ‘gatekeepers’ (vgl.
Allen 1977; Charles/Howells 1992, S. 54 f.; Gemünden/Walter 1995), dessen Aufgabe darin
besteht, für das innovierende Unternehmen verschiedenes Wissen aus unterschiedlichen
internen und externen Quellen mit Blick auf die Unternehmensziele zu interpretieren, zu
kommunizieren und zu integrieren.
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· Ein Teil des innovationsrelevanten Wissens wird aus Kosten-Nutzen-Erwä-
gungen persönlich kommuniziert statt kodifiziert, weil der Anwendungskreis zu
klein bzw. das Interesse an der Geheimhaltung des Wissens zu groß ist.
Trotz vielfacher Kodifizierungsanreize sind der "Transfer über Köpfe" und der face-
to-face-Kontakt also immer noch von gewichtiger Bedeutung. Von Hippel bezeich-
net diese Einschränkung in der Verbreitung von Wissen und die Bindung von
Informationen an deren Quelle als "stickyness of information" (von Hippel 1994).
Die Notwendigkeit von persönlichen Kontakten zwecks Übertragung von inno-
vationsgerichtetem Wissen darf jedoch nicht mit einer zwingenden Notwendigkeit
räumlicher Nähe gleichgesetzt werden. Kurze räumliche Distanzen stellen lediglich
einen stark begünstigenden Faktor für eine Zusammenarbeit dar. Kodifiziertes
Wissen läßt sich relativ preiswert über weite Entfernungen übertragen. Der Transfer
personengebundenen Wissens erfordert hingegen personelle Mobilität und wirft
daher im Vergleich zum Transfer kodifizierten Wissens deutlich höhere Raumüber-
windungskosten auf (vgl. Audretsch/Stephan 1996; Carrincazeaux/ Lung/Rallet
2001, Patel/Pavitt 1995). Dazu zählen neben den direkten Reisekosten (Transport-
mittel, Unterkunft) vor allem der mit dem Reisen verbundene Zeitaufwand, der zu
beachtlichen Opportunitätskosten führen kann (vgl. Kersten 1996, S. 33). Daher ist
zu vermuten, dass Forschungseinrichtungen bevorzugt mit Partnern aus der Region
kooperieren, da hierbei die geringeren Kosten für face-to-face-Kontakte c.p. zu
einem verbesserten Verhältnis von Kooperationsnutzen und -aufwand führen.
Räumliche Nähe wirkt sich nicht nur vorteilhaft auf die Durchführung einer Ko-
operation aus, sondern kann auch die Anbahnung einer Kooperation erleichtern.
Viele Studenten (insbesondere an den Fachhochschulen) stammen aus der Region, in
der ihre Hochschule ansässig ist, und verbleiben nach ihrem Studium auch dort.
Somit besitzen sie aus der Ausbildungszeit einen relativ guten Überblick über das
regionale Angebot potentieller Kooperationspartner und können durch Rückgriff auf
dieses Angebot die Kosten für die Suche nach einem Kooperationspartner redu-
zieren.
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Eine Tendenz zur Kooperation mit regionalen Partnern ergibt sich außerdem daraus,
dass nicht immer gezielt nach einem Kooperationspartner gesucht wird, sondern der
Ausgangspunkt vieler Kooperationen ein zufällig zustande gekommener Kontakt ist
(z.B. auf Konferenzen, Vorträgen etc.). Da solche Zufallskontakte in der Regel
häufiger auf regionaler Ebene vorkommen als auf überregionaler Ebene, ist auch mit
einem stärkeren Gewicht regionaler Kooperationen bzw. einer größeren Wahr-
scheinlichkeit regionaler Partner zu rechnen (vgl. Beise/Stahl 1998; Katz 1994;
Kersten 1996, S. 32-34).21
Räumliche Nähe ist jedoch nicht der einzige vorteilhafte bzw. relevante Aspekt einer
Kooperationsbeziehung. In vielen Fällen spielt auch die Qualität und Speziali-
sierung der Kooperationspartner eine entscheidende Rolle (vgl. Beise/ Stahl 1998;
Mansfield/Lee 1996; Meyer-Krahmer 1985). Sofern eine Kooperation mit einem
bestimmten Partner einen besonderen Nutzen verspricht, dürften Forschungs-
einrichtungen wie Unternehmen zur Überwindung größerer räumlicher Distanzen
bereit sein.
Da der Aufwand für den Aufbau eines Vertrauensverhältnisses ökonomisch ge-
sehen ex post sunk costs darstellt, kann es außerdem sinnvoll sein, Kooperations-
beziehungen auch dann fortzuführen, wenn ein Hochschulwissenschaftler an einen
weiter entfernt liegenden Standort wechselt. Gleiches gilt für entfernt angesiedelte
Wissenschaftler, zu denen bereits (z.B. aus gemeinsamen Ausbildungsabschnitten) ein
Vertrauensverhältnis besteht. Ferner ist zu erwarten, dass Akteure, die im Laufe ihrer
Karriere eine hohe Mobilität demonstriert haben (z.B. Tätigkeit im Ausland), auf
weitere Kontaktnetzwerke zurückgreifen können und mit verschiedenen Mentalitäten
vertraut sind, so dass sie geringere Kosten bezüglich Identifizierung und Kennen-
lernen überregionaler Kooperationspartner haben.
                                                
21 Die Möglichkeit der Anbahnung von Kooperationsvorhaben dürfte für viele
Wissenschaftler und Unternehmensvertreter ein wichtiger Grund für die Teilnahme an
Konferenzen etc. sein. Da sich nicht voraussehen läßt, inwieweit eine Veranstaltung zu
kooperationsförderlichen Kontakten führen wird, ist der Nutzen der Teilnahme ex ante
jedoch ungewiss. Angesichts mit der räumlichen Entfernung stark korrelierenden
Raumüberwindungskosten dürfte daher c.p. Veranstaltungen in der Nähe der Vorzug
gegeben werden.
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Zu Beginn dieses Kapitels wurde gezeigt, dass sich aufgrund von Informations-
asymmetrien und der Wissenseigenschaft der Nicht-Rivalität ohne staatliche Eingriffe
Märkte für innovationsrelevantes Wissen allenfalls in suboptimalem Ausmaß heraus-
bilden würden. Mit dem Patentrecht sowie dem System der staatlichen Finanzierung
der Grundlagenforschung und den Publikationsanreizen wurden Mechanismen
geschaffen bzw. haben sich entwickelt, die gezielt die Generierung, Kodifizierung und
Verbreitung von Wissen befördern. Aus verschiedenen Gründen spielen trotz
Kodifizierung persönliche Kontakte, räumliche Nähe und Kooperationsbeziehungen
jedoch eine große Rolle. Im folgenden Kapitel werden daher die verschiedenen Vor-




Vor- und Nachteile innovationsorientierter Koopera-
tionen zwischen Forschungseinrichtungen und Unter-
nehmen
Wie in den vorangegangenen Kapiteln dargelegt wurde, hat sich im Rahmen von
Innovationsprozessen zunehmend eine Arbeitsteilung zwischen Forschungsein-
richtungen und Unternehmen entwickelt. Je ausgeprägter diese Arbeitsteilung wird,
um so wichtiger werden Zusammenarbeit und Austausch dieser beiden Akteurs-
gruppen, soll die Innovationsrate im Unternehmensbereich nicht absinken. Dass es
trotz Forschungsfreiheit und Verzicht auf staatlichen Zwang zur Kooperation tat-
sächlich zu einer solchen Zusammenarbeit kommt, liegt vor allem an den vielfältigen
Vorteilen, die für beide Seiten mit einer innovationsorientierten Kooperation ver-
bunden. Hauptgegenstand dieses Kapitels sind die Gründe, die auf Unternehmens-
seite für den Fremdbezug von Wissen, auf Seite der Forschungseinrichtungen für
einen Verzicht auf eine 'Elfenbeinturmexistenz' ohne Kontakt zu Unternehmen
sprechen. Ein Verständnis dieser Vorteile ist insbesondere wichtig, wenn durch
geeignete Anreizstrukturen Kooperationsaktivitäten gefördert und Innovations-
potentiale besser ausgeschöpft werden sollen.
Auf Unternehmensseite zählen zu den Vorteilen die Überwindung von FuE-Eng-
pässen, die Rekrutierung und das Screening von potentiellen Mitarbeitern, Kosten-
ersparnisse aufgrund niedriger Personalkosten an Forschungseinrichtungen, direkte
Vorteile im (FuE)Wettbewerb sowie die Ausnutzung von Verbundvorteilen in den
Forschungseinrichtungen (Abschnitt 4.1). Aus Sicht der Forschungseinrichtungen
sprechen für eine Zusammenarbeit mit Unternehmen neben der Steigerung des
persönlichen Einkommens und der Reputation vor allem die Erweiterung der For-
schungsmöglichkeiten, die verbesserte Umsetzung eigener Ideen, Impulse aus der
Praxis für die eigene Forschungsarbeit sowie die Verbesserung der Lehre und der
Beschäftigungschancen der Hochschulabsolventen (Abschnitt 4.2). Den Vorteilen
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stehen jedoch auch Nachteile wie die Gefahr von ungewolltem Wissensabfluß oder
eine Einschränkung der Publikationsmöglichkeiten entgegen (Abschnitt 4.3).
Als Abschluss dieses Kapitels (Abschnitt 4.4) und zugleich als Abschluss des
theoretischen Teils dieser Arbeit wird ein Set von, aus den bisherigen Überlegungen
abgeleiteten Hypothesen und Untersuchungsfragen vorgestellt, das im empirischen
Teil dieser Arbeit (Kapitel 6 bis 8) einer Überprüfung unterzogen werden soll.
4.1 Vorteile einer Zusammenarbeit aus Unternehmenssicht
Wenn ein Unternehmen feststellt, dass es für die Umsetzung eines Innovations-
vorhabens ein bestimmtes, im Unternehmen (noch) nicht vorhandenes Wissen
benötigt, dann steht es vor der Alternative, dieses Wissen entweder selber zu
generieren oder von außen zu beziehen ("make or buy"). Aus Sicht der ökono-
mischen Standardtheorie würde bei rationalem Verhalten die Alternative mit dem
besseren Kosten-Nutzen-Verhältnis gewählt, wobei zu den Kosten einer Koopera-
tion (Fremdbezug) auch der Aufwand für den Transfer des Wissens zu zählen ist.1
Wenn sich ein Unternehmen zum Fremdbezug von Wissen von einer Forschungs-
einrichtung entschließt, wird dies häufig mit Verweisen auf die Vorteilhaftigkeit von
Arbeitsteilung erklärt bzw. damit begründet, dass sich durch FuE-Kooperationen die
Wissensbasis erweitern und die Wettbewerbsposition stärken lasse oder dass
aufgrund von Zeit- und Kostenersparnissen der Fremdbezug von Wissen vorteil-
hafter als eigene FuE-Arbeiten sei. Derartige Aussagen lassen jedoch unerklärt,
                                                
1 Die Höhe der Transaktionskosten reicht in diesem Fall als alleiniges Kriterium für die Ent-
scheidung zwischen von Fremdbezug und Eigenerstellung jedoch nicht aus (vgl. Williamson
1985). Die Transaktionskosten sind nur dann allein entscheidend, wenn zum einen zwei iden-
tische Güter miteinander verglichen werden und zum anderen die Produktionskosten gleich
hoch sind. Beides dürfte beim Fremdbezug von Wissen von Forschungseinrichtungen häu-
fig nicht der Fall sein. Vielfach geht bei diesen der Fremdbezug mit dem Bezug zusätzlicher,
nützlicher 'Kuppelprodukte' einher bzw. Forschungseinrichtungen bieten Leistungen an, die
Unternehmen gar nicht herstellen könnten. Außerdem sind Forschungseinrichtungen bei
Kooperationen aufgrund öffentlicher Finanzierung oft nicht gezwungen, die vollen Produk-
tionskosten einem 'Abnehmer' ihres Wissens in Rechnung zu stellen (vgl. auch Abschnitt
4.1.6).
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worauf genau die Vorteilhaftigkeit von FuE-Kooperationen beruht. Daher wird im
folgenden eine ausführlichere Betrachtung der unterschiedlichen Kosten- und
Nutzenkomponenten von FuE-Kooperationen vorgenommen, um zu einem tiefer-
gehenden Verständnis der Vorteile und Funktionsweise arbeitsteiliger Innovations-
prozesse zu gelangen.
4.1.1 Unzureichende FuE-Kapazitäten, Schnelligkeit und Flexibilität
Als ein wesentlicher Grund für FuE-Kooperationen mit Forschungseinrichtungen
wird von zahlreichen Autoren genannt, dass sich dadurch Wissen beziehen lasse, das
unternehmensintern nicht vorhanden sei, weil die entsprechenden FuE- Kapazitäten
dafür fehlten und deren Aufbau sich nicht lohne (vgl. Benaccorsi/ Piccaluga 1994;
Charles/Howells 1992, S.19; Kersten 1996; Lopez-Martinez 1994; Onida/Malerba
1989; Sanchez/Tejedor 1995; Specht/Beckmann 1996, S. 396). Zwei Aspekte
werden in der Regel als Gründe gegen den Aufbau eigener FuE-Kapazitäten
angeführt: der dazu erforderliche Zeitaufwand sowie das Problem der unzureichen-
den Auslastung der FuE-Kapazitäten.
Verkürzung der "time to market"
Für im Wettbewerb stehende Unternehmen ist es nicht nur von Bedeutung, das
'richtige' Wissen zu erhalten, sondern auch möglichst schnell über dieses Wissen zu
verfügen. Zügige Wissensabsorbtion und –anwendung eröffnen die Chance auf
höhere (Vorsprungs-)Gewinne oder das Setzen industrieller Standards (sog. "first
mover advantage"). Zudem ermöglichen sie eine schnelle Amortisation der inno-
vationsbedingten Investitionen bzw. Begleichung der dafür eingegangenen finanziellen
Verbindlichkeiten. Umgekehrt läuft ein sich über zu lange Zeit hinziehendes Innova-
tionsprojekt Gefahr, nicht mehr ausreichend hohe Gewinne abzuwerfen und im
Extremfall ex post zu einer Fehlinvestition zu werden.
Die Profitabilität eines Innovationsprojekts hängt neben dessen Kosten auch von
seinen Erträgen ab, die angesichts immer kürzerer Produktlebenszyklen wiederum
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zunehmend von der Produktentwicklungszeit abhängen. Da der Aufbau fehlender
Wissenskapazitäten mitunter erhebliche Zeit und damit einen entscheidenden
Wettbewerbsvorteil kosten kann, ist vielfach der schnelle Fremdbezug von Know
How selbst bei höheren Kosten als im Falle der Eigenerstellung die profitablere
Alternative.
Lerneffekte und Skalenvorteile
Neben dem Zeitaufwand für den Kapazitätsaufbau stellt sich das Risiko der
Kapazitätsauslastung. Einmal generiertes Wissen lässt sich aufgrund der Nicht-
Rivalität im Wissenskonsum prinzipiell beliebig oft benutzen, wodurch der Aufbau
von Wissenskompetenzen weitgehend den Charakter von Fixkosten besitzt. Eigene
Forschung ist daher vor allem in solchen Feldern zu erwarten, die regelmäßig
benötigt werden (hohe Kapazitätsauslastung), was häufig auch mit dem Begriff der
'Konzentration auf Kernkompetenzen' bezeichnet wird (vgl. Tijssen/Wijk 1999).
Problematisch stellt sich die Situation aber dar, wenn das Wissen innerhalb des
Unternehmens nur einmal gebraucht und beim nächsten Innovationsprojekt eine ganz
andere Art von Wissen benötigt wird. Durch den einmaligen Gebrauch würde auf die
Vorteile der Fixkostendegression verzichtet. Die Einarbeitung des FuE-Personals
in ein neues Gebiet dürfte wiederum mit einem gewissen Zeitaufwand (s.o.) sowie
insbesondere mit Qualitätseinschränkungen verbunden sein, da spezialisierte
Wissenschaftler nur ein relativ begrenztes Themenfeld auf hohem Niveau abdecken
können.
Als Alternative könnte das Unternehmen bei neuen Anforderungen bzw. Projekten
das vorhandene FuE-Personal theoretisch gegen neues, bereits auf hohem Qualitäts-
niveau eingearbeitetes Personal austauschen. Diese Option dürfte in der Praxis
jedoch an arbeitsrechtlichen Vorschriften sowie an hohen Suchkosten für Personal
scheitern. Eine dritte Möglichkeit bestünde darin, neues, bereits auf hohem Niveau
eingearbeitetes Personal einzustellen und das bisherige FuE-Personal weiter zu
beschäftigen. Dann stünde das Unternehmen jedoch vor dem Problem, letzt-
genanntes FuE-Personal durch FuE-Aufträge für andere Unternehmen auszulasten.
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Dies hängt mit der eingeschränkten Funktionsweise von FuE-Märkten zusammen.2
Im wesentlichen sprechen zwei Motive gegen den Erwerb von FuE-Leistungen von
anderen Unternehmen: die Gefahr opportunistischen Verhaltens sowie Schwierig-
keiten hinsichtlich der Signalisierung der Forschungsqualität.
Die Probleme, die sich aus opportunistischem Verhalten seitens der (potentiellen)
Nachfrager nach Wissen ergeben und die die Entstehung von FuE-Märkten ver-
hindern können, wurden bereits in Kapitel 3.2 beschrieben. Bei der Nutzung
unausgelasteter FuE-Kapazitäten für Andere kann auf der Anbieterseite ein
zusätzliches opportunistisches Verhalten auftreten. Sofern ein potentieller Kunde
eines FuE-Leistungen anbietenden Unternehmens zugleich ein Konkurrent dieses
Unternehmens ist, kann für das FuE-Personal potentiell ein Loyalitätskonflikt
zwischen den Interessen des Kundenunternehmens und den Zielen des eigenen
Unternehmens entstehen. Da für den FuE-Kunden aufgrund von Informations-
asymmetrien nicht ohne weiteres zu erkennen ist, ob hinter den Erwartungen
zurückbleibende Forschungsergebnisse das Resultat konkurrenzschädigender
Intentionen bzw. unzureichender Bemühungen sind oder ob für ein bestimmtes
Problem trotz ernsthafter Bemühungen tatsächlich keine befriedigende wissen-
schaftlich-technische Lösung gefunden werden konnte, ist mit einer Zurückhaltung
bezüglich der FuE-Auftragserteilung an andere Unternehmen zu rechnen.3
Bei Forschungseinrichtungen treten diese Probleme nicht auf. An Konkurrenz-
schädigung besteht bei ihnen kein Interesse, da sie selber nicht im Produzenten-
                                                
2 Zur Erklärung der Fremdbezugstrategie angeführte Finanzierungsprobleme des Kapazitäts-
ausbaus (vgl. Lopez-Martinez 1994; Specht/Beckmann 1996, S. 396) beruhen nicht auf
Funktionsmängeln der Kapitalmärkte, sondern ebenfalls auf Funktionsmängeln der FuE-
Märkte, aufgrund derer sich Kapitalmärkte bei der FuE-Finanzierung zurückhalten.
3 Verschiedene Studien zeigen, dass FuE-Wissen von anderen Unternehmen wenn überhaupt,
dann meist in Form einer gegenseitigen Kooperation bezogen wird. Wenn sich die Partner
technologisch ergänzen, entsteht eine beiderseitige Abhängigkeit, durch die in Verbindung
mit einem Zug um Zug stattfindenden Wissenstausch das Opportunismus-Risiko deutlich
gesenkt wird. Ausführlicher zu FuE-Kooperationen zwischen Unternehmen vgl. Hagedoorn
(1993), Hagedoorn/Schakenraad (1990), Hansen (1999), Harringan (1985, 1989), Mowery
(1988)  sowie Rotering (1990). Zu Know How-intensiven Kooperationen zwischen Unter-
nehmen und Zulieferern vgl. Helper/MacDuffie/Sabel (2000).
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wettbewerb stehen. Dafür besitzen Forschungseinrichtungen gegenüber Unternehmen
große Vorteile hinsichtlich der Signalisierung ihrer Kompetenz (vgl. Dasgupta/David
1994, S. 511). Innerhalb des Wissenschaftssektors, insbesondere im Bereich der
Grundlagenforschung, haben sich vielfältige Signale bezüglich der Qualität von
Forschungsmethoden und -ergebnissen sowie der Kompetenz von Wissenschaftlern
(Berufungen, Publikationen, Preise, Auszeichnungen, eingeworbene Drittmittel,
Mitgliedschaften in wissenschaftlichen Beiräten etc.) entwickelt. Durch diese Signale
können sich Forschungseinrichtungen c.p. besser als Kooperationspartner posi-
tionieren als ein Unternehmen, das überschüssige FuE-Kapazitäten anbieten will.4
Im Zuge einer häufigen Zusammenarbeit mit Unternehmen akkumulieren Forschungs-
einrichtungen zudem mit jeder Innovationskooperationen zusätzliches Erfahrungs-
wissen und können dadurch ein Know How aufbauen, das über das eines einzelnen
Unternehmen hinausgeht (vgl. Charles/Howells 1992, S. 19). Dies versetzt die
Forschungseinrichtungen in die Lage, in Innovationsprojekte neue Perspektiven
einzubringen oder ganz neue Lösungsansätze aufzuzeigen. Gleichzeitig vermögen sie
bei prinzipiell geeigneten Lösungswegen schneller Schwachstellen zu identifizieren,
die bereits aus ähnlichen Projekten bekannt sind.
4.1.2 Qualitätssignale an Kapital- und Arbeitsmärkte
Die Reputation von Forschungseinrichtungen erleichtern nicht nur den Unternehmen
die Identifizierung eines geeigneten FuE-Kooperationspartners (s.o.), sondern
können auch wichtige Qualitätsignale für die Kunden oder Geld- und Auftraggeber
der kooperierenden Unternehmen darstellen. Audretsch und Stephan (1996) weisen
darauf hin, dass sich Unternehmen nicht nur von Hochschulwissenschaftlern beraten
lassen, sondern zu diesen auch institutionalisierte Bindungen unterhalten (v.a. finan-
zielle Beteiligung der Wissenschaftler an dem Unternehmen, Mitgliedschaft im
                                                
4 In engen Grenzen können auch Unternehmen durch die Publikation von Forschungsergeb-
nissen oder die Bekleidung von Honorarprofessuren durch Unternehmensangehörige der-
artige Qualitätssignale generieren.
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'Scientific Advisory Board'). Die institutionalisierte Anbindung hoch angesehener
Wissenschaftler dient u.a. als Qualitätssignal an Kapital- und Arbeitsmärkte und soll
die Attrahierung von Sach- und Humankapital erleichtern.
Gerade in jungen und wissensintensiven Branchen wie der Biotechnologie sind solche
Qualitätssignale von großer Bedeutung. Die direkte Qualitätsbeurteilung des Unter-
nehmens gestaltet sich für externe Akteure aufgrund der Wissenskomplexität
schwierig, und aufgrund des jungen Unternehmensalters scheidet eine Orientierung an
der Unternehmensreputation weitgehend aus. Hochschulen besitzen demgegenüber
aufgrund ihrer langen Tradition eine mitunter beachtliche Reputation, die Professoren
schon im eigenen Interesse nur dann in Form einer institutionellen Anbindung auf ein
Unternehmen zu transferieren bereit sein dürften, wenn die Qualität des betreffenden
Unternehmens dem Renommee der eigenen Forschungseinrichtung entspricht.5
4.1.3 Rekrutierung und Screening potentieller Mitarbeiter
Über allgemeine Reputationssignale hinaus kann die Zusammenarbeit mit For-
schungseinrichtungen für private Unternehmen ganz konkret die Rekrutierung und
Bewertung von potentiellen Mitarbeitern erleichtern (vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994;
Charles/Howells 1992, S. 16-20; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998; Onida/ Malerba
1989; Rappert/Webster/Charles 1999; Tijssen/Wijk 1999). Hierbei handelt es sich
um Verbundvorteile zwischen Ausbildungs- und Forschungsfunktion.
Zum einen können sich Unternehmen im Rahmen der Zusammenarbeit als interes-
sante Arbeitgeber präsentieren. Insbesondere für weniger bekannte, z.B. aus dem
Ausland stammende Unternehmen kann dies wichtig sein, um die Aufmerksamkeit
ausreichend großer Bewerberpools zu wecken. Zum anderen können Unternehmen
im Rahmen einer Zusammenarbeit potentielle Mitarbeiter sorgfältig hinsichtlich ihrer
                                                
5 Ausführlicher zur Rolle von Hochschulen als Reputationsgemeinschaften Basu (1989),
Hansmann (1986) und Trow (1984).
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Qualifikation und Motivation screenen und bei Eignung eine dauerhafte Stelle
anbieten. Bei Kooperationen, in die vor allem Doktoranden und Postdoktoranden
involviert sind, wird das Personal-Screening eher ein ‘Nebenprodukt’ sein, während
es bei in Zusammenarbeit mit Unternehmen durchgeführten Studien- oder Diplom-
arbeiten häufig den primären Zweck der Zusammenarbeit darstellen dürfte.
Der Kostenvorteil der Personalrekrutierung über eine Zusammenarbeit mit einer
Forschungseinrichtung beruht vor allem auf zwei Umständen: Erstens übernehmen
Forschungseinrichtungen für die Unternehmen die aufwendige Vorauswahl unter
potentiellen Mitarbeitern. Aufgrund des Kontakts zu den Studenten während des
Studiums können Forschungseinrichtungen nämlich unter den Studenten besonders
geeignete Studenten oft einfacher identifizieren als Unternehmen. Dies ist insbe-
sondere in Deutschland von Bedeutung, wo sich überdurchschnittliche Studenten
nicht an Elite-Hochschulen konzentrieren, sondern relativ gleichmäßig über alle
Hochschulen verteilt sind. Die Verlagerung der Vorauswahl an die Forschungs-
einrichtungen funktioniert allerdings nur in dem Maße, wie die Anforderungen an eine
Mitarbeit in einem universitären Forschungsprojekt nicht zu stark von den Anfor-
derungen an eine spätere Beschäftigung in dem Unternehmen divergieren.
Zweitens vereinbaren Unternehmen mit neuen Mitarbeitern in der Regel zwar eine
Probezeit, im Interesse ihres Rufes als ‘fairer’ Arbeitgeber dürften sie sich jedoch
schwer tun, einen Mitarbeiter innerhalb der Probezeit zu entlassen, falls sich dieser
als nicht geeignet erweisen sollte. Eine Zusammenarbeit mit einer Forschungs-
einrichtung erlaubt ein ähnlich gutes Screening wie die Probezeit bei unbefristeter
Anstellung. Eine Nicht-Übernahme nach Projektablauf – als Äquivalent zur Kündi-
gung innerhalb der Probezeit – dürfte aber kaum als 'Kündigung' interpretiert werden
und damit weniger reputationsschädlich sein.
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4.1.4 Geringere Personalkosten der Forschungseinrichtungen
Charles und Howells (1992, S. 20) weisen darauf hin, dass Forschungseinrichtungen
einen weiteren Kostenvorteil aufgrund geringerer Gehälter für FuE-Mitarbeiter
besitzen können. An Forschungseinrichtungen beschäftigte Nachwuchswissenschafler
erhalten vielfach geringere Gehälter als ein durchschnittlicher FuE-Mitarbeiter in der
Industrie. Gleichzeitig haben Nachwuchswissenschaftler starke Anreize (Publika-
tions- und Beförderungssystem), sich um eine hohe Qualität in der Durchführung ihrer
FuE-Arbeiten zu bemühen (vgl. Dagupta/ David 1994).
Dasgupta und David geben jedoch auch zu bedenken, dass aufgrund der ver-
gleichsweise kurzen Verweildauer von Nachwuchswissenschaftlern produkti-
vitätsmindernde Extrakosten dadurch entstehen können, dass regelmäßig neues
Personal in Routinearbeiten einzuweisen ist. Außerdem besitzen junge Wissen-
schaftler regelmäßig weniger Erfahrung als ältere FuE-Mitarbeiter. Dadurch kann
trotz geringer Löhne und hoher Motivation eine Kooperation unattraktiv sein.
Letztlich hängt die Attraktivität relativ preiswerter Arbeitskräfte an Forschungs-
einrichtungen nicht allein vom Zeitlohn, sondern von der Produktivität ab (vgl.
Onida/Malerba 1989).
4.1.5 Erlangung von Vorteilen im (FuE-)Wettbewerb
Einblicke in Konkurrenz-Aktivitäten
Ein weiterer Vorteil der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen besteht für
private Unternehmen darin, durch Kooperationen konkrete Informationen über
Innovationsprojekte oder Markt- und Technologiestrategien anderer Unternehmen
zu gewinnen (vgl. Hagedoorn 1993; Onida/Malerba 1989). Derartiges Wissen
erhalten Forschungseinrichtungen oft als 'Nebenprodukt' einer Kooperation mit
Unternehmen. Andere, konkurrierende Unternehmen dürften an dieses Wissen ohne
eine Zusammenarbeit mit der betreffenden Forschungseinrichtung nur zu sehr hohen
Kosten oder gar nicht gelangen. Zu bedenken ist jedoch, dass Unternehmen im
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Interesse ihrer Wettbewerbsposition mit der Weitergabe derartiger Informationen an
Forschungseinrichtungen sehr zurückhaltend sein dürften.
Beschränkung des FuE-Wettbewerbs
Eine Kooperation kann auch zur Einschränkung des FuE-Wettbewerbs genutzt
werden. So kann z.B. eine Zusammenarbeit unter der Nebenbedingung vereinbart
werden, dass die Forschungseinrichtung (zumindest für einen gewissen Zeitraum)
nicht mit Konkurrenten des auftragerteilenden Unternehmen zusammenarbeiten darf.
Dadurch wird konkurrierenden Unternehmen zwar nicht die gesamte Kooperations-
basis seitens der Forschungseinrichtungen genommen, aber die Zahl potentieller
Kooperationspartner zumindest eingeschränkt. Zu bedenken ist, dass derartige
Exklusivitätsklauseln jedoch verhindern, dass die Forschungseinrichtung im Rahmen
von Kooperationen wertvolles Wissen über Konkurrenzunternehmen sammeln kann.
Beeinflussung von industriellen Standards
Eine weitere Facette des "first mover-advantage" (vgl. Abschnitt 4.1.1) ist die
Möglichkeit der Beeinflussung neuer technischer Standards durch die Zusammen-
arbeit mit Forschungseinrichtungen (vgl. Onida/Malerba 1989). In jungen und sich
noch stark entwickelnden Bereichen (z.B. IuK-Technik oder Computer-Branche)
finden in einer Konsolidierungsphase Prozesse der Standardsetzung statt, in denen
Forschungseinrichtungen vielfach eine zentrale Stellung einnehmen. Durch die
Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen können dann zwei Vorteile entstehen:
Erstens lassen die Standards im Sinne der eigenen FuE-Arbeiten beeinflussen, so
dass die Gefahr der Entwertung des FuE-Aufwands durch 'falsche' Standards sinkt.
Zweitens erlaubt das frühzeitige Sicheinstellen auf neue Standards einen schnellen
Markteintritt und somit die Realisierung von Vorsprungsgewinnen.
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4.1.6 Verbundvorteile und staatliche Subventionierung der Forschungs-
einrichtungen
Staatliche Subventionierung der Grundlagenforschung
Ein weiterer Vorteil der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen besteht darin,
dass diese für die Durchführung von Grundlagenforschung staatliche Zuwendungen
erhalten (vgl. Abschnitt 3.1.1) und deshalb Forschungsergebnisse im Wege einer
Kooperationen oder durch Publikationen deutlich unter den Produktionskosten
bereitstellen können. Verzichten die Forschungseinrichtungen auf jegliche Gegen-
leistung, dann entstehen einem Unternehmen für die Nutzung dieses Grundlagen-
forschungs-Wissens lediglich die mit der Wissensaneignung verbundenen Kosten, die
mitunter jedoch beachtlich sein können (vgl. Cohen/ Levinthal 1990; Pavitt 1991).
Dabei profitieren Unternehmen von öffentlich finanzierter Forschung nicht nur
dadurch, dass Forschungseinrichtungen der privaten Wirtschaft ihre Forschungs-
ergebnisse zur Verfügung stellen. Im Rahmen der staatlich finanzierten Grund-
lagenforschung führen Forschungseinrichtungen nicht nur Forschungsprojekte durch,
sondern verbringen auch einen großen Teil ihrer Zeit mit dem Studium wissenschaft-
licher Publikationen und dem Besuch von Konferenzen und Tagungen, um sich über
Methoden und Ergebnisse anderer Forschungsvorhaben zu informieren bzw. eigene
Arbeiten vorzustellen. Aufgrund der hohen Spezialisierung innerhalb der Wissen-
schaft ist der Aktionsradius dabei regelmäßig international. So erfüllen Forschungs-
einrichtungen für Unternehmen eine Art 'Antennenfunktion', indem sie auf globaler
Ebene den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und die Weiterentwicklung der
Technologiegrenze beobachten (vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994 Lopez-Martinez
1994; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998; Onida/Malerba 1989; Sharon 1994;
Tijssen/Wijk 1999). Diese Funktion wird um so wichtiger, je mehr sich Unternehmen
aus Kostengründen auf ihre Kernkompetenzen und die dazugehörige FuE konzen-
trieren.
Selbst im Falle der Auftragsforschung (die nicht automatisch mit der Anwen-
dungsforschung gleichgesetzt werden kann) können Forschungseinrichtungen nicht
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selten Wissen zu einem geringeren Preis als den Produktionskosten anbieten.
Vielfach kommen die Unternehmen in der Auftragsforschung lediglich für die
Materialkosten und einen Teil der Personalkosten (vor allem für wissenschaftliche
Mitarbeiter) auf, während Räume, andere Teile des Personals oder Geräte von der
Hochschule zur Verfügung gestellt werden, wofür von den Unternehmen regelmäßig
keine oder bloß partielle Beiträge zu den Overhead-Kosten (Kosten für Hochschul-
verwaltung, zentrale Einrichtungen etc.) zu leisten sind (vgl. Onida/Malerba 1989;
Schmoch 1998).6
Verbundvorteile zwischen Grundlagenforschung und Anwendungsforschung
Ein weiterer Vorteil der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen basiert auf
Verbundvorteilen zwischen Grundlagen- und Anwendungsforschung (vgl. Geroski
1995, S. 92). Letztere setzt vielfach Grundlagenwissen voraus, das sich Industrie-
unternehmen extra aneignen müssten, über das Wissenschaftler öffentlicher For-
schungseinrichtungen aufgrund der Durchführung staatlich finanzierter Grund-
lagenforschung jedoch bereits verfügen.7 Umgekehrt kann die Grundlagen- durch die
Anwendungsforschung wertvolle Impulse erhalten und so einen größeren Nutzen
entfalten.
Verbundvorteile führen dazu, dass Grundlagen- und Anwendungsforschung zu
geringeren Gesamtkosten durchgeführt werden können als bei institutioneller
Separierung beider Forschungsarten. Eine (indirekte) Subventionierung der Unter-
nehmen durch die staatliche Forschungsfinanzierung findet dann statt, wenn den
                                                
6 Sofern es sich bei der Auftragsforschung um Grundlagenforschung handelt, bedeutet der
Verzicht auf eine Vollkostenrechnung lediglich, dass weniger Mittel für andere Projekte der
Grundlagenforschung zur Verfügung stehen. Beinhaltet die Auftragsforschung jedoch An-
wendungsforschung, dann geht ihre Subventionierung aus dem allgemeinen Hochschul-
budget zu Lasten von Grundlagenforschung bzw. Lehre als originären Aufgaben der Hoch-
schule. Zunehmend wird eine derartige Zweckentfremdung von Hochschulmitteln von
politischer Seite jedoch toleriert bzw. sogar explizit gefordert (vgl. Benner/Sandström 2000,
Etzkowitz et al. 2000).
7 Wie Cohen und Levinthal (1990) im Rahmen ihres Konzepts der "absorptiven Kapazität"
betonen, setzt die Aneigung von Wissen der Grundlagenforschung vielfach die Durch-
führung von Grundlagenforschung in einem gewissen Mindestumfang voraus.
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Unternehmen der gesamte Verbundvorteil oder ein Großteil davon zugute kommt,
d.h. sie nur die Grenzkosten der extra für sie durchgeführten Forschung bezahlen,
ohne sich an den Kosten der übrigen Forschung zu beteiligen.
4.1.7 Weitere Kooperationsmotive
Charles und Howells (1992, S. 19) führen als weiteren Grund für die Zusammen-
arbeit privater Unternehmen mit Forschungseinrichtungen an, dass Unternehmen
dadurch die Qualität der Arbeit eigener FuE-Mitarbeiter evaluieren lassen
können. Für diese Funktion qualifizieren sich Forschungseinrichtungen dadurch, dass
sie durch eine hochgradige Spezialisierung geprägt sind und in vielen Wissenschafts-
feldern die Spitzenkräfte eines Faches beschäftigen. Neben der Evaluation kann die
Kooperation aber auch der Steigerung der unternehmensinternen FuE-Kreativi-
tät dienen (vgl. Onida/Malerba 1989).
Die Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen kann außerdem darauf abzielen,
sich als Unternehmen durch die Verbindungen zu angesehenen Wissenschafts-
einrichtungen ein positives Image in der Öffentlichkeit zu geben (vgl. Geisler/
Rubinstein 1989; Onida/Malerba 1989). Nicht zuletzt birgt die Kooperation mit
Forschungseinrichtungen die Möglichkeiten, Risiken auf mehrere Akteure zu
verteilen und somit die in die Kalkulationen von FuE-Projekten einfließenden
Risikozuschläge zu senken.
4.2 Vorteile einer Zusammenarbeit aus Sicht der Forschungsein-
richtungen
4.2.1 Persönliches Einkommen und Reputation
Aktivitäten wie Lehre, Grundlagenforschung oder innovationsgerichtete Anwen-
dungsforschung können aus intrinsischen Motiven, d.h. um ihrer Selbst willen
betrieben werden. Im Falle einer intrinsischen Motivation besteht der persönliche
58
Nutzen in der unmittelbar mit einer bestimmten Tätigkeit verbundenen Befriedigung
(vgl. Deci 1975; Deci/Flaste 1995; Staw 1976, 1984). Gerade im Bereich der
Wissenschaft gilt das intrinsische Antriebsmoment als sehr bedeutend (vgl. Bu-
chanan/Devletgolou 1970; Hagstrom 1965; Dasgupta/David 1994).
Forschungsarbeiten und insbesondere Forschungskooperationen mit Unternehmen
können aber auch aus extrinsischen Motiven heraus betrieben werden, wobei sich
extrinsische und intrinsische Motive gegenseitig nicht ausschließen (vgl. Frey 1997).
Bei extrinsischer Motivation erwächst die Bedeutung von Aufgaben daraus, dass sie
sich als Mittel für andere Zwecke eignen. So dienen zum Beispiel Forschungs- und
Lehrtätigkeiten dem Aufbau von Reputation, d.h. der sozialen Anerkennung der
erbrachten Leistungen durch andere Personen.
Reputation in ihrer informellen oder formalisierten Ausprägung (Preise, Ehrungen
etc.) besitzt eine Doppelfunktion. Aufgrund der damit verbundenen Befriedigung
kann sie als Selbstzweck angestrebt werden. Als Qualitätssignal besitzt Reputation
hingegen eine instrumentelle Funktion (vgl. Merton 1960), durch die die gesell-
schaftliche Einflußnahme (wissenschaftliche Politikberatung, Medienpräsenz),
außeruniversitäre Aktivitäten wie die Kooperation mit Unternehmen oder die
Chancen auf eine Ruferteilung und Bleibeverhandlungen befördert werden.
Reputation spielt in der Wissenschaft insbesondere hinsichtlich der Erzielung bzw.
Steigerung persönlichen Einkommens eine große Rolle (vgl. Lopez-Martinez
1994). Angesichts ihrer vielfältigen Funktionen und großen Bedeutung bezeichnen
Dasgupta und David (1994, S. 498) Reputation als die "fundamentale Währung"
innerhalb des Wissenschaftsbetriebes. 8
Auffallend ist, dass in der Literatur zu innovationsorientierten Kooperationen
intrinsische Beweggründen oder Motive wie die direkte Steigerung von Reputation
und Einkommen kaum Erwähnung finden. Vielmehr dominieren Motive, die den
Charakter von Mitteln (z.B. Verbesserung der Forschungsmöglichkeiten) zur
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Erreichung von Zielen wie Einkommens- oder Reputationssteigerungen haben. Im
Folgenden soll daher ausführlicher auf verschiedene derartiger Motive für eine
Zusammenarbeit von Forschungseinrichtungen mit Unternehmen eingegangen
werden, wobei intrinsische Erwägungen auch hier einfließen können.
4.2.2 Erweiterte Forschungsmöglichkeiten
Eines der am häufigsten genannten Motive für eine Zusammenarbeit von Forschungs-
einrichtungen mit Unternehmen ist die Akquisition zusätzlicher Forschungsmittel
(vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994; Charles/Howells 1992, S. 126f.; Kersten 1995, S.
12f.; Landry/Amara 1998; Lee 1996; Lopez-Martinez 1994; Meyer-Krahmer/
Schmoch 1998; Onida/Malerba 1989; Sharon 1994). Solche Forschungsmittel
stammen vor allem von Unternehmen oder industriellen Forschungsvereinigungen.
Zum Teil handelt es sich dabei aber auch um staatliche Fördermittel, deren Vergabe
an eine Zusammenarbeit von Unternehmen und Forschungseinrichtungen geknüpft ist.
Durch eingeworbene Forschungsmittel werden vielfach zusätzliche Qualifikations-
stellen für Doktoranden verbunden, wodurch die Kooperationsforschung in einigen
Fächern zu einem wichtigen Standbein der Nachwuchsausbildung geworden ist (vgl.
Kersten 1996, S. 13).
Direkt von der Industrie aufgebrachte Mittel erlauben nicht nur die Durchführung von
zusätzlichen oder aufwendigeren Forschungsprojekten, sondern lassen sich meist
auch flexibler als öffentliche Mittel verwenden, woraus ein gewisser Zusatznutzen
resultiert. Überschüsse aus abgeschlossenen oder laufenden Forschungskoopera-
tionen können für die Vorbereitung von nachfolgenden Projekten oder die Über-
brückung zeitlicher Lücken zwischen Projekten genutzt werden (vgl. Schmoch
1997).
                                                                                                                                
8 Ausführlicher zum Zusammenhang von Forschung, Reputation und wissenschaftlicher
Karriere Kapitel 3.3.1.
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Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist jedoch zu bedenken, dass die Akquisition
industrieller Forschungsmittel zu einer Verschiebung der Forschungsorientierung in
Richtung Anwendungsforschung führen kann, wenn die Auftrags- bzw. Koopera-
tionsforschung keine Grundlagenforschung beinhaltet. Vor allem dürfte die Ein-
werbung von Industriemitteln eine stärkere Gewichtung der Anwendungsforschung
dort bewirken, wo sie nicht bloß als Ergänzung, sondern als Ersatz für sinkende
staatliche Mittel für die Durchführung von Grundlagenforschung dienen.
Zu den erweiterten Forschungsmöglichkeiten zählt auch die Nutzung von Geräten
und Ausrüstungen der Unternehmen, deren Erwerb für Forschungseinrichtungen
angesichts hoher Anschaffungspreise bzw. mangelnder Kapazitätsauslastung vielfach
nicht sinnvoll wäre (vgl. Charles/Howells 1992, S. 127; Landry/Amara 1998;
Lopez-Martinez 1994; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998). Solche industrielle
Ausstattung kann z.B. notwendig sein, um neue Materialien zu testen oder
Kontrollsteuerungen für komplexe Produktionsprozesse an Fertigungsanlagen
auszuprobieren, deren Funktionsfähigkeit durch Simulationen nicht vollständig
überprüft werden kann. Die Nutzungsüberlassung von Geräten bietet sich insbe-
sondere dort an, wo eine finanzielle Entschädigung der Forschungseinrichtung z.B.
wegen haushaltsrechtlicher Restriktionen nicht möglich oder unattraktiv ist (vgl.
Schmoch 1997).
4.2.3 Impulse für die eigene Arbeit und Umsetzung eigener Ideen
Die traditionelle Auffassung, Grundlagenforschung werde allein von Forschungs-
einrichtungen, von Unternehmen hingegen nur Anwendungsforschung betrieben, trifft
in dieser Ausschließlichkeit nicht zu, da auch ein Teil der Unternehmen in der
Grundlagenforschung engagiert ist (Hicks et a. 1994). Durch eine Zusammenarbeit
mit Unternehmen können Forschungseinrichtungen also durchaus ihr Wissen der
Grundlagenforschung erweitern, insbesondere dann wenn die Unternehmens-
forschung dem Stand der Forschung entspricht (vgl. Charles/ Howells 1992, S.
127).
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Stimulierend kann sich die Zusammenarbeit mit der Industrie außerdem auf die
akademische Forschung auswirken, indem sie letztere mit "real world problems"
konfrontiert (vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994; Kersten 1996, S. 17; Lopez-Martinez
1994; Sharon 1994). Viele wissenschaftliche Fortschritte kommen erst dadurch
zustande, dass in der industriellen Entwicklung oder Fertigung technische Probleme
auftreten, zu deren Lösung es eines besseren wissenschaftlichen Verständnisses der
zugrunde liegenden Phänomene bedarf. Hier kommt es zu einem umgekehrten
Wissensfluß: Von den Unternehmen fließt Wissen bezüglich lohnenswerter
Forschungsfelder, das zur Formulierung vielversprechender Forschungsagendas
beitragen kann, hin zu den Forschungseinrichtungen.
Die Zusammenarbeit mit der Industrie kann aber auch deswegen von Bedeutung
sein, weil sich dadurch Geräte entwickeln lassen, die für wissenschaftliche Unter-
suchungen erforderlich sind und von denen in gewissen Bereichen der wissenschaft-
liche Fortschritt abhängt (vgl. Kline 1985; Kline/Rosenberg 1996; Brooks 1994;
Hippel 1988). Viele empirische Phänomene wurden erst durch Geräte wie das
Elektronenrastermikroskop, den Computer oder bestimmte Meßinstrumente einer
wissenschaftlichen Untersuchung zugänglich.
Nicht zuletzt bieten Forschungskooperationen mit Unternehmen die Möglichkeit, die
praktische Anwendung eigener Ideen oder Forschungsergebnisse zu befördern
(vgl. Charles/Howells 1992, S. 21). Auch wenn dieses Motiv vielfach als Aus-
prägung von 'Selbstlosigkeit' erscheinen mag, fällt es nicht in die Kategorie der
intrinsischen Motivation, sondern zählt zu den extrinischen Motiven (Lösung
wirtschaftlich-technischer Probleme, Beförderung der eigenen beruflichen Laufbahn
etc.).
4.2.4 Verbesserung der Lehre
Wie bereits erwähnt, besteht eine der Hauptaufgaben von Hochschulen in der
Ausbildung von Studenten und Nachwuchswissenschaftlern. Da Kooperationen
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mit der Industrie z.T. sehr aufwendig sind, wäre zu vermuten, dass sie zumindest in
zeitlicher Hinsicht zu Lasten der Lehre gehen. In der Innovationsliteratur herrscht
jedoch die Auffassung vor, solche Kooperationen förderten vielmehr die Ausbildung
(vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994; Charles/Howells 1992, S. 126; Kersten 1995, S.
18; Landry/Amara 1998; Lee 1996; Rahm 1994).
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die qualitative Verbesserung der Lehre
durch Kooperationen den quantitativen Aspekt der dafür benötigten Zeit überwiegt.
Offensichtlich fördert die Zusammenarbeit mit der Industrie neben der Praxisrelevanz
der Forschung auch den Praxisbezug der Ausbildung. Ferner können Hochschulen
durch den Austausch mit Unternehmen schneller und besser erkennen, welche
Fertigkeiten diese von den Hochschulabsolventen erwarten und entsprechend ihre
Curricula anpassen.
4.2.5 Verbesserung der Beschäftigungschancen für Hochschulabsolventen
Verknüpft mit der Verbesserung der Lehre ist die Möglichkeit, durch Kooperationen
mit Unternehmen die Beschäftigungschancen von Studenten und Doktoranden zu
steigern (vgl. Landry/Amara 1998; Lee 1996; Onida/Malerba 1989). Dies ist die
Kehrseite des Rekrutierungsmotivs kooperierender Unternehmen (vgl. Abschnitt
4.1.3).
Indirekt werden die Beschäftigungschancen bereits über eine kooperationsbedingte
Verbesserung der Ausbildungsausrichtung gefördert. Direkt können sie auf ver-
schiedenen Wegen erhöht werden: Durch Mitwirkung in Kooperationsprojekten
erhalten Studenten und wissenschaftliche Mitarbeiter die Möglichkeit, potentielle
Arbeitgeber genauer kennenzulernen und sich umgekehrt diesen vorzustellen. Ferner
dürfte die Empfehlung durch in der Industrie bekannte und angesehene Wissenschaft-
ler bei der Suche nach einer Anstellung von Vorteil sein. Darüber hinaus können
Hochschullehrer mit engen Industriekontakten ihren Studenten wertvolle Hinweise zu
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offenen Stellen, expandierenden Unternehmen, Branchen und Geschäftsfeldern oder
erfolgreichen Bewerbungsstrategien geben.
4.2.6 Weitere Kooperationsmotive
Als weitere Motive für die Zusammenarbeit mit Unternehmen werden in der Literatur
die Durchführung industrieller Referenzprojekte für die Einwerbung öffentlicher
Mittel (Meyer-Krahmer/Schmoch 1998), eine Steigerung der Zahl der Publika-
tionen und Innovationen oder der Aufbau von Netzwerken (vgl. Landry/ Amara
1998) genannt.
4.3 Mögliche Nachteile einer Zusammenarbeit
Wie die vorangegangenen Abschnitte gezeigt haben, gibt es ein ganzes Bündel von
Motiven für eine Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Forschungsein-
richtungen. FuE-Kooperationen sind allerdings auch mit gewissen Nachteilen
verbunden. Dazu zählt vor allem die auf Unternehmensseite vorhandene Angst vor
dem unkontrollierten Abfluß von wettbewerbsrelevantem Wissen. Umgekehrt
müssen Forschungseinrichtungen bei Kooperationen mit eingeschränkten Publi-
kationsmöglichkeiten rechnen.
4.3.1 Ungewollter Abfluß von Wissen
FuE-Kooperationen stellen für Unternehmen ebenso wie die Durchführung eigener
Forschungsarbeiten keinen Selbstzweck dar, sondern ein Mittel zur Erreichung
ökonomischer Ziele. Dies prägt wesentlich die unternehmerische Informationspolitik.
Unternehmen sind im Interesse ihrer Wettbewerbsposition daran interessiert, dass
insbesondere bis zur Markteinführung kein innovationsrelevantes Wissen nach außen
dringt. Durch die Einbeziehung externer Akteure unterliegt die Zusammenarbeit mit
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Forschungseinrichtungen stets der Gefahr, dass dadurch Wissen ungewollt an
Konkurrenten gelangt, die mit derselben Forschungseinrichtung kooperieren (vgl.
Onida/Malerba 1989; Kersten 1996).
Persönliche Kontakte und Innovations-Netzwerke spielen eine wichtige Rolle für den
Schutz gegen Wissensabflüsse.9 Solche Netzwerke bestehen aus vielfältigen lockeren
bis institutionalisierten Beziehungen zwischen innovationsrelevanten Akteuren.
Innovations-Netzwerke haben nicht nur den Vorteil, dass sich durch den regel-
mäßigen Austausch mit anderen das marktliche und technologische Umfeld besser
beobachten und sich durch den häufigen Kontakt mit anderen einfacher ein
geeigneter FuE-Partner finden läßt. Vor allem läßt sich durch den persönlichen
Umgang Vertrauen aufbauen bzw. die Vertrauenswürdigkeit eines potentiellen
Kooperationspartners abschätzen. Aus der gegenseitigen Kontaktverflechtungen
wächst für Mitglieder der Netzwerke somit ein starker Anreiz, sich an Absprachen
zu halten und nicht opportunistisch zu handeln, da dies über eine Schädigung der
Reputation die zukünftigen Kooperationschancen mindert.
4.3.2 Eingeschränkte Publikationsmöglichkeiten
Wie bereits in Kapitel 3.3.1 ausgeführt wurde, kommt der fachlichen Reputation
eines Forschers für eine wissenschaftliche Laufbahn eine zentrale Rolle zu. Da diese
Reputation im wesentlichen auf Umfang und Qualität der Publikationen basiert, stellt
sich für kooperationsgeneigte Wissenschaftler stets die Frage, inwieweit durch die
Zusammenarbeit mit Unternehmen die Publikationsmöglichkeiten beeinträchtigt
werden.
Vielfach wird seitens der Industrie die Bedingung gestellt, dass im Rahmen eines
Kooperationsprojektes generierte Forschungsergebnisse entweder gar nicht oder
                                                
9 Vgl. Beise/Spielkamp (1996), Camagni (1991), DeBresson/Amesse (1991), Freeman (1991),
Fritsch (1992b), Fromhold-Eisebith (1995), Grabher (1993), Granovetter (1985).
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erst mit Verzögerung bzw. nur in geringerer Deutlichkeit publiziert werden dürfen
(vgl. Fowler 1984; Kersten 1995, S. 18; Lee 1996; Meyer-Krahmer/Schmoch
1998). Zum Teil geht dies sogar so weit, dass selbst der Austausch mit Kollegen
bezüglich substantieller FuE-Fortschritte vertraglich ausgeschlossen wird (vgl. Rahm
1994). Dies spiegelt letztlich die zwei unterschiedlichen 'Kulturen' in industrieller
Forschung und Wissenschaft wieder (vgl. Dasgupta/David 1994; Snow 1959): In
der 'community of technology' (Industrie) steht die möglichst schnell anwendbare und
ökonomisch profitable Forschung im Vordergrund. Aus Wettbewerbsgründen wird
versucht, Forschungsergebnisse so lange wie möglich geheimzuhalten, Produkte aber
so schnell wie möglich im Markt einzuführen. In der 'community of science' hingegen
genießen Transparenz sowie freier und schneller Wissenszugang eine hohe Wert-
schätzung. Einen Wettbewerbsvorsprung verschafft sich in der Wissenschaft vor
allem, wer Forschungsergebnisse schnell anderen zugänglich macth ('priority of
discovery').
Vielfach kommt es aber erst gar nicht zum Publikationskonflikt zwischen Unter-
nehmen und Forschungseinrichtung. Häufig eignen sich die im Rahmen der
Kooperation gewonnenen Forschungsergebnisse nämlich gar nicht zur Publikation,
weil es sich dabei z.B. um Entwicklungsarbeiten oder Anwendungsforschung handelt,
während wissenschaftliche Zeitschriften (insbesondere solche mit hoher Reputation)
auf Ergebnisse der Grundlagenforschung fokussiert sind, die für breite Leserkreise
und vor allem für Wissenschaftler an Forschungseinrichtungen interessant sind (vgl.
Lee 1996). Stark anwendungsorientierte Projekte zeichnen sich außerdem häufig
durch einen geringen Umfang und eine relativ kurze Projektlaufzeit ab, wodurch sich
für viele Wissenschaftler das zusätzliche (und letztlich wiederum mit eingeschränkten
Publikationsmöglichkeiten zusammenhängende) Problem ergibt, dass deren
Bearbeitung durch an einer wissenschaftlichen Qualifikation interessierte Mitarbeiter
(Diplomanden und v.a. Doktoranden) weitgehend ausscheidet (vgl. Fowler 1984;
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Kersten 1995; Lee 1996; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998).10 Ähnlich wie bei den
eingeschränkten Publikationsmöglichkeiten spiegeln sich in diesen Schwierigkeiten
die unterschiedlichen Kulturen und Zielsysteme von Wissenschafts- und Unter-
nehmensbereich wieder. Aus diesem Grund bevorzugen viele Forschungsein-
richtungen öffentliche Drittmittel wie die der Deutschen Forschungsgemeinschaft
gegenüber solchen aus der Industrie (vgl. Kersten 1995, S. 14).
Auch durch die Anmeldung von Patenten läßt sich die fehlende Publikationsfähigkeit
von kooperationsbasierten Forschungsergebnissen nur zum Teil kompensieren. Zum
einen sind viele Ergebnisse der Anwendungsforschung nicht patentierbar bzw. an den
Auftraggeber abzutreten, zum anderen genießen Patente bei Entscheidungen über
Berufungen u.ä. innerhalb der Wissenschaft nicht den gleichen Stellenwert wie
Publikationen in hochrangigen Zeitschriften (vgl. Rahm 1994; Slaughter 1993).
Da Auftragsforschung für Unternehmen nicht zuletzt oft als weniger interessant
empfunden wird (vgl. Meyer-Krahmer/Schmoch 1998), müssen Wissenschaftler
angesichts eines begrenzten Zeitbudgets zwischen den Vorteilen einer Kooperation
mit Unternehmen (zusätzliche Forschungsressourcen und Einkommenskomponenten)
und deren Nachteilen (verminderte Publikationsmöglichkeiten, geringere Qualifikation
von Nachwuchswissenschaftlern) abwägen (vgl. Charles/ Howells 1992, S. 127).
Ausgehend von diesem Abwägungskalkül und Gedanken der Humankapitaltheorie
aufgreifend (vgl. Becker 1964) haben verschiedene Autoren einen Zusammenhang
zwischen dem Lebensalter von Wissenschaftlern sowie deren Aktivitätenprofil und
Kooperationsverhalten abgeleitet (vgl. Cole 1979; Diamond 1984, 1986; Levin/
Stephan 1989, 1991, 1992; Levy 1988; Oster/ Hamermesh 1998; Merton/Zucker-
man 1972; Singell/Lillydahl/Singell 1995; van Dalen 1998).
Dabei wird die Hypothese aufgestellt, dass viele Wissenschaftler vor allem in jungen
Jahren in ihre Forschung und Reputation (hochrangige Publikationen) investieren und
                                                
10 Die Kehrseite dieses Aspekts ist die von Unternehmen gelegentlich monierte überzogene
Theorieorientierung sowie ein fehlender Sinn für praktische Aspekte aus Seite der For-
schungseinrichtungen (vgl. Sanchez/Tejedor 1995).
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angesichts der Endlichkeit ihrer Berufstätigkeit bzw. Lebenszeit ab einem gewissen
Punkt dazu übergehen, stärker mit Unternehmen zu kooperieren und die Erträge ihrer
wissenschaftlichen Investitionen zu ernten. Audretsch und Stephan (1996) führen
diesen Gedanken weiter und gehen davon aus, dass junge Wissenschaftler, sofern sie
mit Unternehmen zusammenarbeiten, Kooperationen in räumlicher Nähe bevorzugen,
da dabei weniger Zeit für Reisetätigkeiten verloren geht und mehr Zeit für reputa-
tionsfördernde Forschung verbleibt. Aus Gründen der Einfachheit sollen diese beide
Vermutungen im folgenden mit dem Begriff 'Lebenszyklus-Hypothese' bezeichnet
werden.
4.4 Untersuchungsfragen und -hypothesen
Aus den theoretischen Überlegungen der bisherigen Kapitel lassen sich verschiedene
Fragestellungen bzw. Hypothesen ableiten, deren Überprüfung Gegenstand des
empirischen Teils dieser Arbeit (Kapitel 6 bis 8) sein wird. Ein erster Hypothesen-
komplex betrifft die Frage, in welchem Umfang Forschungseinrichtungen mit Unter-
nehmen kooperieren und wovon die Kooperationsneigung abhängt:
· Da die theoretische Analyse gezeigt hat, dass eine Zusammenarbeit von For-
schungseinrichtungen und Unternehmen aus verschiedenen Gründen zum
beiderseitigen Vorteil sein kann, ist zu vermuten, dass das Vorurteil von einer
'Elfenbeintrum'-Existenz auf einen großen Teil der Forschungseinrichtungen
nicht zutrifft, sondern diese in vielfältiger Form mit Unternehmen zusammen-
arbeiten. Die Kooperationsneigung dürfte jedoch nicht bei allen Arten von
Forschungseinrichtungen gleich ausgeprägt sein, sondern auch von den jeweiligen
Finanzierungs- und Anreizstrukturen, die wesentlich die Opportunitätskosten der
Kooperationsbeziehungen beeinflussen, abhängen.
· Des weiteren ist zu vermuten, dass die Zusammenarbeit auf Seiten der For-
schungseinrichtungen nicht allein auf die Erzielung zusätzlicher Einnahmen abzielt,
sondern auch eine qualitative Komponente beinhaltet (Impulse für eigene
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Forschungsprogramme aus der Praxis; Schaffung von Stellen für Absolventen
etc.).
· Die theoretischen Überlegungen sprechen außerdem dafür, dass sich persön-
liche Kontakte bzw. die Einbindung in Netzwerkstrukturen positiv auf den
Umfang der Kooperationsbeziehungen auswirken, weil dadurch das Zustande-
kommen einer Kooperation erleichtert und die Gefahr von Wissensabfluß
reduziert wird.
· Aus den Überlegungen der Humankapital-Theorie leitet sich die Hypothese ab,
dass jüngere Wissenschaftler seltener mit Unternehmen bzw. mit einer kleineren
Zahl von Unternehmen kooperieren, weil in der Anfangsphase der wissen-
schaftlichen Laufbahn Unternehmenskooperationen mit vergleichsweise hohen
Opportunitätskosten verbunden sind (Lebenzyklus-Hypothese).
· Da innovierende Unternehmen primär in der Anwendungsforschung engagiert
sind, ist zu vermuten, dass Forschungseinrichtungen tendenziell weniger
Grundlagenforschung betreiben, wenn sie stark in Kooperationen mit Unter-
nehmen eingebunden sind.
Ein zweiter Hypothesenkomplex betrifft die Bedeutung der räumlichen Dimension bei
innovationsorientierten Kooperationen:
· Zu vermuten ist, dass ein Großteil der Kooperationspartner in der Nähe der
Forschungseinrichtungen lokalisiert ist, weil trotz moderner IuK-Techniken
face-to-face-Kontakte und der damit verbundene Zeitaufwand des Reisens eine
Rolle spielen.
· Gleichzeitig ist anzunehmen, dass die Konzentration auf regionale Koopera-
tionsbeziehungen nicht bei allen Typen von Forschungseinrichtungen gleich
stark ausgeprägt ist. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis (über)regionaler Koopera-
tionen wird auch von einrichtungsspezifischen Faktoren wie der regionalen
Mobilität von Absolventen, dem Umfang der Lehrverpflichtungen (verbleibende
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Zeit für Dienstreisen) und dem Grad der wissenschaftlichen Spezialisierung
beeinflußt.
· Die Lebenszyklus-Hypothese läßt sich auch auf die Frage nach der Bedeutung
räumlicher Nähe ausweiten. Es ist zu vermuten, dass jüngere Wissenschaftler
weniger überregionale Kooperationen unterhalten, da diese mit mehr Reise-
aufwand verbunden sind und somit in einer Phase, in der die Etablierung in der
Scientific Community von vorrangiger Bedeutung ist, weniger Zeit für reine
Grundlagenforschung und Publikationstätigkeiten verbleibt.
· Umgekehrt kann vermutet werden, dass Wissenschaftler mit hoher Reputa-
tion stärker überregional bzw. international kooperieren, weil sie erst bei einem
solchen Aktions- bzw. Kooperationsradius aus ihrem hohen Renommee ange-
messene Erträge erzielen können.
Bevor die Hypothesen im empirischen Teil dieser Arbeit überprüft werden, wird im
folgenden, methodisch orientierten Kapitel ein Überblick über den Stand der For-




Stand der Forschung zur Untersuchung arbeitsteiliger
Innovationsprozesse
Wie bereits in Kapitel 2 ausführlicher dargelegt, stellt die Generierung bzw. neuartige
Anwendung von Wissen das zentrale Element von Innovationsprozessen dar. Finden
diese Innovationsprozesse arbeitsteilig statt, dann entsteht die Notwendigkeit, dieses
Wissen zwischen den betreffenden Akteuren zu transferieren. Naheliegender Ansatz-
punkt für die empirische Untersuchung arbeitsteiliger Innovationsprozesse sind daher
Schnittstellen, an denen innovationsrelevantes Wissen zwischen Forschungseinrich-
tungen und Unternehmen transferiert wird.1
Im folgenden Kapitel wird ein Überblick über den Stand der empirischen Forschung
zu arbeitsteiligen Innovationsprozessen gegeben. Die Gliederung orientiert sich an
den verschiedenen Kanälen des Wissenstransfers wie Patenten, wissenschaftlichen
Publikationen, Unternehmensgründungen, FuE-Kooperationen sowie Maßnahmen
der Aus- und Weiterbildung. Außerdem wird zum Abschluß auf die Ergebnisse und
methodischen Besonderheiten solcher Studien eingegangen, die sich nicht auf einzelne
Transferkanäle beziehen, sondern die Gesamtheit der von Forschungseinrichtungen
ausgehenden Effekte zu erfassen versuchen (sogenannte Aggregatstudien).
                                                
1 Auf die Verwendung des Begriffs 'Technologietransfer' wird in dieser Arbeit verzichtet und
statt dessen nur von 'Wissenstransfer' gesprochen. Wie Sharon (1994) betont, suggeriert
der Terminus 'Technologietransfer' den Transfer kompletter Technologien, während
Forschungseinrichtungen in der Regel nur durch Bereitstellung von Grundlagenforschungs-
wissen zur Technologieentwicklung beitragen. Außerdem verbindet sich mit dem Begriff
'Technologietransfer' die unzutreffende Vorstellung, Wissen fließe immer nur von For-
schungseinrichtungen weg hin zu Unternehmen. In der Realität lassen sich dagegen vielfach
Wissensflüsse in beide Richtungen feststellen (vgl. Meyer-Krahmer/Schmoch 1998,
Schmoch 1999). Der Begriff 'Wissenstransfer' bezeichnet in dieser Arbeit jeglichen Fluß
innovationsrelevanten Wissens zwischen verschiedenen Akteuren unabhängig von der
Transferrichtung.
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5.1 Identifizierung und Quantifizierung von Wissensflüssen zwischen
Akteuren
Die empirische Erfassung – und erst recht deren Quantifizierung – von Wissens-
strömen zwischen zwei Organisationen ist mit gewissen Schwierigkeiten verbunden.
In Publikationen kodifiziertes Wissen läßt sich zwar in physischen Einheiten (z.B.
durch Seitenzählungen) 'quantifizieren', derartige Quantifizierungen besitzen jedoch
einen begrenzten Informationsgehalt. Eine reine Seitenzählung vernachlässigt z.B. die
layoutbedingt unterschiedliche Informationsdichte je Druckseite, aber selbst bei
Umrechnung in 'Standardseiten' besagt der Umfang einer Publikation nur wenig über
ihre Qualität oder praktische Bedeutung.
Alternativ ließe sich Wissen in monetären Einheiten erfassen. Auch dieser Ansatz
stößt jedoch an Grenzen. Monetäre Bewertungen von Wissen als Output, d.h.
Preise für Wissen, fehlen vielfach aufgrund der staatlichen Finanzierung und
unentgeltlichen Bereitstellung von Forschungsergebnissen (vgl. Kapitel 3.2 und 3.3).
Monetär bewerten lassen sich hingegen die mit der Durchführung von Forschungs-
vorhaben verbundenen Kosten, die allerdings nicht den Nutzen des Outputs, d.h.
der Forschungsergebnisse, reflektieren .2
Selbst dort, wo Wissen grundsätzlich über Märkte handelbar ist (z.B. bei paten-
tierbarem Wissen der Anwendungsforschung) wird aus verschiedenen Gründen
häufig auf die monetäre Bewertung des zu transferierenden Wissens verzichtet. Weit
verbreitet ist im Forschungssektor das sog. Know How-trading, bei dem Wissen
zwischen Akteuren getauscht und das Problem der monetären Bewertung von
Wissen vermieden wird (vgl. Carter 1989; Rogers 1982; Schrader 1990, 1991; von
Hippel 1987). Eine andere Form des 'Naturaltausches' ist die Nutzungsüberlassung
                                                
2 Einen Versuch, den ökonomischen Wert öffentlich finanzierter Grundlagenforschung zu
quantifizieren hat Mansfield (1991) unternommen. Die zahlreichen, mitunter spekulativen
Annahmen, die dabei getroffen werden mußten, zeigen, dass der ökonomische Wert von
Grundlagenforschung letztlich eine weitgehend unbekannte Größe darstellt.
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von Geräten und Ausrüstungen als Gegenleistung für Wissenstransfer in Unternehmen
(vgl. Schmoch 1997).3
Krugman (1991a, S. 53) überzeichnet jedoch die Untersuchungsprobleme mit seiner
Aussage, Wissensflüsse ließen sich weder messen noch nachvollziehen. Erstens ist
zumindest in einigen Fällen der Wissenstransfer mit Zahlungsströmen verbunden, und
zweitens läßt sich der Wissenstransfer häufig über empirisch erfaßbare Transfer-
kanäle wie Patente, Publikationen oder direkte Kooperationen identifizieren, in An-
sätzen sogar quantifizieren.
Im Folgenden werden anhand einer Auswahl empirischer Studien unterschiedliche
Transferkanäle vorgestellt, an denen die Analyse von Wissensströmen zwischen
Forschungseinrichtungen und Unternehmen ansetzen kann.4 Dadurch wird zugleich
verdeutlicht, in welchen Bereichen noch Forschungslücken existieren. Beim syste-
matischen Vergleich der Studien ist zwischen Ansatzpunkt, Fragestellung und
Methode der empirischen Untersuchungen zu unterscheiden. Ansatzpunkte sind z.B.
die Patente oder die Publikationen einer Forschungseinrichtung. An ihnen orientiert
sich die Gliederung diese Kapitels. Fragestellungen wie z.B. die nach der Bedeu-
tung der räumlichen Nähe zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen
können sich ebenso wie die Untersuchungsmethoden (qualitative Fallstudien;
quantitative Erhebungen mittels Fragebögen etc.) für verschiedene Ansatzpunkte
eignen. Prinzipiell lassen sich also verschiedene Ausprägungen der drei Aspekte
                                                
3 Laut Etzkowitz (1998) werden in den USA Universitäten für ihre Kooperationen mit der
Industrie oftmals auch indirekt über Spenden für das Hochschulvermögen ('endowment
gifts') entschädigt.
4 Solche Wissensströme werden in dieser Arbeit nicht als 'spillover' bezeichnet, auch wenn
z.B. Audretsch und Feldman (1996) diesen Begriff im Zusammenhang mit Wissensflüssen
zwischen Forschungseinrichtungen und anderen Akteuren verwenden. In der Innovations-
forschung bezeichnen die meisten Autoren diesen Aspekt allerdings als 'technological
opportunity' oder als 'science base' und reservieren den Begriff 'spillover' für ungewollte
oder gewollte Wissensflüsse zwischen Unternehmen (vgl. Bernstein 2000; Canien/Vers-
pagen 2001; Cohen/Levinthal 1990; Griliches 1979, 1990; Grupp 1994; Jaffe 1986, 1989b;
Kaiser 2002; Katz/Ordover 1990; König/Licht/Staat 1994; Krugman 1991). Madden, Savage
und Bloxham (2001) bezeichnen als 'spillover' ganz allgemein Wissensflüsse, die von jeglich-
er Art von FuE ausgehen können.
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(Ansatzpunkt, Fragestellung, Untersuchungsmethode) in einer Untersuchung
miteinander kombinieren.
5.2 Schnittstellen des Wissenstransfers
5.2.1 Patente
5.2.1.1 Von Patenten erfaßtes Wissen
Eine Möglichkeit des Wissenstransfers besteht darin, dass eine Forschungsein-
richtung eine Erfindung generiert, diese zum Patent anmeldet und anschließend das
Patent an ein Unternehmen verkauft oder dessen Nutzung gegen Zahlung von
Lizenzgebühren zuläßt. Patente erfassen aber nur einen Teil des transferierbaren
Wissens, da nur Wissen der Anwendungsforschung, nicht jedoch Wissen der
Grundlagenforschung patentierbar ist.
Weitere Umstände schränken die Aussagekraft von Patenten ein: Sofern eine For-
schungseinrichtung nur Wissensinputs zu einer Erfindung beisteuert, die schließlich
von dem Unternehmen angemeldet wird, dürfte dieser Input regelmäßig keinen
Niederschlag in dem Patentdokument finden. Im übrigen erfassen Patente aufgrund
der Neuigkeitsanforderung lediglich Innovationen im engen Sinne (Neuheiten für den
gesamten Markt), nicht aber solche Produkte oder Prozesse, die bloß aus Sicht
eines Unternehmens neu sind (vgl. Grupp 1997, S. 161; Griliches 1990). Schließlich
erfaßt der Patentindikator solche Fälle nicht, in denen eine patentierbare Erfindung
generiert, aus Schutzüberlegungen aber von einer Patentanmeldung abgesehen
wurde.5
                                                
5 Aufgrund hoher Rechtsdurchsetzungskosten für geistiges Eigentum (vgl. Caves et al. 1983 )
greifen Unternehmen oft zu anderen Schutzmechanismen wie der Geheimhaltung des
Wissens, der schnellen Markteinführung oder besonderen und imitationkostenerhöhenden
Verkaufs- und Serviceanstrengungen (vgl. Geroski 1995, S. 101-105; Harabi 1995; Levin et al.
1987; Pitkethly 2001; Scherer/Ross 1990). Dennoch wird im Unternehmenssektor der
allergrößte Teil der patentierbaren Erfindungen zum Patent angemeldet (vgl. Arundel 2001;
Arundel et al. 1995; Europäisches Patentamt 1994; Mansfield 1986). Von zunehmender
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In anderer Hinsicht ist der Patentindikator aber auch zu weit gefaßt: Ein Teil der
angemeldeten Patente gelangt nicht zur Anwendung, d.h. nicht in jedem Falle wird
eine Erfindung auch zur Innovation.6 Dass ein Patent umgesetzt wurde, besagt im
Übrigen noch nichts über den wirtschaftlichen Wert der patentierten Innovation.
Empirische Untersuchungen zeigen vielmehr, dass der finanzielle Wert von Patenten
eine sehr breite Streuung aufweist.7
Trotz dieser Einschränkungen spielen Patente in der empirischen Innovations-
forschung eine große Rolle, da sie große praktische Vorzüge aufweisen (vgl.
Archibugi 1992; Griliches 1990): Aus rechtlichen Gründen werden Patentdaten
systematisch und bereits seit langer Zeit gesammelt, so dass vollständige, sehr lange
zurückreichende Zeitreihen zur Verfügung stehen, und eine aufwendige Sammlung
von Daten nicht erforderlich ist. Außerdem enthalten Patentdokumente auf der
Mikroebene (Ebene eines einzelnen Patents) eine Vielzahl von wertvollen Infor-
mationen zu Person, Sitz und institutioneller Anbindung von Erfinder bzw. Anmelder
sowie zum Standes der Technik (Zitation anderer Patente bzw. wissenschaftlicher
Publikationen).8
                                                                                                                                
Bedeutung sind Patente außerdem als "bargaining currency", um einen Nutzungsausschluß
(lock out) von Wettbewerbern entwickelten state-of-the-art-Komponenten zu verhindern
(vgl. Kingston 2001).
6 In der Regel werden 40 bis 60% der von Unternehmen angemeldeten Patente auch von den
Anmeldern genutz oder in Lizenz anderen zur Verfügung gestellt (vgl. Europäisches Patent-
amt 1994; Sirilli 1987).
7 Es gibt verschiedene Methoden, um den Wert von Patenten zu bestimmen. Dazu zählen
Informationen über Lizenzeinnahmen aus Patenten (vgl. Cutler 1984; Sanders 1962, 1964;
Sanders et al. 1958 sowie Schmookler 1966), die Zahl der Länder, in denen ein Patent
angemeldet wird (vgl. Archibugi/Pianta 1996), regelmäßig zu zahlende Patentverlängerungs-
gebühren (vgl. Pakes/Schankerman 1984 und Schankerman/Pakes 1986) sowie die Häufigkeit
der Zitation eines Patents in anderen Patenten (vgl. Trajtenberg 1990).
8 Es ist sowohl die Pflicht des Patentanmelders als auch des Patentprüfers, den bisherigen
Stand der Technik, der durch das Patent weiterentwickelt wird, durch andere Patente und
wissenschaftliche Publikationen zu belegen (vgl. Narin et al. 1997, Tijssen 2001). Durch die
Dokumentation durch den Patenprüfer werden überzogene Eigenzitationen oder 'Gefällig-
keitszitationen' vermieden. Ein Wissensfluß zwischen zwei Patenten kann nicht angenom-
men werden, wenn ein Patent nur vom Prüfer, nicht jedoch auch vom Erfinder zitiert wird.
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5.2.1.2 Patente für von Forschungseinrichtungen stammende Erfindungen
In Abbildung 5.1 sind verschiedene Ansatzpunkte zur Untersuchung von Wissens-
flüssen zwischen Forschungseinrichtungen und privaten Unternehmen mit Hilfe von
Patenten graphisch dargestellt. Studien zu von Hochschulen angemeldeten Patenten
(vgl. Abbildung 5.1, Pfeil 1) stammen für Deutschland von Becher et al. (1996) und
für die USA von Brown und Hirabayashi (1995), Carlsson und Fridh (2002),
Henderson, Jaffe und Trajtenberg (1998) sowie Mowery et al. (2001).
In den USA hat sich die Zahl der Patente von Hochschulen zwischen 1965 und 1992
verfünfzehnfacht, während sich die gesamten U.S.-Patente im selben Zeitraum nur
verdoppelten (vgl. Henderson, Jaffe und Trajtenberg 1998). Carlsson und Fridh
(2002) kommen in einer Befragung von 12 Universitäten zu dem Ergebnis, dass von
den Hochschulen nur die Hälfte der Erfindungen zum Patent angemeldet wird und
davon wiederum nur die Hälfte ein Patent erhält. Laut Mowery et al. (2001) war der
Bay-Dohle-Act (s. Fußnote 9) nur einer von vielen Faktoren für die Zunahme der
Hochschulpatente, und er hatte keine gravierenden Auswirkungen auf die For-
schungsprogramme, d.h. eine Verlagerung der Aktivitäten hin zu Anwendungs-
forschung konnte nicht festgestellt werden.
In der Bundesrepublik stieg die Zahl der auf Hochschulen zurückgehenden Patente
im Zeitraum 1985 bis 1993 um 47% an (vgl. Becher et al. 1996, S. 26-43).9
                                                                                                                                
Jaffe, Trajtenberg und Fogarty (2000) haben in einer Befragung von Erfindern jedoch eine
vergleichsweise hohe Validität von Patentzitationen in anderen Patentdokumenten ermittelt.
9 Die im Vergleich zu den USA geringe Patentzunahme hat mehrere Ursachen: Gemäß §42 des
deutschen Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen (sog. 'Hochschullehrerprivileg') sind
Professoren persönlich die Eigentümer von nicht im Rahmen der Drittelforschung gemach-
ten Erfindungen. Daraus resultiert für die Hochschulen kein besonderes Interesse an der
Anmeldung von Patenten, während Professoren die Patentanmeldung häufig wegen des
damit verbundenen Arbeitsaufwandes sowie der nicht unerheblichen Patentanmeldungs-
kosten scheuen. Nachteilig wirkt sich außerdem aus, dass die Verwendungsbestimmungen
diverser staatlicher Drittmittel (z.B. BMBF- oder EU-Förderung) die nicht-exklusive
Lizenzvergabe als Normalfall vorsehen und das BMBF sogar zur Rückzahlung der Förder-
mittel aus evtl. Lizenzeinnahmen verpflichtet (vgl. Becher et al. 1996, S. 68-81, 90-95, 117f.). In
den USA wurde den Hochschulen 1980 mit dem Bayh-Dole-Act das Recht zugestanden,
Patente auf eigenen Namen und eigene Rechnung sowie ohne Rückzahlungsverpflichtung
zu verwerten. Seit einer weiteren Gesetzesänderungen im Jahr 1984 können US-Hochschulen
für durch staatliche Drittmittel geförderte Patente auch exklusive Lizenzen vergeben
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Trotzdem entfällt auf Hochschulen nur ein Bruchteil aller Patente: In den USA
stammten Ende der achtziger Jahre ca. 1,5%, in der Bundesrepublik Anfang der
neunziger Jahre knapp 4% aller Patente von Hochschulen. Die genannten Studien
haben weitgehend deskriptiven Charakter, erfassen zum Teil aber auch Fälle, in
denen Hochschulangehörige eine Erfindung nicht selber patentieren, sondern an


























































































































Abbildung 5.1: Patente als Wissenstransferkanal zwischen Forschungseinrichtungen
und Unternehmen
                                                                                                                                
(Henderson et al. 1998; Mowery/Sampat 2001). Damit verbunden war in den USA ein
Rückgang in der Bedeutung der sog. Research Corporations (vgl. Mowery/Sampat 2001).
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Andere Studien haben die durch Zahlungsströme von Lizenzgebühren rekonstru-
ierbare Nutzung von Hochschulpatenten untersucht (vgl. Abbildung 5.1, Pfeile 3).
Eine frühe Studie stammt von Mitchell (1991), der im amerikanischen Markt für
medizinische Diagnostik-Ausrüstung für die Jahre 1954 bis 1988 eine deutliche
Bedeutungszunahme der Lizenzvergabe festgestellt hat.
Ein in dieser Hinsicht wertvolles Datenmaterial entstand in den letzten Jahren durch
die jährliche "AUTM Licensing Survey" der amerikanischen Association of
University Technology Manager (AUTM), in der ca. 250 Institutionen (vorwiegend
US-Hochschulen) zu Patentanmeldungen sowie Lizenzvereinbarungen und
-einnahmen befragt werden (vgl. Carlsson/Fridh 2002, Henderson/Jaffe/Trajtenberg
1998). Auf dieser Datengrundlage stellten Carlsson und Fridh (2002) fest, dass die
212 erfaßten U.S.-Universitäten im Durchschnitt 145 Lizenzen vergaben, von denen
allerdings nur die wenigsten zu substantiellen Einnahmen führten. Adams und
Griliches (1998) sowie Siegel, Waldman und Link (1999) kommen zu dem Ergebnis,
dass die Anzahl der Lizenzvereinbarungen proportional zu den FuE-Ausgaben der
Hochschulen stieg, und interpretieren dies als Beleg für konstante Skalenerträge.
Thursby und Kemp (2002) zufolge lässt sich der Anstieg der Lizensierungsaktivitäten
jedoch nicht allein auf die gestiegenen Forschungsressourcen der Hochschulen
zurückführen, sondern beruht auch auf einem Anstieg der Effizienz der Hochschulen
insgesamt.
5.2.1.3 Zitation von Hochschulpatenten in anderen Patenten
Eine weitere Möglichkeit, von Hochschulen ausgehende Wissensflüsse mittels
Patenten zu erfassen, besteht in der Analyse von Hochschulpatenten, die in anderen
Patenten zwecks Dokumentation des Standes der Technik zitiert werden (vgl.
Abbildung 5.1, Pfeile 4). Henderson, Jaffe und Trajtenberg (1998) haben untersucht,
wie häufig die zwischen 1965 und 1992 an U.S.-Hochschulen gewährten Patente im
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Vergleich zu einer 1%-Stichprobe aller U.S.-Patente desselben Zeitraums in anderen
Patenten zitiert wurden. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass über den
gesamten Untersuchungszeitraum betrachtet Hochschulpatente nicht nur signifikant
häufiger zitiert werden (zum Ende des Zeitraums jedoch abgeschwächt), sondern die
Zitationen sich auch über eine deutlich größere Zahl von Technikfeldern verteilen.
Dies wird von den Autoren als Hinweis auf den eher 'generellen' Charakter dieser
Erfindungen gewertet.
Jaffe et al. (1993) sind in einer Studie zu U.S.-Patentdaten der Jahre 1975-1989 der
Bedeutung räumlicher Nähe nachgegangen. Dazu wurde untersucht, ob die Wahr-
scheinlichkeit, dass ein zitiertes Patent (Ursprungspatent) und das dazugehörige
zitierende Patent aus derselben Region stammen, größer ist als die Wahrscheinlich-
keit des regionalen Zusammenfallen von Ursprungspatent und einem zufällig
ausgewählten nicht-zitierenden, aber technologisch vergleichbaren Patent. Dabei
wurden drei Untergruppen von Ursprungspatenten gebildet: Patente von U.S.-
Hochschulen, Patente der 200 U.S.-Unternehmen mit dem größten FuE-Aufwand
sowie Patente von sonstigen Unternehmen. In nur 6 bis 14% der Fälle stammten
Ursprungs- und zitierendes Patent aus demselben Bundesstaat, wobei der Prozent-
satz bei Patenten mit Hochschulherkunft am unteren Rand liegt. Das heißt, dass bei
Hochschulen räumliche Nähe die relativ geringste Bedeutung hatte. Immerhin beträgt
jedoch in allen drei Patentgruppen der Anteil der aus derselben Region stammenden
Patentpaare gegenüber den zufällig ausgewählten Vergleichspatenten ein Vielfaches,
was dafür spricht, dass räumliche Nähe den Wissenstransfer über Patente befördert
und keineswegs belanglos ist.
5.2.2 Wissenschaftliche Publikationen
Publikationen (Artikel in wissenschaftlichen Zeitschriften, Monographien, Lehr-
bücher, Aufsätze in Sammel- oder Konferenzbänden) dürften einen der wichtigsten
Kanäle des Wissenstransfers darstellen. Vor allem in der Grundlagenforschung
lohnt sich der Aufwand der Kodifizierung in Publikationen aufgrund der breiten
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Anwendbarkeit der Forschungsergebnisse und des Beförderungssystems in der
Wissenschaft (vgl. Kapitel 3.3.1). Da Forschungseinrichtungen als Erzeuger neuen
Wissens allenfalls ein zufälliges und lückenhaftes Wissen darüber besitzen, von wem,
wo und wann ihre Veröffentlichungen genutzt werden, eignet sich die direkte
Befragung von Forschungseinrichtungen zur Untersuchung des Wissenstransfers
mittels Publikationen nur wenig. Die im folgenden vorgestellten Studien bedienen sich
daher bibliometrischer Verfahren (Auswertung von Publikationen und Zitationen)
oder befragen direkt Unternehmen zur Bedeutung von Publikationen.
5.2.2.1 Zitation wissenschaftlicher Publikationen in Patenten
Ähnlich zu Studien zur Zitation von Patenten in anderen Patenten haben diverse
Untersuchungen die Zitation von wissenschaftlicher Literatur in Patentdokumenten
analysiert (vgl. Abbildung 5.1, Pfeile 5). Während zitierte Patente vor allem Ströme
von Wissen der Anwendungsforschung reflektieren, erfassen Studien zur Zitation
wissenschaftlicher Publikationen in Patenten vor allem die Verbreitung von Grund-
lagenforschungswissen.10
In einer groß angelegten Untersuchung hat ein Forscherteam um Narin (vgl. Narin/
Olivastro 1992; Narin et al. 1997) 109.000 Zitationen wissenschaftlicher Literatur in
U.S.-Patenten aus den Jahren 1987-88 und 1993-94 analysiert. Neben der Ent-
wicklung der Zahl der Zitationen pro Patent sowie dem Alter und der Grundlagen-
orientierung der zitierten Literatur ging es dabei auch um die Bedeutung der räum-
lichen Nähe. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass ein überproportionaler
                                                
10 Studien zur Zitation wissenschaftlicher Literatur in Patenten sind insofern unter Vorbehalt
zu interpretieren, als die Zitationen, die in maschinenlesbarer Form zugänglich sind und sich
damit für große Auswertungen besonders eignen, nur jene auf der ersten Seite eines
Patentdokuments von den Patentprüfern zitierten Publikationen sind. Die Zitationen der
Erfinder tauchen hingegen erst im hinteren, i.d.R. nicht maschinenlesbaren Teil auf, auf
dessen aufwendige Erfassung und Aufbereitung oft verzichtet wird (vgl. Griliches 1990; van
Vianen et al. 1990). Validierungstudien zeigen jedoch eine große Übereinstimmung zwischen
der von Prüfer und Anmelder zitierten Literatur. Ausführlicher zum möglichen Zitations-Bias:
Carpenter und Narin (1983), Carpenter et al. (1980), Collins und Wyatt (1988), Meyer (2000),
Noyons et al. (1994), Schmoch (1993) sowie van Vianen et al. (1990).
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Anteil der in US-Patenten zitierten Literatur ebenfalls aus den USA stammt und
räumliche Distanzen selbst bei kodifiziertem Wissen nicht belanglos sind. Ähnliche
Ergebnisse erzielen McMillan, Narin und Deeds (2000) in einer Untersuchung von
U.S.-Biotechnologie-Patenten. Hier zeigt sich allerdings, dass innerhalb der USA
räumliche Nähe für die Zitation keine vergleichbar große Rolle mehr spielt, sondern
bestimmte – in der Regel in ihrem Fachgebiet führende – Institutionen relativ unab-
hängig von der Entfernung sehr oft zitiert werden.
Tijssen (2001) hat die Zitation wissenschaftlichen Publikationen von niederländischen
Autoren in U.S.-Patenten niederländischer Herkunft und U.S.-Patenten auslän-
discher Herkunft allgemein analysiert. In insgesamt 1.662 Patenten ausländischer
Herkunft wurden niederländische Publikationen zitiert, wobei niederländische Patente
hierbei – u.a. aufgrund von Selbstzitationen – überproportional vertreten waren.
Insgesamt stieg die Zahl der Patente mit Zitationen niederländischer Publikationen
innerhalb von 8 Jahren um 610% an. Dieser Anstieg ist vergleichbar zu dem bei
Publikationen anderer Industrieländer und wird von Tijssen vor allem als Beleg für
den verbesserten Zugang zu wissenschaftlicher Literatur durch Online-Datenbanken,
Internet etc. interpretiert. Räumliche Nähe im Sinne einer grenzüberschreitenden
Publikationsnutzung scheint demzufolge weniger wichtig geworden zu sein.
Zu berücksichtigen ist, dass die Bedeutung der Grundlagenforschung durch Zita-
tionen wissenschaftlicher Literatur in Patenten nur zum Teil erfasst wird. Patel und
Pavitt (1995) vertreten die Auffassung, dass der Nutzen der Grundlagenforschung
weniger in ihrer Rolle als direkter Input der Technologieentwicklung liege als
vielmehr in ihrer indirekten Bedeutung durch die Vermittlung von Forschungs-
fertigkeiten oder weltweite informelle Netzwerke der Scientific Community.
5.2.2.2 Zitation wissenschaftlicher Publikationen in anderen Publikationen
Wissenschaftliche Publikationen werden nicht nur in Patenten zitiert, sondern vor
allem natürlich in anderen wissenschaftlichen Publikationen (vgl. Abbildung 5.2, Pfeile
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1). Die Analyse von Wissensflüssen im Sinne von Zitationen wissenschaftlicher
Literatur in anderen Publikationen stellt einen vergleichsweise gut untersuchten
Bereich dar. Diese Methode erfaßt jedoch primär Wissensflüsse zwischen
Forschungseinrichtungen und weniger Wissensflüsse von Forschungseinrichtungen zu
Unternehmen, da letztere zwar vielfach Forschung betreiben (und dazu regelmäßig
wissenschaftliche Publikationen von Forschungseinrichtungen nutzen), aber nur in
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Abbildung 5.2: Wissenschaftliche Publikationen als Wissenstransferkanal zwischen
Forschungseinrichtungen und Unternehmen
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Eine lange Tradition besitzen Zitationsanalysen in den USA, in denen aufgrund der
sehr wettbewerblichen Organisation des Hochschulwesens bei Berufungen und
Beförderungen oder der Vergabe von Forschungsmitteln ein großes Interesse an der
Evaluation des Forschungsoutputs mittels Zitationsauswertungen besteht. Zu diesem
Zweck werden vom Institute for Scientific Information (ISI) jährlich der Science
Citation Index (SCI), der Social Science Citation Index (SSCI) und der Arts and
Humanities Citation Index (AHCI) erstellt, in denen für die wichtigsten Zeit-
schriften erfaßt wird, wie oft, in welchen Publikationen oder Zeitschriften und von
wem ein Artikel zitiert wurde (vgl. auch Grupp 1997, 182f.).
Herbertz und Müller-Hill (1995) sowie Nederhof und van Raan (1993) analysieren
auf der Basis von ISI-Daten Zitations-time-lags und kommen zu dem Ergebnis, dass
molekularbiologische Publikationen ihren Zitationsgipfel mehrheitlich nach zwei,
volkswirtschaftliche Veröffentlichung nach vier Jahren erreichen. 11 Hicks et al.
(1994) sowie Nederhof und van Raan (1993) gehen der Frage nach der räumlichen
Dimension nach und stellen fest, dass inländische Publikationen im Vergleich zu deren
Anteil an der Gesamtzahl der weltweiten Veröffentlichungen überproportional häufig
zitiert werden. Dieser Befund ähnelt den Ergebnissen zur Zitation wissenschaftlicher
Publikationen in Patenten (vgl. Abschnitt 5.2.2.1) und spricht dafür, dass selbst im
Bereich des in Publikationen kodifizierten Wissens gewisse Raumüberwindungs-
kosten existieren und die Wissensaneignung nicht gänzlich 'kostenfrei' ist.12
                                                
11 Zitationsanalysen unterscheiden allerdings nicht zwischen 'positiven' Zitationen (z.B. bahn-
brechende oder besonders gute Studie), eher 'neutralen' Zitationen (z.B. Studie, die bereits
bekannte Ergebnisse lediglich bestätigt) und 'negativen' Zitationen (z.B. Studie, die auf-
grund ihrer Mängel zitiert und besprochen wird) (Webster 1986, S. 148).
12 Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die Bedeutung inländischer Literatur durch gewisse
Zitationsgepflogenheiten tendenziell überzeichnet wird. Anders als der weitgehend global
ausgerichtete Publikationsbereich haben die Arbeitsmärkte für Wissenschaftler sowie die
Märkte für wettbewerblich vergebene Forschungsmittel eine stärkere nationale Ausrichtung.
In beiden Märkten hängt die individuelle Wettbewerbsposition zwar stark von der Publi-
kationsleistung ab, über die Ressourcenverteilung wird meist jedoch von Inländern ent-
schieden. Dies begünstigt zum einen implizite oder explizite 'Zitationskartelle', die vor allem
auf nationalen Kontakten beruhen. (vgl. Bommer/Ursprung 1997). Zum anderen wird
dadurch die Zitation von in Berufungsverfahren oder Begutachtungsprozesse involvierten
Wissenschaftlern – dies sind in der Regel Inländer – gefördert.
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Tijssen und Wijk (1999) haben die Zitationen von amerikanischen, japanischen und
europäischen Publikationen im Bereich Informations-, Telekommunikations- und
Computertechnik untersucht. Insgesamt werden auch hier vor allem Publikationen
aus der selben 'Region' (hier USA, Europa und Japan) zitiert, allerdings zitieren
japanische Publikationen deutlich häufiger ausländische Literatur als japanische
Literatur wiederum in ausländischer Literatur zitiert wird, was auf einen Netto-
wissensfluß nach Japan schließen läßt.
5.2.2.3 Entstehung und Nutzung von Publikationen
Auch anhand der Entstehung von Publikationen lassen sich Aufschlüsse über den
Fluß innovationsrelevanten Wissens gewinnen. Untersuchungen zum Publika-
tionsoutput von Forschungseinrichtungen (vgl. Abbildung 5.2, Pfeile 2). stammen
von Adams und Griliches (1998), Bommer und Ursprung (1997), Clemenz und
Neusser (1991), Herbertz und Müller-Hill (1995), Hüfner, Hummel und Rau (1984)
sowie Pommerehne (1986). Diese Studien dienen in der Regel der Evaluation der
Forschungsproduktivität, erlauben aber ähnlich wie die in Abschnitt 5.2.1.2
genannten Studien zu Hochschul-Patenten nur begrenzte Aussagen über die Nutzung
und Verbreitung der Publikationen.13
Eine Ausnahme stellt eine Studie von Hicks et al. (1994) dar, da sie den Publi-
kationsoutput von Unternehmen (vgl. Abbildung 5.2, Pfeil 3) untersucht. Hicks et
al. kommen u.a. zu dem Ergebnis, dass in Japan elf bekannte Großunternehmen im
Jahr 1989 insgesamt mehr als 100 Artikel, darunter viele mit Schwerpunkt auf der
Grundlagenforschung, veröffentlichten. Dies zeigt, dass entgegen der Vorstellung des
klassischen Technologietransfermodells Grundlagenforschungswissen auch von
Unternehmen hin zu Forschungseinrichtungen fließt.
                                                
13 Zu den Mängeln solcher Studien hinsichtlich der Evaluation der Forschungsleistung vgl.
Bommer und Ursprung (1997), Herbertz/Müller-Hill (1995) oder Grupp (1997, S. 362).
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Der Publikationsoutput wird in diversen Studien auch zur Überprüfung der
Lebenszyklus-Hypothese benutzt (vgl. Cole 1979; Diamond 1986; Levin/Stephan
1991; Oster/Hamermesh 1998). Übereinstimmend kommen diese Untersuchungen
zu dem Ergebnis, dass Wissenschaftler in den meisten der analysierten Disziplinen in
der Spätphase ihrer Laufbahn signifikant weniger Publikationen bzw. Publikationen
von geringerer Qualität veröffentlichen.14
Eine weitere Gruppe von Studien beschäftigt sich mit Publikationen, die von
mehreren (Ko-)Autoren verfaßt wurden. Diese Koautoren können von verschie-
denen Forschungseinrichtungen stammen (vgl. Abbildung 5.2, Pfeil 4) oder von
Forschungseinrichtungen und Unternehmen (vgl. Abbildung 5.2, Pfeil 5). Unter-
suchungen von Münzinger und Daniel (1994) sowie Narin et al. (1991) zeigen, dass
in transnationaler Koautorenschaft entstandene Publikationen wesentlich öfter zitiert
werden als Artikel von Einzelautoren oder solche mit bloß inländischer Koautoren-
schaft.15 Okubo und Sjöberg (2000) kommen zu dem Ergebnis, dass in Schweden in
den 80er- und 90er-Jahren sowohl länder- als auch sektorübergreifende Koautoren-
schaften zugenommen hat. Schwedische Firmen arbeiten bei der Erstellung von
Publikationen zunehmend mit ausländischen Forschungseinrichtungen zusammen, so
wie umgekehrt schwedische Forschungseinrichtungen immer häufiger gemeinsam mit
ausländischen Unternehmen publizieren.
Von Zucker, Darby und Armstrong (1998) stammt eine Studie, die für die USA in
Koautorenschaft von Biotechnologie-Unternehmen und Hochschulwissenschaftlern
entstandene Publikationen analysiert und dabei der Frage nach der Bedeutung
räumlicher Nähe nachgeht. Für ein Sample von 110 kalifornischen Biotechnologie-
Unternehmen haben die Autoren durch Analyse auf Mikroebene festgestellt, dass die
                                                
14 Einige dieser Studien untersuchen als zu erklärende Variable neben dem Publikationsoutput
auch die Zahl der auf diese Publikationen entfallenden Zitationen. Beide Verfahren führen zu
ähnlichen Ergebnissen.
15 Dabei läßt sich nicht ohne weiteres sagen, inwieweit eine internationale Kooperation tat-
sächlich die Qualität von Forschungsergebnissen erhöht oder ob hohe Forschungsqualität
eher die Zugangsvoraussetzung zu internationalen Kooperationen und Koauthorenschaften
darstellt. Zudem kann die höhere Zitierhäufigkeit zum Teil auch Ausdruck eines strate-
gisches Zitieren in mehreren Ländern sein.
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Produktzahl und der Beschäftigungsanstieg innovierender Unternehmen positiv
beeinflußt werden von der Zahl der Publikationen, die Angehörige des Unternehmens
in Koautorenschaft mit überdurchschnittlichen, in der selben Region ansässigen
Hochschulwissenschaftlern aus dem Bereich Biotechnologie veröffentlichen. Dabei
führen die Autoren den positiven Effekt nicht primär auf das gemeinsame Publizieren
an sich zurück, sondern sehen in der Koautorenschaft eine aussagekräftige (und
einfach zu erfassende) Proxy-Variable, die auf eine Vielzahl komplexerer Bezieh-
ungen wie Beratung, finanzielle Beteiligung am Unternehmen, Kooperationsprojekte
oder institutionalisierte Beratung hindeutet. Mit ihrem Vorgehen ist es Zucker et al.
gelungen, die methodischen Mängel von Aggregatstudien (vgl. Abschnitt 5.3), auf die
sich die Autoren explizit beziehen, zu überwinden.16
Der häufigste Fall von Wissensflüssen zu Unternehmen dürfte sein, dass Unter-
nehmen im Rahmen ihrer FuE-Tätigkeit wissenschaftliche Publikationen studieren und
verwerten, ohne dass sich dieser Vorgang in einer Zitation in einem Patentdokument
oder in einer Publikation niederschlägt (vgl. Abbildung 5.2, Pfeil 6). Barden und
Good (1990) haben mit Hilfe von Statistiken zu Ausleihen, Fernleihen sowie Online-
Diensten u.ä. versucht, die Wissensflüsse zwischen verschiedenen Wissen-
schaftsdisziplinen und Industriebranchen zu erfassen. Beckers und Peters (1998)
kommen in der Auswertung des auf Unternehmensbefragungen basierenden
Mannheimer Innovationspanels (ausführlicher dazu Abschnitt 5.3) zu dem Ergebnis,
dass deutsche Unternehmen wissenschaftliche Zeitschriften und Konferenzen mehr
als doppelt so häufig als wichtige Quelle für technologisches Wissen einstufen als die
akademischen Institutionen selber. Gemäß einer Befragung britischer und
                                                
16 Für jedes Unternehmen wurde separat der Pool aller Artikel der regionalen Hochschul-
wissenschaftler aufgeteilt in Artikel, die gemeinsam mit dem jeweiligen Unternehmen
veröffentlicht wurden ("linked articles"), und solche Artikel, die in Koautorenschaft mit
anderen Unternehmen oder ohne Koautorenschaft entstanden ("untied articles").
Erstaunlicherweise haben die "untied articles" keinen bzw. eher einen leicht negativen
Einfluß auf den Unternehmenserfolg, was die Autoren als ein Indiz dafür ansehen, dass
selbst in Publikationen kodifiziertes Wissen oftmals erst durch enge Kontakte zu den
Urhebern des Wissens (hier angezeigt durch Koautorenschaften) adäquat absorbiert
werden kann. Bei Aggregatstudien auf Makroebene hätte sich dieses Ergebnis durch den
Verzicht auf eine unternehmensindividuelle Unterscheidung in "linked articles" und "untied
articles" nicht gezeigt.
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amerikanischer Unternehmen (vgl. Faulkner/Senker 1994) waren wissenschaftliche
Publikationen häufig der Anknüpfungspunkt für die Herstellung eines persönlichen
Kontakts, der wiederum von Bedeutung für die Anbahnung einer Kooperation war.
Van Dalen (1998) hat die Lebenszyklus-Hypothese anhand der Nutzung wissen-
schaftlicher Literatur überprüft und 1.200 holländische Ökonomen postalisch befragt,
wieviel Zeit sie (un)regelmäßig für die Lektüre verschiedener Arten ökonomischer
Publikationen aufbringen. Dabei zeigte sich, dass die Lektüre von wissenschaftlich
besonders anspruchsvollen Publikationen mit zunehmendem Lebensalter konti-
nuierlich abnimmt.17
Insgesamt läßt sich zur Untersuchung der Bedeutung von Publikationen feststellen,
dass Fragen nach Wissensflüssen zwischen Forschungs- und Unternehmenssektor
bisher nur eine Nebenrolle spielen und sich die meisten Studien aus forschungs-
ökonomischen Gründen (Verfügbarkeit von Daten) auf die Analyse von Zitations-
bzw. Publikationsverhalten beziehen. Die unter Innovationsgesichtspunkten wichtige,
aber wesentlich aufwendiger zu untersuchende direkte Nutzung von wissen-
schaftlicher Literatur durch Unternehmen wurde hingegen bislang erst in Ansätzen
empirisch analysiert.
5.2.3 Gründung von Unternehmen
Eine weitere Möglichkeit, innovationsgerichtetes Wissen in den Unternehmenssektor
zu transferieren, stellt die von Forschungseinrichtungen ausgehende Gründung von
Unternehmen dar.18 Die Gründung eines Unternehmens durch dauerhaft an
                                                
17 An der Zeitallokation setzen auch Studien von Harmon (1965) und Singell, Lillydahl und
Singell (1995) an, die die Lebenszyklus-Hypothese mittels Angaben zur
Zeitbudgetverteilung testen. Es zeigt sich in beiden Fällen ein im Alter abnehmender
Zeitaufwand für Forschungsaktivitäten.
18 Auf diesen Transferkanal dürfte am ehesten der Begriff des 'Technologietransfers' zutreffen
(vgl. Fußnote 1 dieses Kapitels), da für eine Unternehmensgründung in der Regel eine
(nahezu) marktfähige Technologie benötigt wird. Dementsprechend liegt bei
Unternehmensgründungen der Schwerpunkt auf technologischem Zweck-Mittel-Wissen,
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einer Forschungseinrichtung angestelltes Personal wie Professoren (vgl.
Abbildung 5.3, Pfeil 1) bietet eine Alternative zur Patentanmeldung in solchen Fällen,
wo eine Patentierung wegen unzureichender Erfindungshöhe ausscheidet bzw. als zu
riskant oder aufwendig erscheint.
Abbildung 5.3: Unternehmensgründung und –beratung als Wissenstransferkanal
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen
                                                                                                                                
gleichwohl auch Ergebnisse der Grundlagenforschung für Unternehmensgründungen aus
Forschungseinrichtungen heraus von entscheidender Bedeutung sein können, sofern diese




















































































































Untersuchungen zu diesem Transferkanal stammen von Rappert, Webster und
Charles (1999), Roberts und Peters (1981) sowie Samsom und Gurdon (1993).
Fehlende Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeiten sowie ein gründungsfeindliches Klima
seitens der Hochschulen führten vielfach dazu, dass kaum einer der befragten
Wissenschaftler in Hochschule und gegründetem Unternehmen eine Teilzeit-
beschäftigung ausübte. Die meisten Gründer verließen statt dessen die Hochschule
vollständig. Andere Fakultätsmitglieder, die über kommerziell verwertbare Ideen
verfügten, sahen von einer Unternehmensgründung ab und entschieden sich statt
dessen für den Verkauf der Idee an ein Unternehmen oder die Anmeldung eines
Patents. Viele Spin-Offs-Unternehmen hielten auch nach der Abspaltung von der
Hochschule vielfältige Verbindungen zu Universitäten, um auf dem Stand der
Forschung zu bleiben oder Unterstützung bei der Durchführung von Experimenten zu
erhalten.
Eine zwischen Unternehmensgründung und Verkauf einer Idee angesiedelte
Transferform haben van Dierdonck und Debackere (1988) untersucht. In einer
Befragung belgischer Universitätsinstitute unterscheiden sie zwischen einer
Unternehmensgründung durch einen Hochschullehrer ("extrapreneurship") und dem
Fall, in dem ein Wissenschaftler seine Idee im Rahmen eines bereits bestehenden
Unternehmens (z.B. als Projektleiter) kommerziell verwertet ("intrapreneurship"; vgl.
Abbildung 5.3, Pfeil 2). Die Zahl der "Intrapreneurs" war fast dreimal so hoch wie
die der "Extrapreneurs", wofür die Autoren vor allem die Inflexibilität der belgischen
Hochschulen sowie den faktischen Zwang, sich zwischen einer akademischen und
einer unternehmerischen Karriere entscheiden zu müssen, verantwortlich machen.
Ein weiterer Kanal für Wissensflüsse zwischen Hochschul- und Unternehmenssektor
sind Unternehmensgründungen von Hochschulabsolventen und ehemaligen
Doktoranden (vgl. Abbildung 5.3, Pfeil 3). Hier läßt sich jedoch nicht immer klar
beurteilen, wie sehr ein von Absolventen gegründetes Unternehmen auch auf einer
aus der Hochschule stammenden oder zumindest in enger Kooperation mit der
Hochschule generierten Idee basiert. Carlsson und Fridh (2002) kommen in einer
Untersuchung von 212 U.S.-Universitäten zu dem Ergebnis, dass diese im Durch-
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schnitt jährlich nur 1,4 Start-up-Unternehmen von Absolventen hervorbringen.
Allerdings gibt es Spitzenreiter wie Stanford und MIT mit jährlich ca. 25 spin-offs
(vgl. Bank of Boston, 1997; Roberts and Malone, 1996). Ein klarer Einfluß von
Förder- und Transfereinrichtungen auf die Gründungsraten konnte nicht festgestellt
werden.
5.2.4 FuE-Kooperationen und Beratung von Unternehmen
Außer durch Publikationen oder Patente können Unternehmen innovationsrelevantes
Wissen von Forschungseinrichtungen durch direkte Kooperationen beziehen (vgl.
Abbildung 5.3, Pfeil 4). Zu diesem Transferkanal zählen Kooperationsformen wie die
institutionalisierte Beratung, Gutachten, FuE-Arbeiten für Unternehmen, gemeinsam
mit Unternehmen durchgeführte FuE-Arbeiten, Messungen, Tests oder Personal-
austausch. Eine Reihe von Studien hat diese Kooperationsformen eingehender
untersucht und ist dabei insbesondere der Frage nach der Bedeutung räumlicher
Nähe nachgegangen.
Gegenstand der Untersuchung von Audretsch und Stephan (1996) sind institu-
tionalisierte Formen der Anbindung von Hochschulwissenschaftlern zu ameri-
kanischen Biotechnologie-Unternehmen (Unternehmensgründer, Kapitaleigner,
Vorsitzender oder Mitglied des "scientific advisory boards"). Nur ca. 30% aller
Kontakt-Beziehungen zwischen Wissenschaftlern und Unternehmen spielten sich
innerhalb derselben Region ab, was die Autoren als Beleg für eine nur begrenzte
Bedeutung räumlicher Nähe in dieser Branche werten. Allerdings variierte die
Bedeutung geringer Distanzen je nach Form der Anbindung: Bei Gründern und
Vorsitzenden des Scientific Advisory Boards war räumliche Nähe wichtiger als bei
bloßen Board-Mitgliedern oder Miteigentümern.
Mansfield (1995) sowie Mansfield und Lee (1996) kommen in einer Untersuchung
zu FuE-Kooperationen amerikanischer Großunternehmen mit Hochschulen, die für
den Erfolg eines Innovationsprojekts für unverzichtbar gehalten wurden, bei etwas
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anderer Fragestellung zu einer großen Bedeutung räumlicher Nähe: Mehr als die
Hälfte der Kooperationshochschulen lag von den betreffenden Unternehmen nicht
mehr als 100 Meilen entfernt; jenseits dieser 'kritischen Distanz' scheint die
Entfernung auf die Kooperationswahrscheinlichkeit keinen großen Einfluß mehr zu
besitzen.19 Allerdings wurden von den Unternehmen bei Kooperationen, die auf
Grundlagenforschung abzielten, wegen der geringeren Interaktionshäufigkeit sowie
der erhöhten Bedeutung der Qualität der Kooperationshochschule deutlich größere
Entfernungen in Kauf genommen.
Harhoff, Licht et al. (1996) stellen in einer Auswertung von Daten des Mannheimer
Innovationspanels (MIP) fest, dass in Deutschland Hochschulen für innovierende
Industrieunternehmen nach den Kunden den zweitwichtigsten externen Koopera-
tionspartner darstellen. Außerdem zeigen die MIP-Daten, dass die Wahrscheinlich-
keit einer Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen sowohl mit der Unter-
nehmensgröße (vgl. Harhoff, Licht et al. 1996) als auch mit der FuE-Intensität
anstieg (vgl. Beckers/Peters 1998).
Von allen vier Kooperationspartnern (Kunden, Zulieferer, Forschungseinrichtungen,
andere Unternehmen) war bei den Forschungseinrichtungen der Anteil der aus der
Region stammenden Partner am größten und der der ausländischen Partner am
geringsten (vgl. Harhoff, Licht et al. 1996). Ausführlicher im Hinblick auf die Frage
der räumlichen Nähe werten Beise und Stahl (1999) die MIP-Daten aus. Ihnen
zufolge stammten ca. 40 Prozent der Forschungseinrichtungen (Universitäten,
Fachhochschulen, sonstige Forschungseinrichtungen), ohne deren Unterstützung die
befragten Unternehmen Produkt- oder Prozeßinnovationen gar nicht oder nur
schwerlich hätten durchführen können, aus einem Umkreis von 50 km. Besonders
hoch war der Anteil regionaler Forschungseinrichtungen mit ca. 70 Prozent bei den
                                                
19 Auf den ersten Blick mag ein Anteil der regionalen Kooperationspartner von 50% als nicht
sonderlich hoch erscheinen. Bedenkt man jedoch, welcher Anteil aller potentiellen Koopera-
tionspartner auf die Region und welcher auf den Rest des Landes entfällt, dann zeigt sich,
dass ortsnahe Hochschulen deutlich größere Chancen besitzen, als Kooperationspartner
gewählt zu werden.
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Fachhochschulen. Dieses Ergebnis spricht deutlich für die Bedeutung räumlicher
Nähe. Nur wenige Unternehmen scheinen sich allerdings ausschließlich auf regionale
Kooperationen zu beschränken, wie eine andere Studie mit denselben Daten zeigt
(vgl. Beise/Spielkamp 1996): Nur ein Viertel der mittelgroßen und weniger als 10%
der Großunternehmen kooperierten ausschließlich mit in der Region ansässigen
Forschungseinrichtungen.
Die Frage nach der Kooperationsneigung und der Bedeutung räumlicher Nähe aus
Sicht der Unternehmen ist Gegenstand einer Reihe von Publikationen, die im Rahmen
eines DFG-Verbundprojekts mit Primärerhebungen in elf europäischen Regionen
entstanden.20 Hier zeigt sich, dass Unternehmen um so eher und mit einer größeren
Zahl von Forschungseinrichtungen kooperieren, je größer sie sind und je größer ihre
FuE-Intensität ist. Etwa ein Drittel aller Unternehmen arbeitet mit Forschungs-
einrichtungen zusammen, deutlich häufiger als mit Forschungseinrichtungen
kooperieren die Unternehmen jedoch mit Kunden und Zulieferern. Ähnlich wie bei
den MIP-Daten erweisen sich die Forschungseinrichtungen als der Kooperations-
partner, bei dem im Durchschnitt der Anteil der regionalen Partner am größten und
der der ausländischen Partner am geringsten ist.
Dass umgekehrt auch die Hochschulen eine ausgeprägte Kooperationsneigung
aufweisen, belegt eine Studie von Allesch et al. (1988), in der 1.823 Professoren der
wirtschafts-, natur- und ingenieurwissenschaften Fakultäten verschiedener deutscher
Hochschulen zu ihren Praxiskontakten befragt wurden. 50% aller Professoren gaben
an, innerhalb des Untersuchungsjahres mit Industrieunternehmen kooperiert bzw. zu
diesen engeren Kontakt gehabt zu haben, wobei in den Naturwissenschaften der
                                                
20 Die Regionen sind Baden, Hannover, Sachsen, Elsaß, Gironde, Barcelona, Stockholm, Wien,
Süd-Holland, Slowenien sowie Süd-Wales. Im Rahmen des DFG-Verbundprojektes wurde
auch eine Befragung von Forschungseinrichtungen durchgeführt, die Grundlage des
empirischen Teils dieser Arbeit ist. Zu den Ergebnissen des Verbundsprojektes vgl. Arndt
und Sternberg (2000), Backhaus (2000), Backhaus und Seidel (1998), Diez (2000, 2002),
Franke (2002), Fritsch (2001), Fritsch und Lukas (1999, 2000), Fritsch und Schwirten (2002),
Koschatzky (2000), Koschatzky und Zenker (2002) sowie Sternberg (1998).
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Anteil kooperierender Professoren am geringsten, in den Ingenieurwissenschaften am
höchsten war (vgl. Allesch et al. 1988, S. 63-73).
Hochschullehrer, die zuvor außerhalb der Hochschule berufstätig waren, unterhielten
deutlich häufiger Kontakte zur Praxis als ihre Kollegen ohne externe Berufserfahrung
(vgl. Allesch et al. 1988, S. 82). 38% aller Kooperationspartner der Hochschulen
stammten aus der Region, 53% aus der restlichen Bundesrepublik und 9% aus dem
Ausland.21 Von einer Differenzierung dieser Durchschnittswerte nach Forschungs-
richtungen und einzelnen Hochschulen abgesehen, wird den Determinanten der
Regionsorientierung jedoch nicht weiter nachgegangen. Die Studie relativiert die
Untersuchung von Fromhold-Eisebith (1992) zum von der Maschinenbaufakultät der
TH Aachen ausgehenden Technologie- und Wissenstransfer, der zufolge nur 15%
aller industriellen Kooperationspartner aus der Region kamen. Wie Allesch et al.
(1988, S. 76-79) zeigen, zählt die TH Aachen insgesamt zu den sehr stark über-
regional kooperierenden Hochschulen und stellt damit eher einen Ausnahmefall dar.
Mit den Gründen innovationsorientierter Zusammenarbeit beschäftigt sich eine
Untersuchung von Meyer-Krahmer und Schmoch (vgl. Meyer-Krahmer/Schmoch
1998, Schmoch 1997), in der deutsche Universitätsinstitute aus ausgewählten
technischen Disziplinen sowie der Biotechnologie und Chemie zu verschiedenen
Kooperationsformen (Auftragsforschung für Unternehmen, gemeinsame Forschung
mit Unternehmen, Beratung, Gutachten etc.) befragt wurden. Dabei zeigte sich, dass
aus Sicht der Hochschulen neben der Akquisition zusätzlicher Forschungsmittel vor
allem der Erfahrungsaustausch mit Wissenschaftlern aus der Industrie eine hohe
Bedeutung genoß, was für die Zweiseitigkeit des Wissensflusses zwischen For-
schungseinrichtungen und Unternehmenssektor spricht. Befragt nach den Motiven
der Industriepartner, schätzten die Hochschulinstitute die konkrete Lösung
                                                
21 Zwei Einschränkungen sind bei der Interpretation dieser Ergebnisse zu beachten: Zum einen
wird in der Studie nicht angegeben, wie weitreichend die Kategorie "Region" definiert
wurde. Zum anderen besteht die Gruppe der Kooperationspartner knapp zur Hälfte aus
nicht-industriellen Partnern wie öffentlichen Einrichtungen, Verbänden, Kammern, oder
Dienstleistungsunternehmen, bei denen räumliche Nähe eine andere Rolle spielen könnte als
bei der Industrie.
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technischer Probleme als weniger wichtig ein als die Beobachtung der
wissenschaftlichen Entwicklung.
5.2.5 Aus- und Weiterbildung
Die Aufgabe von Forschungseinrichtungen besteht nicht nur in der Generierung
wissenschaftlich-technisches Wissens, sondern auch darin, das im Zeitverlauf
generierte Wissen zu speichern und u.a. im Rahmen der Aus- und Weiterbildung
weiterzugeben. Damit bietet sich der Transferkanal Lehre im weiteren Sinne ebenfalls
zur Untersuchung innovationsrelevanter Wissensflüsse an.
Einige bereits erwähnte Studien berücksichtigen als Nebenaspekt auch ausbil-
dungsbezogene Formen des Wissenstransfers (vgl. Abbildung 5.4, Pfeil 1). Dazu
zählen Unternehmenspraktika für Studenten (vgl. Bonaccorsi/Piccaluga 1994) und in
Kooperation mit Unternehmen entstandene Studien- und Diplomarbeiten (vgl. Gee
1993; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998). Allesch et al. (1988, S.87-93) zufolge
lassen 47% der befragten Professoren Studienarbeiten in Zusammenarbeit mit der
(nicht nur als Industrie definierten) Praxis erstellen. Quantitativ bedeutsamer als
Studienabschlußarbeiten dürfte der mit dem Abschluß des Studiums einsetzende
Wissenstransfer sein. Verschiedene Studien (vgl. Hargens 1986, Urban 1982, Van
Houten et al. 1983) untersuchen den Werdegang von Hochschulabsolventen, die
(zunächst) an Forschungseinrichtungen verbleiben (vgl. Abbildung 5.4., Pfeil 2). Im
Zentrum dieser Studien steht die, sich in Wanderungsbewegungen ausdrückende,
Nähe bzw. Hierarchie zwischen verschiedenen wissenschaftlichen (Sub)Disziplinen.
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Abbildung 5.4: Aus- und Weiterbildung als Wissenstransferkanal zwischen
Forschungseinrichtungen und Unternehmen
Absolventen, die nach ihrer Ausbildung in Unternehmen wechseln (vgl. Abbildung
5.4, Pfeil 3), sind Gegenstand einer Untersuchung von Nelson und Levin (1986), in
der 650 Forschungsmanager in 130 Branchen gefragt wurden, wie wichtig ver-
schiedene Wissenschaftsdisziplinen technologisch für ihre Branche auf der Basis der
Forschungsergebnisse einerseits und auf der Basis der während der Ausbildung
vermittelten Fertigkeiten andererseits sind. In den meisten Forschungsdisziplinen (v.a.
der Physik) spielten die Fertigkeiten eine größere Rolle als die Forschungs-



































































Die Bedeutung räumlicher Nähe im Bereich der Lehre belegt deutlich eine Studie des
Massachusetts High Technology Council (1981). Demnach stammten ca. 80% der
von in der Region Boston ansässigen High-Unternehmen rekrutierten Hochschul-
absolventen aus derselben Region. Den Zusammenhang von FuE-Kooperationen
und Absolventenrekrutierung belegt Mansfield (1995), der in seiner Befragung von
235 amerikanischen, mit Unternehmen zusammenarbeitenden Hochschulwissen-
schaftlern feststellt, dass die überwiegende Mehrheit der Wissenschaftler als
Nebeneffekt der Kooperation in mindestens einem der Kooperationsunternehmen
auch Studenten oder Doktoranden plazieren konnte.
Neben dem traditionellen Feld der Ausbildung von Studenten engagieren sich
Forschungseinrichtungen und Hochschulen auch im Bereich der Weiterbildung (vgl.
Abbildung 5.4, Pfeil 4). Anders als in der Lehre dürfte hier besonders die Ver-
mittlung neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse im Mittelpunkt stehen. Oftmals geht
der Nutzen aber auch darüber hinaus. Wie Rahm (1994) sowie Stewart und Gibson
(1990) in Untersuchungen zu verschiedenen Weiterbildungsangeboten feststellen,
bildeten die auf Weiterbildungsveranstaltungen zu anderen Kursteilnehmern und
Hochschulwissenschaftlern aufgebauten informellen Kontakte in vielen Fällen die
Basis für weitere Kooperationen.
5.3 Spezifische Merkmale sogenannter Aggregatstudien
Eine eigene Kategorie stellen Studien dar, die nicht einzelne Transferkanäle erfassen
bzw. unterscheiden, sondern versuchen, die Gesamtheit der von Forschungs-
einrichtungen ausgehenden Wirkungen auf unternehmerische Innovationsvorhaben zu
erfassen. Dazu zählen vor allem die sogenannten 'Aggregatstudien', in denen nicht
Daten auf der Ebene des Einzelfalls verwendet werden, sondern aggregierte Daten.
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Derartige Daten werden in der Regel amtlichen Statistiken oder anderen Daten-
banken entnommen.22
Methodisch folgen Aggregatstudien einem bestimmten Grundmuster. Mittels
Regressionsanalysen wird geschätzt, wie stark eine endogene Aggregatgröße (z.B.
die Zahl aller Patente, die in einer bestimmten Region innerhalb eines bestimmten
Technikfelds oder einer bestimmten Branche in einem bestimmten Zeitraum ange-
meldet wurden) statistisch von anderen exogenen Aggregatgrößen (z.B. den
öffentlichen und privaten FuE-Ausgaben in Region, Technikfeld oder Branche und
Zeitraum) sowie verschiedenen Kontrollvariablen abhängt.
Die erste Aggregatanalyse zur Schnittstelle Forschungseinrichtungen-Industrie ist die
Untersuchung von Jaffe (1989a), bei der die Zahl der Patente als endogene
Aggregatgröße gewählt wurde. Ähnlich gingen Acs, Audretsch und Feldman (1992),
Autant-Bernard (2001) sowie Blind und Grupp (1999) vor. In anderen Studien
wurden statt Patenten kommerzielle Innovationen verwendet, die von der "U.S.
Small Business Administration "im Jahr 1982 durch Auswertung von technischen
Publikationen und Produktankündigungen im Handel identifiziert wurden (vgl.
Anselin/Varga/Acs 1997a, b; Audretsch/Feldman 1996; Feldman 1994; Varga
2000). Weitere verwendete endogene Aggregatgrößen waren die FuE-Intensität
gemessen als Anteil der promovierten FuE-Beschäftigten an der Gesamt-
beschäftigung (vgl. Bania/Calkins/Dalenberg 1992), die Unternehmensgründung-
srate in verschiedenen Branchen (vgl. Bania/Eberts/Fogarty 1993), die Zahl von
Unternehmensgründungen im Bereich der Biotechnologie (vgl. Zucker/Darby/Brewer
1998), die industriellen Gebäude- und Anlageninvestitionen (vgl. Florax/Folmer
                                                
22 Streng genommen handelt es sich auch schon um eine Aggregation, wenn in einer primär-
empirischen Erhebung per Fragebogen oder Interview ein einzelner Wissenschaftler zu den
Erfahrungen aller Kooperationsprojekte einer bestimmten Zeitspanne gefragt wird, anstatt
zu jedem Kooperationsprojekt einzelen. Allerdings findet in diesem Falle die Aggregation
auf einem sehr niedrigen Niveau statt, so dass in der Regel immer noch von Erhebungen auf
der Mikroebene gesprochen wird.
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1992) oder die industriellen Aufwendungen für anwendungsorientierte FuE (vgl.
Berman 1990).23
Aus methodischer Sicht weisen Aggregatanalysen einige kritische Aspekte auf (vgl.
auch Breschi/Lissoni 2001). Eine erste Schwierigkeit stellt die sogenannte Konkor-
danzproblematik dar (vgl. Grupp 1997, S.177-195). Soll z.B. der Einfluß der
öffentlichen Forschungsausgaben auf die Zahl der Patente untersucht werden, dann
sind bei der Konstruktion der Variable für die öffentliche Forschungsausgaben
Festlegungen zu treffen, welche Wissenschaftsdisziplinen als relevant gelten können
(sektorale Dimension; Konkordanzproblem im eigentlichen Sinne), aus welchen
Regionen die öffentlichen FuE-Ausgaben berücksichtigt werden sollen (räumliche
Dimension) und ob die öffentlichen FuE-Ausgaben aus nur einem Jahr oder aus
mehreren Jahren zu berücksichtigen sind (zeitliche Dimension; lag-Problematik).
Hinsichtlich der Zuordnung von Wissenschaftsdisziplinen zu Technikfeldern bzw.
Branchen können sog. Konkorrdanz-Systematiken verwendet oder individuelle
Zuordnungen getroffen werden. Bezüglich der räumlichen und zeitlichen Dimensionen
ist es möglich, Gewichtungen gemäß der räumlichen oder zeitlichen Distanz zum
betreffenden Innovationsvorhaben vorzunehmen oder gewisse Zeiträume und
Regionen vollständig, andere dagegen gar nicht zu berücksichtigen (Gewich-
tungsfaktoren 0 und 1). Unabhängig von der Wahl der Methode werden dabei
hinsichtlich der räumlichen, sektoralen und zeitlichen Ausbreitung des innova-
tionsbezogenen Wissens Annahmen getroffen, die mikroökonomisch vielfach nicht
verläßlich abgesichert sind.
Außerdem werden alle Wissenstransferkanäle faktisch gleich behandelt, d.h.
öffentlichen FuE-Ausgaben, die sich z.B. in Publikationen niederschlagen, wird
dieselbe räumliche und temporale Ausbreitung zugeschrieben wie öffentlichen FuE-
                                                
23 Als methodisches Vorbild für diese Aggregat-Analysen dienten Studien zu industriellen
Spillovern, d.h. zur Beeinflussung der FuE- bzw. Industrie-Aktivitäten durch FuE-Aktivitäten
anderer Unternehmen oder Regionen, wie sie Jaffe (1986, 1989b), Bernstein (2000), Bernstein
und Nadiri (1988, 1989), Levin und Reiss (1988), Basant und Fikkert (1996), Coe und Helpman
(1995) und Coe, Helpman und Hoffmaister (1997) durchgeführt haben.
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Ausgaben, die für eine Kooperation mit einem Unternehmen verwendet werden.
Zwangsläufig bleibt damit bei Aggregatstudien auf der Makroebene die Vielfalt von
Effekten innerhalb eines Aggregats unberücksichtigt und der arbeitsteilige Inno-
vationsprozess somit letztlich eine Black Box (vgl. Fritsch 1992; von Hayek 1968, S.
3-5). Das für Aggregatanalysen typische Ergebnis, dass öffentliche FuE-Ausgaben
einen signifikant positiven Einfluß auf die Zahl der Patente haben, sagt wenig über die
Bedeutung und Funktionsweise der einzelnen Transferkanäle aus. Gerade im
Hinblick auf die Formulierung wirtschafts- und wissenschaftspolitischer Empfeh-
lungen ist eine diesbezügliche Kenntnis jedoch von erheblichem Vorteil.
Die große Zahl von auf der Makro-Ebene ansetzenden Aggregatstudien steht in
einem gewissen Kontrast zu dem Umstand, dass Innovationsprozesse in der
Innovationsliteratur mikroökonomisch erklärt werden. Die weite Verbreitung von
Aggregatstudien erklärt sich vor allem aus forschungsökonomischen Umständen: Aus
der amtlichen Statistik und anderen Datenbanken steht eine Vielzahl von Aggregat-
daten mit hohem Erfassungsgrad bereits zur Verfügung. Auf den beachtlichen
Aufwand eigener Datenerhebungen, die durch die zwangsläufige Beschränkung auf
vergleichsweise kleine Teilpopulationen immer dem Vorwurf der Nicht-Repräsenta-
tivität ausgesetzt sind, kann damit verzichtet werden.
Zur Überwindung der mit Aggregatstudien verbundenen Schwierigkeiten erhebt z.B.
das Mannheimer Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) seit Anfang
der 90er Jahre das "Mannheimer Innovations Panel" (MIP), das Teil der europä-
ischen Community Innovations Survey (CIS) ist (vgl. Felder/Harhoff/Licht et al.
1993; Harhoff/Licht 1993; ZEW/infas 1993). Im MIP wird ein Panel von Unter-
nehmen regelmäßig zu seinen Innovationsaktivitäten befragt. Die im MIP enthaltenen
Daten sind einzelfallbezogen (d.h. für jedes Unternehmen existiert ein eigener Daten-
satz) und werden interessierten Wissenschaftlern in anonymisierter Form zur Ver-
fügung gestellt. Dadurch wurde eine wichtige Datenbasis für multivariate Mikro-
studien geschaffen.
99
Ebenfalls nicht auf einen Transferkanal beschränkt, im methodischen Vorgehen
jedoch anders angelegt, sind Fallstudien zu – oftmals auch als "industrial districts",
"innovative Milieus" oder "innovative Netzwerke" bezeichneten – High Tech-
Regionen, in denen eine enge Interaktion zwischen Unternehmen, Kunden,
Zulieferern und Forschungseinrichtungen stattfindet (vgl. z.B. Andréosso-
O'Callaghan 2000; Bathelt 2001; Best 2000; Castells/Hall 1994; Dorfman 1988;
Feldman 2001; Saxenian 1994; Sharon 1994). Eine Einordnung dieser Studien in
den Abschnitt 5.2 dieses Kapitels gestaltet sich deswegen schwierig, weil die
Fallstudien ein breites Spektrum von Kanälen des Wissenstransfers erfassen und sich
zudem nicht auf eine einzige Forschungsmethode beschränken, sondern sich eines
Methodenmixes bedienen (eigene Befragungen, Experten-Interviews, Nutzung
öffentlicher Statistiken, Auswertung und Zusammenfassung anderer empirischer
Studien u.ä.).
5.4 Resümee
Wie der vorangegangene Überblick zum Stand der Forschung zeigt, existiert bereits
eine Zahl von Studien zur  Untersuchung der Schnittstellen zwischen Forschungs-
einrichtungen und Unternehmen. Unterscheiden lassen sich diese Studien nach ihrem
Ansatzpunkt (untersuchter Wissenstransferkanal), der Untersuchungsmethode sowie
der Fragestellung. In Tabelle 5.1 sind alle vorgestellten Studien nach diesen drei
Aspekten geordnet aufgeführt. Da sich empirische Studien aus forschungsöko-
nomischen und methodischen Gründen in der Regel auf eine Untersuchungsmethode
beschränken müssen und sich mit jeder Methode immer nur ein Teil der Transfer-
kanäle erfassen läßt, würde es einen überhöhten und unrealistischen Anspruch
darstellen, mittels einer einzigen Untersuchung des gesamten, von Forschungs-
einrichtungen ausgehenden Wissensfluß erfassen und analysieren zu wollen.24 Jede
auf Mikroebene ansetzende Studie kann immer nur einen partiellen Beitrag zum
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besseren Verständnis des komplexen Phänomens arbeitsteiliger Innovationsvorhaben
leisten.
Hervorzuheben ist zusammenfassend, dass für die empirische Untersuchung des
Wissenstransfers zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen for-
schungsökonomische Überlegungen eine erhebliche Rolle spielen. Vielfach werden
Daten genutzt, die bereits für andere Zwecke erhoben wurden und somit zu geringen
Kosten nutzbar sind (z.B. Patentdaten, Publikations- und Zitationsinformationen).
Die Nutzungskosten hängen dabei wesentlich von den Kosten der Datenaufbereitung
ab, die wiederum vom technischen Fortschritt (z.B. der Computerlesbarkeit der
ersten Seite oder des kompletten Textes von Patentdokumenten), aber auch von der
Dienstleistungsmentalität der datenerhebenden Stellen wie Patentämtern gegen-
über den Anforderungen der Wissenschaft beeinflußt werden.
Typisch für ein im Vergleich zu anderen Bereichen der Industrieökonomik junges
Forschungsfeld ist, dass ein großer Teil der hier vorgestellten Studien deskriptiver
Natur ist und primär den Charakter einer ersten Bestandsaufnahme zu dem Phäno-
men Wissenstransfer zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen besitzt.
Dies gilt insbesondere für auf der (Mikro)Ebene der einzelnen Forschungsein-
richtungen ansetzende Studien. Die Identifizierung von Kausalzusammenhängen
mittels multivariater statistischer Verfahren stellt üblicherweise eine eher fortge-
schrittene Phase eine Forschungsfeldes dar, nicht zuletzt wegen der entsprechenden
Datenerfordernisse. Zudem wurden außer in den Untersuchungen von Allesch et al.
(1988) sowie von Meyer-Krahmer und Schmoch (1998) Kooperationen zwischen
Unternehmen und Forschungseinrichtungen nur aus Unternehmenssicht untersucht.
Aufgrund der Zugriffsmöglichkeit auf einen umfangreichen Datensatz mit zahlreichen
Variablen, durch die wichtige Punkte des arbeitsteiligen Innovationsprozesses
abgebildet werden, zielt das dieser Arbeit zugrunde liegende Forschungsprojekt,
dessen empirische Ergebnisse in den folgenden Kapiteln 6 bis 8 vorgestellt werden,
                                                                                                                                
24 Eine Ausnahme bilden die bereits erwähnten, mit speziellen Einschränkungen behafteten
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darauf ab, einen Beitrag zur Schließung dieser Forschungslücke im Bereich direkter
Kooperation zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen zu leisten und zum
besseren Verständnis der dem intersektoralen Wissenstransfer zugrunde liegenden
Kausalbeziehungen beizutragen.
                                                                                                                                
Aggregatstudien.
Tabelle 5.1: Studien zum Wissenstransfer zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen (differenziert nach Ansatzpunkten, Untersuchungsmethoden und
Fragestellungen)
Ansatzpunkt / Transferkanal Untersuchungsmethode / Datengrundlage (ausgewählte) Fragestellungen
Patente von Forschungseinrichtungen:
Adams/Griliches (1998), Becher et al. (1996), Carlsson/Fridh
(2002), Henderson/Jaffe/rajtenberg (1998), Jaffe et al. (1993),
Mitchell (1991), Mowery et al. (2001), Siegel/Waldman/Link
(1999), Thursby/Kemp (2001)
Publikationen (Zitation, Nutzung, Entstehung):
Barden/Good (1990), Becker/Peters (1998), Cole (1979);
Collins/Wyatt (1998), Coward/Franklin (1989), Diamond (1986);
Faulkner/Senker (1994), Herbertz/Müller-Hill (1995), Hicks et al.
(1994), Levin/Stephan (1991); McMillan/Narin/Deeds (2000),
Meyer-Krahmer/Schmoch (1998), Münzinger/Daniel (1994), Narin
et al. (1991, 1997), Narin/Olivastro (1992), Nederhof/van Raan
(1993), Okubo/Sjöberg (2000), Oster/Hamermesh (1998):
Sanchez/Tejedor (1995), Schmoch (1997), Tijssen (2001), van
Dalen (1998); van Vianen et al. (1990), Zucker/Darby/Armstrong
(1998)
Gründung innovativer Unternehmen:
Carlsson/Fridh (2002), Dierdonck/Debackere (1988), Samsom/
Gurdon (1993), Roberts/Peters (1981)
Institutionalisierte Beratung (z. B. über wissenschaftliche
Beiräte):
Audretsch/Stephan (1996)
Auftragsforschung / gemeinsame Forschungsprojekte:
Allesch et al. (1988), Arndt/Sternberg (2000), Backhaus/Seidel
(1998), Becker/Peters (1998), Brown/Hirabayashi (1995), Diez
(2000), Fritsch/Lukas (1999, 2000), Fromhold-Eisebith (1992),
Kersten (1995, 1996), Koschatzky (2000), Mansfield (1995),
Mansfield/Lee (1996), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998),
Sanchez/Tejedor (1995), Schmoch (1997), Schröter (1990),
Sternberg (1998)
Postalische Befragung von Unternehmen:
Arndt/Sternberg (2000), Backhaus/Seidel (1998),
Becker/Peters (1998), Beise/Spielkamp (1996), Beise/Stahl
(1999), Diez (2000), Fritsch/Lukas (1999, 2000),
Harhoff/Licht (1996), Koschatzky (2000), Mansfield (1995),
Mansfield/Lee (1996), Massachusetts High Technology
Council (1981), Sanchez/Tejedor (1995), Sternberg (1998),
Thursby/Kemp (2001)
Postalische Befragung von Forschungseinrichtungen:
Adams/Griliches (1998), Allesch et al. (1988),
Carlsson/Fridh (2002), Dierdonck/Debackere (1988), Diez
(2000), Fromhold-Eisebith (1992), Harmon (1965);
Mansfield (1995), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998), Rahm
(1994), Schmoch (1997); Siegel/Waldman/Link (1999),
Singell/Lillydahl/ Singell (1995); van Dalen (1998)
Interviews mit Angehörigen von
Forschungseinrichtungen:
Kersten (1995), Roberts/Peters (1981) , Samsom/ Gurdon
(1993) , Schröter (1990)
Interviews mit Unternehmensvertretern:
Faulkner/Senker (1994), Kersten (1996)
Auswertung  von Patentdaten (Mikroebene):
Becher et al. (1996), Brown/Hirabayashi (1995),
Collins/Wyatt (1998), Coward/Franklin (1989),
Henderson/Jaffe/Trajtenberg (1998), Jaffe et al. (1993),
McMillan/Narin/Deeds (2000), Narin/Olivastro (1992),
Narin et al. (1997), Tijssen (2001), van Vianen et al. (1990)
Auswertung von Publikations- und Zitationsdaten
(Mikroebene):
Cole (1979); Coward/Franklin (1989), Diamond (1986);
Bedeutung räumlicher Nähe:
Acs/Audretsch/Feldman (1992), Allesch et al.
(1988), Andréosso-O'Callaghan (2000),
Anselin/Varga/Acs (1997a, b), Arndt/Sternberg
(2000), Audretsch/Feldman (1996),
Audretsch/Stephan (1996), Autant-Bernard (2001),
Backhaus/Seidel (1998), Bania/Calkins/Dalenberg
(1992), Bania/Eberts/Fogarty (1993), Bathelt (2001),
Beise/Spielkamp (1996), Beise/Stahl (1999), Berman
(1990), Best (2000), Castells/Hall (1994), Diez (2000),
Dorfman (1988), Feldman (1994, 2001),
Florax/Folmer (1992), Fritsch/Lukas (1999, 2000),
Fromhold-Eisebith (1992), Harhoff/Licht (1996),
Jaffe (1989a), Kersten (1995, 1996), Koschatzky
(2000), Mansfield (1995), Mansfield/Lee (1996),
Massachusetts High Technology Council (1981),
Saxenian (1994), Sternberg (1998), Tijssen (2001),
Varga (2000), Zucker/Darby/Armstrong (1998),
Zucker/Darby/Brewer (1998)
Kooperationsgründe aus Sicht der
Forschungseinrichtung:
Kersten (1995), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998),
Schmoch (1997), Schröter (1990), Sharon (1994)
Kooperationsgründe aus Sicht des Unternehmens:
Kersten (1995, 1996), Meyer-Krahmer/Schmoch
(1998), Sanchez/Tejedor (1995), Schmoch (1997),
Sharon (1994)
Entstehung von Kooperationsbeziehungen /
Bedeutung von Transfereinrichtungen:
Allesch et al. (1988), Becker/Peters (1998),
Faulkner/Senker (1994), Kersten (1995, 1996),
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Gutachten, Beratung, Tests, Messungen:
Allesch et al. (1988), Kersten (1996), Meyer-Krahmer/Schmoch
(1998), Sanchez/Tejedor (1995), Schmoch (1997)
Rekrutierung/Vermittlung  von Personal:
Mansfield (1995), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998), Nelson/Levin
(1986), Schmoch (1997),
Personalaustausch:
Kersten (1996), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998), Schmoch (1997),
Besuch / Veranstaltung von Konferenzen:
Kersten (1995), Meyer-Krahmer/Schmoch (1998), Schmoch (1997),
Praktika / Diplom- bzw. Doktorarbeiten (Qualifikationsstellen):
Allesch et al. (1988), Bonaccorsi/Piccaluga (1994), Fritsch/Lukas
(1999), Gee (1993), Kersten (1995, 1996), Meyer-Krahmer/Schmoch
(1998), Schmoch (1997)
Werdegang von Absolventen:
Hargens (1986), Massachusetts High Technology Council (1981),
Urban (1982), Van Houten et al. (1983)
Aus- und Weiterbildung:
Allesch et al. (1988), Rahm (1994), Sanchez/Tejedor (1995),
Stewart/Gibson (1990)
keine Differenzierung von Transferkanälen (Aggregatstudien):
Acs/Audretsch/Feldman (1992), Anselin/Varga/Acs (1997a, b),
Audretsch/Feldman (1996), Autant-Bernard (2001),
Bania/Calkins/Dalenberg (1992), Bania/Eberts/Fogarty (1993),
Beise/Spielkamp (1996), Beise/Stahl (1999), Berman (1990),
Blind/Grupp (1999), Castells/Hall (1994), Feldman (1994),
Florax/Folmer (1992), Harhoff/Licht (1996), Jaffe (1989a), Saxenian
(1994), Sharon (1994), Varga (2000), Zucker/Darby/Brewer (1998)
Herbertz/Müller-Hill (1995), Hicks et al. (1994),
Münzinger/Daniel (1994), Narin et al. (1991), Nederhof/van
Raan (1993), Levin/Stephan (1991); Okubo/Sjöberg (2000),
Oster/Hamermesh (1998); Zucker/Darby/Armstrong (1998)





Auswertung von Aggregatdaten zu:
Patenten von Unternehmen: Acs/Audretsch/Feldman
(1992), Autatn-Bernard (2001), Blind/Grupp (1999), Jaffe
(1989a)
Produkt- und Prozeßinnovationen von Unternehmen:
Anselin/Varga/Acs (1997a, b), Audretsch/Feldman (1996),
Feldman (1994), Varga (2000)




Industriellen Gebäude- und Anlageninvestitionen:
Florax/Folmer (1992)
Industriellen Aufwendungen für anwendungsorientierte
FuE: Berman (1990)
Fallstudie:
Andréosso-O'Callaghan (2000), Bathelt (2001), Best (2000),
Castells/Hall (1994), Dorfman (1988), Feldman (2001),
Samsom/ Gurdon (1993), Saxenian (1994), Sharon (1994)
Mansfield (1995), Sanchez/Tejedor (1995), Schröter
(1990), Stewart/Gibson (1990)
Unternehmensgröße und Kooperationsneigung:
Allesch et al. (1988), Beise/Stahl (1998),
Fritsch/Lukas (1999, 2000), Harhoff/Licht (1996),
Sanchez/Tejedor (1995)
FuE-Intensität und Kooperationsneigung:
Becker/Peters (1998), Beise/Stahl (1998),
Fritsch/Lukas (1999, 2000), Sanchez/Tejedor (1995)
Probleme bei Wissenstransfer / Hemmnisse für
Kooperationsbeziehungen:
Allesch et al. (1988), Dierdonck/Debackere (1988),
Kersten (1995, 1996), Meyer-Krahmer/Schmoch
(1998), Roberts/Peters (1981), Samsom/ Gurdon
(1993), Sanchez/Tejedor (1995), Schmoch (1997)
Identifizierung von Sektoren mit großen
intersektoralen Wissensflüssen:
Barden/Good (1990), Hargens (1986), Nelson/Levin
(1986),Urban (1982), Van Houten et al. (1983)
Zeitverzögerung der Wissensdiffusion:
Herbertz/Müller-Hill (1995), Nederhof/van Raan
(1993)
Alter und Zeitallokation:
Cole (1979); Diamond (1986); Harmon (1965);
Levin/Stephan (1991); Oster/Hamermesh (1998);




Design der Untersuchung und Grundstruktur des Samples
Die vorliegende Arbeit beruht auf Ergebnissen einer postalischen Befragung von
Forschungseinrichtungen, die im Frühjahr 1996 in drei deutschen Regionen durchgeführt
wurde. In diesem Kapitel wird zum einen in Abschnitt 6.1 der Ablauf der Befragung
erläutert (Auswahl der befragten Forschungseinrichtungen, Untersuchungsregionen und
Rücklauf), zum anderen in Abschnitt 6.2 das Sample vorgestellt (sektorale und regionale
Zusammensetzung des Samples, Mitarbeiterzahl der Forschungseinrichtungen und Alter
der Respondenten).
Primärstatistische Untersuchungen müssen sich aus Ressourcengründen in der Regel auf
die Untersuchung einer einzigen Region bzw. die Befragung verhältnismäßig kleiner
Teilpopulationen beschränken. Dadurch stehen sie tendenziell unter dem Verdacht, nicht
repräsentativ zu sein, sondern Zufalls- bzw. nur für eine bestimmte Region gültige
Ergebnisse zu generieren. Diese Limitation wird in dieser Arbeit dadurch überwunden,
dass ihr eine Befragung in drei Regionen zugrunde liegt. Ermöglicht wurde die Befragung
mehrerer Regionen durch die Kooperation verschiedener in den jeweiligen Regionen
angesiedelten Forschungseinrichtungen.1 Aufgrund der Untersuchung von drei sehr
unterschiedlichen Regionen (vgl. Abschnitt 6.1.2) und eines großen Samples läßt sich
relativ genau unterscheiden zwischen Untersuchungsergebnissen, die nur für eine Region
spezifische Geltung besitzen und Mustern, die in alle Regionen auftreten und somit
repräsentativ für den Bereich deutscher Forschungseinrichtungen insgesamt sein dürften.
                                                
1 Die im Rahmen des DFG-Schwerpunktprogrammes "Technologischer Wandel und Regional-
entwicklung in Europa" kooperierenden Forschungseinrichtungen sind das Fraunhofer-Institut
Systemtechnik und  Innovationsforschung (ISI) in Karlsruhe (Prof. Dr. Frieder Meyer-Krahmer,
Dr. Knut Koschatzky; zuständig für die Erhebung in Baden), die Abteilung Wirtschaftsgeogra-
phie des Geographischen Instituts der Universität Hannover (Prof. Dr. Ludwig Schätzl; Erhe-
bung in Niedersachsen), das Institut für Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Universität zu
Köln (Prof. Dr. Rolf Sternberg; Erhebung in Niedersachsen) sowie die Forschungsstelle Inno-
vationsökonomik an der TU Freiberg (Prof. Dr. Michael Fritsch; Erhebung in Sachsen).
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6.1 Ablauf und Rücklauf der Befragung
6.1.1 Auswahl der angeschriebenen Forschungseinrichtungen
Gegenstand der Untersuchung waren drei Typen von Forschungseinrichtungen:
Universitäten, Fachhochschulen und sonstige Forschungseinrichtungen.2 Die Befragung
beschränkte sich auf solche Einrichtungen bzw. Einrichtungsteile und
Forschungsrichtungen, von denen aufgrund ihrer fachlichen Ausrichtung in besonderem
Maße eine Relevanz für industrielle Innovationsprozesse zu erwarten war.3 Die
Adressen der anzuschreibenden Forschungseinrichtungen wurden den Perso-
nalverzeichnissen der betreffenden Hochschulen bzw. von den Wissenschaftsministerien
herausgegebenen Forschungsverzeichnissen entnommen.
Der verschickte Fragebogen (siehe Anhang) erhob Angaben zur Ausstattung und
Aktivitätenstruktur der jeweiligen Befragungseinheit, zur Zusammenarbeit mit
Unternehmen bzw. mit anderen Forschungseinrichtungen, zur Bedeutung von
persönlichen Kontakten für eine solche Zusammenarbeit sowie zur Einschätzung der
Rolle des organisierten Technologietransfers und der staatlichen Wissenschaftspolitik.
Vor dem Versand der Fragebögen wurden mit verschiedenen Forschungseinrichtungen
Pretests durchgeführt, um die Verständlichkeit und Eindeutigkeit der Fragen zu
gewährleisten. Vier Wochen nach der ersten Versandaktion erhielten jene
Forschungseinrichtungen, von denen bis dahin noch keine Antwort vorlag, ein
Erinnerungsschreiben, dem noch einmal ein Exemplar des Fragebogens beigefügt war.
Um dem hohen Maß an Heterogenität gerecht zu werden und eine präzise Beant-
wortung der Fragen zu ermöglichen, wurde an den Universitäten und Fachhochschulen
                                                
2 Die sonstigen Forschungseinrichtungen stellen eine relativ heterogene Gruppe dar. Dazu zählen
z.B. Einrichtungen der Max-Planck- und der Fraunhofer-Gesellschaft, Blaue-Liste-Institute oder
Forschungs-GmbHs. Aus Gründen der Übersichtlichkeit und angesichts vergleichsweise
geringer Fallzahlen in dieser Kategorie (Wahrung des Datenschutzes) werden die sonstigen
Forschungseinrichtungen zu einer Gruppe zusammengefaßt.
3 Bei diesen Fachrichtungen handelt es sich um: Architektur, Bauingenieur- und Vermessungs-
wesen, Biologie, Chemie, Energie/Umwelt/Verkehr, Elektrotechnik, Geowissenschaften,
Maschinenbau, Material- und Werkstoffwissenschaften, Mathematik, Informatik, Medizin,
Physik, Verfahrenstechnik sowie Wirtschafts- und Sozialwissenschaften.
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an jede Professur ein eigener Fragebogen geschickt und darum gebeten, nur Angaben
für die jeweilige Professur zu machen. Die sonstigen Forschungseinrichtungen erhielten
einen Fragebogen für die gesamte Institution, obwohl dort prinzipiell ein ähnliches
Vorgehen wie an den Hochschulen wünschenswert gewesen wäre. Die großen
Unterschiede bezüglich Größe und Organisationsstruktur der sonstigen
Forschungseinrichtungen hätten jedoch unverhältnismäßig aufwendige Recherchen
erfordert, um dort die jeweils geeigneten bzw. einer Professur entsprechenden
Befragungseinheiten zu identifizieren.
6.1.2 Untersuchungsregionen
Die untersuchten Regionen sind in Abbildung 6.1 dargestellt. Es handelt sich dabei um:
· Die Region Baden4, die stark vom Mittelstand geprägt ist und der eine gute
Funktionsfähigkeit des Innovationssystems nachgesagt wird. Insbesondere der
Technologietransfer und die Kooperationsbereitschaft innovationsrelevanter Akteure
(Unternehmen, Forschung- und Transfereinrichtungen) gilt hier als
überdurchschnittlich effizient (vgl. Cohendet 1996, Heidenreich/Krauss 1998,
Staber 1998). Mit Universitäten in Karlsruhe und Freiburg weist diese Unter-
suchungsregion eine im Vergleich zu ihrer Größe geringe Zahl von Hochschulen auf.
· Die Region Hannover-Braunschweig-Göttingen5, die eine stark großbetriebliche
Prägung und zudem eine hohe Abhängigkeit von der Fahrzeugindustrie aufweist.
Trotz erheblicher Bemühungen der Politik gilt die Innovationsleis
                                                
4 Diese Region umfaßt die IHK-Bezirke Freiburg, Karlsruhe und Schwarzwald-Baar-Heuberg und
ist in der hier gewählten Abgrenzung etwas kleiner als die traditionelle Region 'Baden' (vgl. auch
Görisch/Koschatzky 1998).
5 Zu dieser Untersuchungsregion zählen die IHK-Bezirke Hannover-Hildesheim und Braun-
schweig sowie die Stadt Wolfburg und die Landkreise Gifhorn, Celle und Soltau-Fallingbostel
(vgl. auch Backhaus/Seidel 1997).
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Abbildung 6.1: Die Untersuchungsregionen der Befragung
tung der Region als unterdurchschnittlich (vgl. Schasse 1995). Mit fünf Universitäten
(Hannover, Göttingen, Hildesheim, Braunschweig und Clausthal-Zellerfeld), drei
Fachhochschulen (Hannover, Hildesheim und Braunschweig) sowie einer ganzen
Zahl von außeruniversitären Forschungseinrichtungen weist die Region eine im
Bundesvergleich hohe Dichte an Forschungseinrichtungen auf, weswegen sie






· Der Freistaat Sachsen als eine ostdeutsche Region mit lang zurückreichender
Industrie-Tradition. Da Sachsen auch zu DDR-Zeiten ein wichtiger Industriestandort
war, galten in dieser Region die Ausgangsbedingungen für einen "Aufschwung Ost"
als besonders günstig. Im Vergleich zur Industrie sind in Ostdeutschland im
Forschungsbereich die Umstrukturierungs-Erfordernisse geringer gewesen, und
zudem war die Umstrukturierung zum Zeitpunkt unserer Befragung bereits
abgeschlossen. Da in den neuen Bundesländern die Ingenieurwissenschaften ein
hohes Gewicht haben, sind hier Fachhochschulen und anwendungsorientierte
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen überdurchschnittlich oft vertreten (vgl.
Meske 1998). Mit Hochschulen in Dresden, Leipzig, Chemnitz und Freiberg sowie
technischen Fachhochschulen in Dresden, Leipzig, Zwickau, Mittweida und
Zittau/Görlitz verfügt Sachsen über ein breites Angebot von für die
kooperationsinteressierte Industrie geeigneten Forschungseinrichtungen.
6.1.3 Rücklauf
Bei 31 von insgesamt 2.598 Adressaten konnte der Fragebogen nicht zugestellt werden,
d.h. effektiv wurden in den drei Untersuchungsregionen 2.567 Fragebögen verschickt
(Tabelle 5.1). 1.074 Fragebögen kamen ausgefüllt zurück; dies entspricht einer
Rücklaufquote von 42%.6 Von den 1.074 ausgefüllten Fragebögen wurden 54 Fälle aus
verschiedenen Gründen nicht in die Untersuchung einbezogen.7 Somit beträgt der Anteil
                                                
6 Zusätzlich zu den erwähnten 1.074 Fragebögen gingen einige weitere Fragebögen ein, die
jedoch unvollständig ausgefüllt bzw. mit dem Kommentar versehen waren, dass ein sinnvolles
Ausfüllen nicht möglich sei (z.B. weil ein Lehrstuhl erst neu geschaffen oder besetzt wurde).
Außerdem schickte eine wahrnehmbare Zahl von Wissenschaftlern an der Universität Karlsruhe
den Fragebogen zurück mit dem Hinweis, sich aufgrund der hohen Zahl derartiger Befragungen
nicht an der vorliegenden Studie zu beteiligen. Diese Fälle wurden wie nicht zurückgeschickte
Fragebögen behandelt.
7 Es handelt sich dabei um folgende Fälle: anonym zurück gesendete Fragebögen, die keinem
Forschungseinrichtungs-Typen zugeordnet werden können; an Hochschulen angesiedelte
Technologie-Transfereinrichtungen (v.a. Einrichtungen der Steinbeiss-Stiftung in Baden); von
Hochschulen stammende Fragebögen, bei denen sich ein wichtiger Teil der Antworten (ent-
gegen der Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens) auf die gesamte Fakultät bzw. Hochschule
bezieht.
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der verwertbaren Fälle an der Gesamtheit der effektiv verschickten Fragebögen für alle
drei Regionen 40 %. In Sachsen und der Region Hannover unterscheidet sich der
Rücklauf nur geringfügig, in Baden fällt er etwas geringer, aber immer noch befriedigend
hoch aus (Tabelle 6.1).
Tabelle 6.1: Rücklaufquote nach Untersuchungsregion
alle Regionen Hannover Baden Sachsen
verschickte
Fragebögen
2.598 616 565 1.417
- davon unzustell-
bare Fragebögen
31 10 9 12
effektiv verschickte
Fragebögen
2.567 100% 606 100% 556 100% 1.405 100%
ausgefüllte
Fragebögen




54 6 18 30
verwertbare
Fragebögen
1.020 40% 246 41% 186 33% 588 42%
Etwas größere Unterschiede hinsichtlich des Rücklaufes bestehen zwischen den drei
Typen von befragten Forschungseinrichtungen (Tabelle 6.2). Die sonstigen
Forschungseinrichtungen haben am häufigsten geantwortet (55% verwertbare
Fragebögen), bei den Fachhochschulen ist der Rücklauf mit 28% am geringsten. Da bei
ähnlich angelegten Befragungen von Industrieunternehmen in der Regel Rücklaufquoten
zwischen 10 und 20 % erzielt werden, sind die hier erzielten Rücklaufquoten
durchgängig als hoch einzuschätzen. Die Gefahr einer Verzerrung in der Stichprobe
dürfte daher relativ gering sein.8 Nach diesen Statistiken zum Rücklauf der Befragung
                                                
8 Aufgrund ihres Charakters als Mikrostudie auf Einzelfallebene stellt sich für die vorliegende
Studie das Problem der Repräsentativität ohnehin in geringerem Ausmaß. Der Studie geht es
weniger darum, auf einer Aggregatebene Aussagen zur Gesamtsituation einer Region zu treffen,
sondern vielmehr darum, auf der Einzelfallebene mittels multivariater statistischer Verfahren
Ursache-Wirkungs-Beziehungen zu identifizieren und Einflußfaktoren bestimmter Vorgänge zu
bestimmen.
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folgen im nächsten Abschnitt Angaben zur Grundstruktur des Samples der 1.020
verwertbaren Fälle.










2.567 100% 1.622 100% 757 100% 188 100%
ausgefüllte
Fragebögen




54* 8 27 15
verwertbare
Fragebögen
1.020 40% 705 44% 212 28% 103 55%
* Vier Fragebögen wurden anonym zurückgeschickt und lassen sich daher nicht einem
Typ von Forschungseinrichtung zuordnen.
6.2 Grundstruktur des Samples
Insgesamt stammen 70% der verwertbaren Fälle von Universitätsprofessuren, 20%
entfallen auf die Fachhochschulen, 10% auf die sonstigen Forschungseinrichtungen
(Tabelle 6.3). Dies liegt vor allem daran, dass diese nur einen Fragebogen je Einrichtung
erhielten. Da aus forschungsökonomischen Gründen in Baden keine Fachhochschulen
befragt wurden, liegt in dieser Region der Anteil der Universitätsprofessuren mit 86%
höher als in den Vergleichsregionen.
Aufgrund des Schwerpunkts sächsischer Hochschulen auf den Natur- und Tech-
nikwissenschaften sowie der hohen Rücklaufquote in Sachsen stammen 58% der
verwertbaren Fälle aus dieser Region. Auf die Region Hannover entfallen bei ähnlich
hohem Rücklauf nur 24% der Fälle, obwohl dort ebenfalls eine große Zahl von
Hochschulen angesiedelt ist. Hier ist allerdings der Anteil der in die Befragung nicht
einbezogenen geistes- und gesellschaftswissenschaftlichen Einrichtungen wesentlich
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höher als in Sachsen. Da in Baden keine Fachhochschulen und nur zwei Hochschulen
befragt wurden, entfallen auf diese Region nur 18% aller verwertbaren Antworten.
Tabelle 6.3: Zusammensetzung des Samples nach Untersuchungsregion und Typ der
Forschungseinrichtung
Gesamt Hannover Baden Sachsen
Universitäts-
professuren
709 70% 172 70% 159 85% 378 64%
Fachhochschul-
professuren




103 10% 30 12% 27 15% 46 8%








* in Baden wurden keine Fachhochschulen befragt
1 = Spaltensumme   2 = Zeilensumme
Eine der größten Gruppen unter den sonstigen bzw. außeruniversitären For-
schungseinrichtungen sind mit 17 Fällen die Einrichtungen der primär in der
Anwendungsforschung engagierten Fraunhofer-Gesellschaft (Tabelle 6.4).9 Auf die
vorwiegend in der Grundlagenforschung engagierte Max-Planck-Gesellschaft entfallen
sechs Fälle.10 Neben drei Bundeseinrichtungen zählen zum Sample der Studie
außerdem acht Großforschungseinrichtungen.11 Zusätzlich zu acht ausschließlich von
den Ländern finanzierten Landeseinrichtungen enthält das Sample acht gemeinsam von
                                                
9 Fraunhofer-Einrichtungen sind - von einigen Ausnahmen abgesehen – Vertragsforschungs-
institute, die sich zu 60% aus eigenen Erträgen finanzieren. Die restlichen 40% der Mittel
stammen aus einer erfolgsabhängigen institutionellen Förderung von Bund und Ländern (vgl.
BMBF 1998, S. 274).
10 Die Max-Planck-Gesellschaft finanziert sich überwiegend durch eine zu gleichen Teilen von
Bund und Ländern getragene institutionelle Förderung. Eingeworbene Drittmittel, private
Zuwendungen, Spenden sowie Entgelte für eigene Leistungen machen nur ca. 20% der Gesamt-
ausgaben aus (vgl. BMBF 1998, S. 261f.).
11 Die 16 deutschen, in der "Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszen-
tren" (HGF) zusammengeschlossenen Großforschungseinrichtungen erhalten eine
institutionelle Förderung durch Bund und jeweiliges Sitzland im Verhaltnis 90:10. Neben dem
grundfinanzierten Personal beschäftigen sie auch aus Drittmitteln finanziertes Personal, das im
Durchschnitt aber weniger als 20% der insgesamt Beschäftigten ausmacht (vgl. BMBF 1998, S.
288).
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Bund und Ländern unterhaltene Blaue-Liste-Insitute.12 Die größte Gruppe der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind mit 27 Fällen die aus
Forschungsabteilungen von DDR-Kombinaten hervorgegangenen und daher nur in der
Untersuchungsregion Sachsen vertretenen Forschungs-GmbHs.13
Tabelle 6.4: Zusammensetzung der sonstigen Forschungseinrichtungen










Insgesamt ein Drittel aller verwertbaren Fälle entstammt dem Bereich Ingenieur-
wissenschaften (Elektrotechnik, Maschinenbau, Verfahrenstechnik und Material-
wissenschaft) (Abbildung 6.2). Die Disziplinen Mathematik, Informatik und Physik
stellen mit 18% der Fälle die zweitstärkste Gruppe des Samples dar, gefolgt von dem
Bereich Biologie, Chemie und Medizin mit 14%. Einen besonders hohen Anteil machen
die Ingenieurwissenschaften unter den von den Fachhochschulen stammenden Fällen aus
(44% der Fälle). Hier sind zugleich die Naturwissenschaften, insbesondere Biologie etc.,
schwach repräsentiert (nur 3%). Die im Sample vertretenen sonstigen
                                                
12 Die institutionelle Förderung erfolgt in der Regel durch den Bund und das jeweilige Sitzland
nach dem Verhältnis 50:50. Blaue-Liste-Institute beschäftigen zwar auch Drittmittel-Mitarbeiter,
bei den allermeisten Instituten werden jedoch z.T. deutlich über 75% des Personals aus der
institutionellen Förderung beschäftigt (vgl. BMBF 1996, S. 460-487).
13 Nach einer Phase staatlicher Subventionierung müssen sich die Forschungs-GmbHs heute
weitgehend eigenständig über FuE-Aufträge von Unternehmen finanzieren (vgl. BMBF 1993, S.
25). Identifiziert wurden die GmbHs mit Hilfe eines von der sächsischen Staatsregierung
herausgegebenen Verzeichnisses von Forschungseinrichtungen (SMWK/SMWA 1994).
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Forschungseinrichtungen haben ebenfalls ihren Schwerpunkt auf den
Technikwissenschaften (41%) und sind in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
deutlich unterrepräsentiert.
Abbildung 6.2: Zusammensetzung des Samples nach Forschungsrichtungen
Aus Tabelle 6.5 ist ersichtlich, wie viele wissenschaftliche Mitarbeiter an den befragten
Forschungseinrichtungen durchschnittlich beschäftigt werden (Frage A2 im
Fragebogen).14 Erwartungsgemäß weisen die sonstigen Forschungseinrichtungen die
höchsten Mitarbeiterzahlen aus, wobei jene in Baden im Durchschnitt am
                                                
14 Zu den wissenschaftlichen Mitarbeitern zählten in der Befragung drittmittelfinanzierte und
leitende Mitarbeiter sowie Professoren. Verwaltungsangestellte, Praktikanten, studentische
Hilfskräfte u.ä. wurden nicht dazu gezählt. Da in der Wissenschaft viele Teilzeitstellen
Qualifikationsstellen zur Promotion oder Habilitation sind, deren Inhaber meist keine echten
Teilzeitangestellten darstellen, wurde auf die in Industriebefragungen übliche und sinnvolle
Umrechnung in Vollzeitäquivalente verzichtet und eine Zählung 'nach Köpfen' vorgenommen.
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größten, die in der Region Hannover am kleinsten sind. Die Universitätsprofessuren
verfügen mit zehn bzw. sieben Personen über deutlich weniger wissenschaftliches
Personal. Sachsen liegt hier gegenüber den westdeutschen Regionen zum Zeitpunkt der
Befragung noch zurück. Am geringsten ist die Zahl der wissenschaftlichen Mitarbeiter an
den Fachhochschulprofessuren, was angesichts deren Schwerpunkt auf der Lehre zu
erwarten war.
Tabelle 6.5:Anzahl wissenschaftlicher Mitarbeiter Ende 1995 nach Art der
Forschungseinrichtung und Untersuchungsregion (Medianwerte)
Hannover Baden Sachsen
Universitätsprofessuren 10 10 7




* in Baden wurden keine Fachhochschulen befragt
Zwischen den Jahren 1992 und 1995 stieg der Gesamtbestand des wissenschaftlichen
Personals in Hannover und Baden geringfügig (plus 2 bzw. 4%), in Sachsen deutlich an
(plus 14%) (Daten sind nicht in Tabelle 6.5 ausgewiesen). Von Ausnahmen abgesehen
ging dieser Personalanstieg quer durch alle Regionen und Typen von
Forschungseinrichtungen auf eine Zunahme der Drittmittel-Beschäftigten zurück,
während der Bestand an nicht über Drittmittel beschäftigtem Personal in den meisten
Fällen abnahm bzw. stagnierte (ausführlicher dazu Fritsch/ Schwirten/Bröskamp 1997).
Zur Überprüfung der Lebenszyklus-Hypothese wurden die Respondenten auch nach
dem seit Abschluß der eigenen Promotion vergangenem Zeitraum gefragt (Frage D4).15
Abbildung 6.2 zeigt die Verteilung der 'Berufserfahrung' über verschiedene
Jahresanzahlgruppen. Im Durchschnitt liegt bei allen Respondenten die Promotion 21
Jahre zurück, allerdings gibt es Unterschiede zwischen den Typen von
Forschungseinrichtungen. Bedingt durch die besonderen Berufungsanforderungen in
                                                
15 In Baden wurde diese Frage nicht gestellt.
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Form der Habilitation beträgt an den Universitäten der durchschnittliche Zeitraum seit
der Promotion 22 Jahre. An den sonstigen Forschungseinrichtungen sind es nur 19, an
den Fachhochschulen sogar nur 18 Jahre.
Abbildung 6.3:Zeitraum seit der Promotion der Respondenten (in Jahren)




































Übersicht über das Kooperationsverhalten der
Forschungseinrichtungen
In diesem Kapitel werden deskriptive Statistiken zu den wichtigsten Aspekten der
Kooperationsbeziehungen, die die befragten Forschungseinrichtungen zu anderen
innovationsrelevanten Akteuren unterhalten, vorgestellt. Zunächst behandelt Abschnitt
6.1 die Zusammenarbeit mit Unternehmen. Abschnitt 6.2 erfasst die Kooperations-
beziehungen zu anderen Forschungseinrichtungen. Diese Kooperationsbeziehungen sind
zwar nicht der primäre Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit, ihnen kommt jedoch
eine gewisse Erklärungsfunktion im Rahmen der multivariaten Analysen in Kapitel 8 zu.
Die Rolle von Kontaktnetzwerken für die Anbahnung von Kooperationen ganz allge-
mein ist Gegenstand des Abschnitts 6.3.
7.1 Zusammenarbeit mit Unternehmen
7.1.1 Häufigkeit einer Zusammenarbeit mit Unternehmen
Angesichts der vielfältigen, in den vorangegangenen Kapiteln erörterten Vorteile
innovationsorientierter Kooperationen war zu vermuten, dass Forschungseinrichtungen
kein völlig vom Unternehmenssektor isoliertes Dasein führen. Tatsächlich  gaben
insgesamt 78% aller Fälle des Samples an, im Zeitraum von drei Jahren vor der
Befragung mit Unternehmen in der einen oder anderen Form zusammengearbeitet zu
haben (Frage C1 im Fragebogen).1 Dies ist ein deutlich höherer Anteil als in der
Befragung von Allesch et al. (1988), die sich allerdings auch nur auf einen einjährigen
Untersuchungszeitraum bezog. Der Vorwurf, ein Elfenbeinturm-Dasein zu führen, trifft
                                                
1 Alle Fragen zur Zusammenarbeit mit Unternehmen beziehen sich auf den Zeitraum der drei Jahre
vor der Befragung. Aus Gründen der Einfachheit wird dieser Zeitraum im folgenden als
"Untersuchungszeitraum" bezeichnet. Der vollständige Fragebogen ist im Anhang abgedruckt.
Alle folgenden %-Angaben in Kapitel 6.1 beziehen sich – mit Ausnahme der Gründe für den
Kooperationsverzicht (vgl. Ende von 6.1.2) – nur noch auf die 78% kooperierenden For-
schungseinrichtungen.
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somit auf die Forschungseinrichtungen in ihrer Gesamtheit ganz offensichtlich nicht zu.
Vielmehr ist der Anteil der mit Unternehmen kooperierenden Forschungseinrichtungen
erheblich größer als der aus anderen Studien bekannte Anteil an Unternehmen, die mit
Forschungseinrichtungen zusammenarbeiteten (vgl. Becker/Peters 1998; Beise/Stahl
1998; Fritsch/Lukas 1999, 2000).
Die Kooperationsneigung variiert jedoch stark je nach Typ der Forschungseinrichtung
(Tabelle 7.1). Dies dürfte unter anderem auf unterschiedliche Anreizstrukturen und
Opportunitätskosten für Kooperationen mit Unternehmen zurückzuführen sein. Mit
Abstand am häufigsten kooperieren die sonstigen Forschungseinrichtungen (91%), die
sich vielfach wesentlich über die Zusammenarbeit mit Unternehmen finanzieren. Am
zweithöchsten fällt die Kooperationsneigung mit 83% an den Fachhochschulen aus, bei
denen Industriekontakte deren Selbstverständnis als praxisorientierte Ausbildungsstätten
entsprechen dürften. Traditionell nimmt an den Universitäten die nicht unmittelbar auf
konkrete Anwendungen ausgerichtete Grundlagenforschung einen sehr hohen Stellen-
wert ein. Daher ist nicht verwunderlich, dass hier Kooperationen mit der Industrie am
seltensten zu verzeichnen sind (74%).
Tabelle 7.1: Häufigkeit der Zusammenarbeit mit Unternehmen nach Art der
Forschungseinrichtung
Anteil der Forschungseinrichtungen, die mit





Unterschiede hinsichtlich der Kooperationsneigung bestehen außerdem zwischen den
verschiedenen Forschungsdisziplinen (Tabelle 7.2). Bereiche, die sich sowohl an den
Universitäten als auch den Fachhochschulen durch geringe Kooperationsneigung
auszeichnen sind die Disziplinen Biologie/Chemie/Medizin sowie Mathematik/Informatik/
Physik. Aufgrund geringer Fallzahlen ist für die Gruppe der sonstigen Forschungs-
einrichtungen eine Differenzierung nach Forschungsdisziplinen nicht aussagekräftig.
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Deutliche Unterschiede zeigen sich bei den sonstigen Forschungseinrichtungen allerdings,
wenn nach der Art der Einrichtung differenziert wird (nicht aus Tabelle 7.2 ersichtlich).
Als besonders kooperationsfreudig erweisen sich die Institute der Fraunhofer-Gesell-
schaft, die Bundeseinrichtungen und Großforschungseinrichtungen (alle Kooperations-
neigung von 100%) sowie die Forschungs-GmbHs (96%), während Institute der Max-
Planck-Gesellschaft nur in 50% der Fälle mit Unternehmen zusammenarbeiten. Dies
dürfte unter anderem auf die unterschiedlichen Finanzierungsformen und Zielstellungen
der verschiedenen Arten von sonstigen Forschungseinrichtungen zurückzuführen sein
(vgl. Kapitel 6.2).
Tabelle 7.2: Häufigkeit der Zusammenarbeit mit Unternehmen nach For-
schungsdisziplinen (nur Fachhochschulen und Universitäten)
Anteil der Forschungseinrichtungen, die mit












alle Forschungsdisziplinen 83 74
7.1.2 Kooperationsmotive bzw. Gründe für den Verzicht auf Kooperationen
Wie in Kapitel 4.2 ausgeführt, können aus Sicht der Forschungseinrichtungen vielfältige
Gründe für eine Zusammenarbeit mit Unternehmen sprechen. Um die Bedeutung
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verschiedener Kooperationsmotive zu ermitteln, wurden die Forschungseinrichtungen zu
deren Wichtigkeit befragt (Frage C8).2 Abbildung 7.1 zeigt, wie häufig die mit Unter-
nehmen zusammenarbeitenden Forschungseinrichtungen unterschiedliche Motive als
"sehr wichtig" einschätzten (Mehrfachantworten möglich).3
Abbildung 7.1: Motive der Zusammenarbeit mit Unternehmen
Das wichtigste Kooperationsmotiv stellt die Förderung der eigenen Forschungsarbeit
durch Impulse aus der Praxis dar (vgl. auch Kapitel 4.2.3). Dies gilt insbesondere für
die Fachhochschulen, wo auf dieses Motiv fast die Hälfte aller Nennungen (47%)
                                                
2 Die Auswertungen in diesem Abschnitt beziehen sich nur auf die Regionen Hannover und
Sachsen, da in Baden die Gründe für eine Kooperation mit Unternehmen bzw. einen Verzicht auf
eine solche Zusammenarbeit nicht erfragt wurden,
3 Bei Fragen mit zulässigen Mehrfachantworten kann die Bedeutung eines einzelnen Koopera-
tionsmotivs überzeichnet werden, sofern ein Typ von Forschungseinrichtung insgesamt (d.h.
über die Summe aller Kooperationsmotive) mehr Antworten in der Kategorie "sehr häufig" gibt
als andere Forschungseinrichtungen. In diesem Fall drückt sich in einem hohen Prozentsatz von
"sehr wichtig"-Antworten nicht nur eine besondere Bedeutung des betreffenden Motivs aus,
sondern auch die Tatsache, dass bei diesem Typ Forschungseinrichtung insgesamt häufiger die
Antwort "sehr wichtig" gewählt wurde. In der vorliegenden Studie trifft dies vor allem auf die
sonstigen Forschungseinrichtungen zu. Zur Standardisierung wurde daher für jeden Typ von
Forschungseinrichtung die Summe aller "sehr wichtig"-Antworten gebildet und der davon auf
ein Motiv entfallende Anteil der Antworten ausgewiesen. Dadurch zeigt sich ohne Verzerrung,
auf welchem Motiv beim jeweiligen Typ von Forschungseinrichtung der Schwerpunkt liegt.
Analog wurde im folgenden auch bei allen anderen Fragen mit Mehrfachantworten vorge-
gangen.
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entfällt. Aber auch von den Universitätsprofessoren wird diesem Aspekt eine große
Bedeutung beigemessen (35%). Dieses Ergebnis läßt sich als ein Hinweis interpretieren,
dass das wissenschaftlich-technische Wissen seitens der Hochschulen4 der Ergänzung
durch Wissen hinsichtlich praktischer Anwendungen und Problemstellungen bedarf, um
einen optimalen Beitrag zu unter-nehmerischen Innovationsaktivitäten zu leisten bzw. der
Ausbildungs- und Forschungsfunktionen gerecht zu werden.
Auch für die sonstigen Forschungseinrichtungen rangieren die praxisrelevanten Impulse
an erster Stelle (27%), werden dort jedoch weniger wichtig beurteilt als an den Hoch-
schulen und außerdem ähnlich wichtig eingeschätzt wie der Erhalt von Fördermitteln, die
an Kooperationen mit Unternehmen gebunden sind (26%). Da zudem die Ermöglichung
kostenintensiver Forschungsvorhaben sowie die Minderung der Abhängigkeit von
öffentlichen Auftraggebern für die sonstigen Forschungseinrichtungen eine größere Rolle
spielen als für die Universitäten und Fachhochschulen, stehen bei den sonstigen For-
schungseinrichtungen die Kooperationen mit Unternehmen offensichtlich weniger stark
im Zeichen des Transfers von Wissen in die Forschungseinrichtung, sondern sind
verhältnismäßig stark finanziell motiviert. Finanzielle Motive spielen an den Universitäten
und Fachhochschulen hingegen eine deutlich geringere Rolle als die Impulse für die For-
schungsarbeit. In der Untersuchung von Meyer-Krahmer und Schmoch (1998) stellt der
Erfahrungsaustausch mit der Industrie nur das zweitwichtigste Motiv dar.5
Die Arbeitsteilung zwischen den Typen von Forschungseinrichtungen schlägt sich auch in
der Bedeutung der Schaffung von Stellen zur wissenschaftlichen Qualifikation nieder.
Die auf die wissenschaftliche Ausbildung spezialisierten Universitäten messen diesem
Aspekt ein deutlich größeres Gewicht bei als die auf eine praxisorientierte Ausbildung
ausgerichteten Fachhochschulen bzw. die in die Ausbildung kaum involvierten sonstigen
                                                
4 Unter "Hochschulen" werden im Folgenden Universitäten und Fachhochschulen verstanden.
5 Den Erhalt zusätzlicher Fördermittel stufen die befragten Universitäten dort noch geringfügig
höher ein. Dieser vermeintliche Unterschied zwischen beiden Untersuchungen könnte darauf
beruhen, dass Meyer-Krahmer und Schmoch für finanzielle Kooperationsmotive nur eine Ant-
wortkategorie ("zusätzliche Forschungsmittel") anbieten, während in der hier ausgewerteten
Befragung dafür drei Kategorien bereit stehen ("Ermöglichung kostenintensiver Forschungs-
vorhaben", Erhalt von an eine Kooperation gebundenen Fördermitteln", "Minderung der Ab-
hängigkeit von öffentlichen Auftraggebern").
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Forschungseinrichtungen. Insgesamt zeigt sich, dass – wie in Kapitel 4.2 vermutet –
finanzielle Motive nicht die einzige bzw. vorrangige Motivation von Kooperationen
darstellen, sondern qualitative Aspekte eine gewichtige Rolle spielen.
Forschungseinrichtungen, die während des Untersuchungszeitraums nicht mit Unter-
nehmen zusammenarbeiteten, wurden nach den Gründen für den Verzicht auf eine
Kooperation gefragt (Frage C1; Mehrfachantworten möglich). Als häufigste Antwort
(43%) wird die fehlende Notwendigkeit einer Zusammenarbeit genannt. Etwas seltener
(38%) geben die Forschungseinrichtungen an, dass Kooperationen in ihrem For-
schungsgebiet nicht üblich seien. Den dritthäufigste Grund stellen mit 24% Schwierig-
keiten in der Abstimmung der Zusammenarbeit dar. Die Angst vor Wissensabflüssen
wird zumindest seitens der Forschungseinrichtungen nicht als bedeutsames Koopera-
tionshindernis angesehen, denn nur 2% der nicht-kooperierenden Forschungsein-
richtungen geben dies als Grund für den Verzicht auf eine Zusammenarbeit mit Unter-
nehmen an.
7.1.3 Formen der Zusammenarbeit
Um den Stellenwert der verschiedenen Kanäle des Wissenstransfers zu ermitteln,
wurden die Forschungseinrichtungen gefragt, welche Kooperationsformen während des
Untersuchungszeitraums gelegentlich bzw. sehr häufig gewählt wurden (Frage C2;
Mehrfachnennungen möglich). Abbildung 7.2 zeigt die Verteilung aller "sehr häufig"-
Antworten auf die verschiedenen Kooperationsformen.6
Die quantitativ wichtigsten Kooperationsformen stellen die selbständige Ausführung von
FuE-Arbeiten für Unternehmen sowie die gemeinsame Durchführung von FuE-Arbeiten
                                                
6 Das hier erfaßte Spektrum an Transferkanälen ist zwangsläufig kleiner als die Auflistung in
Kapitel 2.4.3 und erfaßt nur solche Transferkanäle, die an eine direkte Zusammenarbeit zwischen
Unternehmen und Forschungseinrichtung geknüpft sind und die daher durch die Befragung
von Forschungseinrichtungen untersucht werden können. Transferkanäle wie das Studium von
Publikationen durch Unternehmen oder die Rekrutierung von Hochschulabsolventen mussten
dagegen unberücksichtigt bleiben, da Forschungseinrichtungen zu deren Bedeutung keine
umfassenden und repräsentativen, sondern nur zufallsbedingte Aussagen treffen können.
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mit Unternehmen dar. Letztere Form, die mit einem höheren Niveau an Interaktion und
zweiseitigem Wissensfluß verbunden sein dürfte, genießt bei allen drei Typen von
Forschungseinrichtungen einen geringeren Stellenwert. Dass an Fachhochschulen der
lockere Kontakt zu Informationszwecken einen wesentlich größeren Stellenwert
einnimmt als an den anderen Forschungseinrichtungen (25% versus 15 bzw. 16%),
könnte unter anderem daran liegen, dass die hohe Lehrverpflichtung an den Fach-
hochschulen zeitaufwendigere Formen der Zusammenarbeit vielfach nicht erlaubt.
Offensichtlich geht es Unternehmen bei der Kooperation mit Forschungseinrichtungen
weniger um die bloße Nutzung der Ausstattung der Forschungseinrichtungen als um
deren Know-how: Während Tests und Messserien sowie Beratung und Gutachten eine
annähernd so große Rolle spielen wie die FuE für bzw. mit Unternehmen, rangiert die
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Abbildung 7.2: Formen der Zusammenarbeit mit Unternehmen
Die bisher genannten Kooperationsformen dürften zu guten Teilen face-to-face-
Kontakte, d.h. den personengebunden Wissenstransfer, einschließen. Trotz der
Bedeutung des persönlichen Kontaktes zum Kooperationspartner (vgl. Kapitel 3.4),
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stellt ein Transfer von Personal in Unternehmen bzw. in die Forschungseinrichtung über
einen längeren Zeitraum hinweg zumindest quantitativ ein Phänomen von sehr geringer
Bedeutung dar.
Im folgenden soll die FuE-Arbeit für bzw. mit Unternehmen (zweite und dritte Balken-
gruppe in Abbildung 7.2) noch etwas differenzierter betrachtet werden. Abbildung 7.3
zeigt, welcher Anteil der Forschungseinrichtungen des Samples ausschließlich selb-
ständige FuE für Unternehmen, ausschließlich gemeinsame FuE mit Unternehmen, beide
Formen der FuE-Kooperation oder keines von beidem betreibt.7
Abbildung 7.3: Formen der FuE-Zusammenarbeit mit Unternehmen
Nur 5,3% (sonstige Forschungseinrichtungen) bis 16,3% (Fachhochschulen) der mit
Unternehmen kooperierenden Forschungseinrichtungen verzichten auf jegliche FuE-
Zusammenarbeit, führen also weder gemeinsam mit den Unternehmen noch selbständig
für diese FuE-Arbeiten durch.8 Gleichwohl 'weiche' Kooperationsformen wie der
                                                
7 Eine bestimmte Form der FuE-Kooperation wurde dann als gegeben angenommen, wenn
angegeben wurde, dass die betreffende Form 'gelegentlich' oder 'sehr häufig' praktiziert wurde.
8 An den Universitäten zeigen sich außerdem gewisse Unterschiede zwischen den Forschungs-
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lockere Kontakt zu Informationszwecken häufig genannt werden (vgl. Abbildung 7.2),
sind mehr als vier Fünftel der kooperierenden Forschungseinrichtungen zumindest
gelegentlich auch in Kooperationsformen wie die selbständige bzw. gemeinsame FuE-
Arbeit eingebunden. FuE-Arbeit erweist sich also als ein ganz wesentlicher Wissens-
transfer-Kanal.
Der Anteil der Forschungseinrichtungen, die sowohl selbständige als auch gemeinsame
FuE-Arbeit betreiben (40,1 bis 74,5%), dürfte unter anderem auf die Größe der
Forschungseinrichtung zurückführen lassen. Die sonstigen Forschungseinrichtungen
unterhalten aufgrund ihres größeren Personalbestandes tendenziell eine größere Zahl von
Kooperationen, wodurch die Wahrscheinlichkeit steigt, dass dazu sowohl selbständige
FuE für Unternehmen als auch gemeinsame FuE mit Unternehmen zählt. Bei den
Fachhochschulprofessuren, die im Durchschnitt am kleinsten sind, verhält es sich genau
umgekehrt.
In der Untersuchungsregion Hannover wurde außerdem erfasst, in welchem Umfang
Forschungseinrichtungen wissenschaftliche Qualifikationsarbeiten (Studien-, Diplom-
und Doktorarbeiten) in Zusammenarbeit mit Unternehmen durchführen (Tabelle 7.3,
kursive Werte). Derartige Kooperationen dienen der Verbesserung sowohl der Aus-
bildung als auch der Beschäftigungschancen für Absolventen (vgl. Kapitel 4.2.4 und
4.2.5). Während nur ca. die Hälfte der sonstigen Forschungseinrichtungen Qualifi-
kationsarbeiten mit Unternehmen durchführt, liegt dieser Anteil bei den Universitäten
(70 bis 84%) und Fachhochschulen (80 bzw. 97% ohne Doktorarbeiten) deutlich
höher.
Deutliche Unterschiede bestehen jedoch hinsichtlich des Anteils der in Kooperation mit
Unternehmen geschriebenen Arbeiten an allen Qualifikationsarbeiten (Tabelle 6.3, nicht-
kursive Werte). Während die Fachhochschulprofessoren, die zu diesem Zweck mit
Unternehmen kooperieren, im Durchschnitt knapp zwei Drittel ihrer Studien- bzw.
Diplomarbeiten in Zusammenarbeit mit Unternehmen realisieren, sind dies an den
                                                                                                                                     
häufigsten (22%) keinerlei Form der FuE-Zusammenarbeit, solche der Ingenieurwissenschaften
(Maschinenbau, Elektrotechnik etc.) am seltensten (4%).
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Universitäten durchschnittlich nur ein knappes Fünftel (18 bzw. 19%) und an den
sonstigen Forschungseinrichtungen weniger als die Hälfte (48 bzw. 36%). Der
Wissenstransfer in Unternehmen mittels Qualifikationsarbeiten kann somit als eine
'Domäne' der Fachhochschulen interpretiert werden.
Tabelle 7.3: Durchführung wissenschaftlicher Qualifikationsarbeiten in
Zusammenarbeit mit Unternehmen (nur Hannover)
Studienarbeiten Diplomarbeiten Doktorarbeiten
Universitäten 68 18 84 19 70 24
Fachhochschulen 80 63 97 62 10 63
sonstige
Forschungseinrichtungen
50 48 50 36 54 38
alle Einrichtungen 68 32 82 31 56 27
kursive Werte  = Anteil der Forschungseinrichtungen, die Studien-, Diplom- oder Doktor-
arbeiten in Zusammenarbeit mit Unternehmen durchführen (in Prozent)
nicht-kursive Werte = durchschnittlicher Anteil der Qualifikationsarbeiten, die in Ko-
operation mit Unternehmen entstanden (in Prozent; nur Forschungseinrichtungen, die
überhaupt Arbeiten in Zusammenarbeit mit Unternehmen durchführen)
7.1.4 Unterstützte Innovationsarten und -phasen
Die in der Innovationsliteratur übliche Unterscheidung in Produkt- und Prozessinno-
vationen übernehmend (vgl. Kapitel 2.1), wurde an die Forschungseinrichtungen die
Frage gerichtet, wie häufig im Untersuchungszeitraum Produkt- bzw. Prozessinnova-
tionen von Unternehmen unterstützt wurden (Frage C4; Mehrfachantworten möglich).9
Insgesamt werden Produktinnovationen häufiger unterstützt als Prozessinnovationen,
letztere spielen für die sonstigen Forschungseinrichtungen allerdings eine größere Rolle
als für die Fachhochschulen und Universitäten (Abbildung 7.4).10 Eine Dominanz der
                                                
9 Als Produkt- bzw. Prozessinnovation wurden die "Mitarbeit bei Neuentwicklung/wesentlicher
Weiterentwicklung von Produkten" bzw. die "Mitarbeit bei neuen/wesentlich verbesserten
Produktionsverfahren" definiert.
10 Knapp 10% der Respondenten geben an, keine der beiden Innovationsarten zu unterstützen.
Dies waren vor allem Fälle aus dem Bereich Wirtschaftswissenschaften sowie Geowissen-
schaften/Energie/Umwelt/Verkehr. Hierbei dürfte es sich vor allem um Fälle handeln, bei denen
die Unterstützungsleistung mehr allgemeiner Natur ist.
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Unterstützung von Produktinnovationen stellen auch Beise und Stahl (1999, S.10) fest.
Sie führen dies vor allem darauf zurück, dass auf Produktinnovationen ein größerer
Anteil der unternehmerischen FuE-Ausgaben entfällt als auf Prozessinnovationen (vgl.
auch Simonetti/Archibugi/Evangelista 1992).
Außerdem konzentrieren sich Professoren an Hochschulen eher auf nur eine Innova-
tionsart. So geben lediglich 32 bzw. 33% der Respondenten an Universitäten bzw.
Fachhochschulen an, im Untersuchungszeitraum sowohl Produkt- als auch Prozess-
innovationen unterstützt zu haben. An den außeruniversitären Forschungseinrichtungen
liegt der Anteil mit 63% wesentlich höher. Dies dürfte wiederum vor allem an der mit
der Einrichtungsgröße steigendender Größe des Aktivitätenvolumens und der daran
gekoppelten Wahrscheinlichkeit der Unterstützung beider Innovationsarten liegen.
Abbildung 7.4: Unterstützung von Produkt- bzw. Prozessinnovationen in Unter-
nehmen
Des weiteren wurden die Forschungseinrichtungen gefragt, wie häufig sie die unter-
schiedlichen Phasen des unternehmerischen Innovationsprozesses (vgl. Kapitel 2.1 bis
2.3) unterstützt haben (Frage C3; Abbildung 7.5). Der größte Teil der Nennungen
entfällt auf die Gewinnung und Entwicklung neuer Ideen für das Unternehmen (zwischen
32 und 38%). Die am zweithäufigsten unterstützte Innovationsphase ist die
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Prototypenentwicklung (24 bis 28%). An dritter Stelle folgt die Analyse der Rahmen-
bedingungen bzw. des Umfeldes für Neuerungen. Knapp dahinter rangiert die Um-
setzung bereits entwickelter Ideen des Unternehmens, die für die Universitäten eine
merklich geringere Bedeutung besitzt als für die beiden anderen Typen von Forschungs-
einrichtungen.
Abbildung 7.5: Unterstützung verschiedener Innovationsphasen in Unternehmen
Bemerkenswerte Unterschiede zeigen sich zwischen den wissenschaftlichen Disziplinen
(nicht aus Abbildung 7.5 ersichtlich). So spielt an den Universitäten die Analyse der
Rahmenbedingungen eine besonders große Rolle in den Wirtschaftswissenschaften und
eine sehr geringe im Bereich Biologie/Chemie/Medizin.11 Die Ingenieurwissenschaften
sind am seltensten in die Gewinnung und Entwicklung neuer Ideen für Unternehmen
involviert, dafür aber von allen Disziplinen mit Abstand am häufigsten im Bereich der
Prototypenentwicklung aktiv. Eine Einbeziehung in die Umsetzung bereits vom Unter-
nehmen entwickelter Ideen ist am häufigsten im Bereich Architektur/Bauingenieurwesen
zu beobachten.
                                                
11 Auf Unterschiede zwischen den Disziplinen an Fachhochschulen und sonstigen Forschungs-
einrichtungen wird hier wegen zu kleiner Fallgruppen nicht eingegangen.
0 10 20 30 40
Anteil an allen Nennungen "gelegentlich" / "sehr häufig" in %
  Universitäten
  Fachhochschulen









7.1.5 Größe der Kooperationsunternehmen
Einerseits könnte vermutet werden, dass vor allem kleinere Unternehmen mit For-
schungseinrichtungen kooperieren, um dadurch Größennachteile und unzureichende
FuE-Ressourcen zu kompensieren. Andererseits haben Befragungen von Unternehmen
ergeben, dass die Kooperationsneigung mit der Unternehmensgröße ansteigt (vgl. z.B.
Harhoff, Licht et al. 1996; Fritsch/Lukas 2000). Um diesem Zusammenhang nach-
zugehen, wurden die Forschungseinrichtungen um Angaben dazu gebeten, wie häufig sie
im Untersuchungszeitraum mit Unternehmen verschiedener Größenkategorien
kooperierten (Frage C7).12
Abbildung 7.6: Häufigkeit der Zusammenarbeit mit Unternehmen verschiedener
Größenklassen
Für eine Konzentration der Forschungseinrichtungen auf eine Zusammenarbeit mit
kleineren Unternehmen finden sich keine Belege. Zwar gab ca. die Hälfte der
                                                
12 Da aus Platzgründen nur danach gefragt wurde, wie häufig mit einer bestimmten Größenklasse
zusammengearbeitet wurde, nicht jedoch nach der Größe jedes einzelnen Kooperationsunter-
nehmens, können Angaben zur durchschnittlichen Größe der Kooperationsunternehmen nicht
gemacht werden.
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Forschungseinrichtungen an, zumindest gelegentlich mit Unternehmen mit bis zu 20
Beschäftigten zu kooperieren, deutlich öfter wurde jedoch insgesamt mit größeren
Unternehmen zusammengearbeitet (Abbildung 7.6). Während an den Universitäten die
Zusammenarbeit mit Großunternehmen (mehr als 500 Beschäftigte) und an den Fach-
hochschulen die mit mittelständischen Unternehmen (101 bis 500 Beschäftigte)
dominiert, arbeiteten die sonstigen Forschungseinrichtungen – außer mit Kleinunter-
nehmen (bis zu 20 Beschäftigte) – mit allen Größenklassen eher gleichmäßig zusammen.
Diese Größenverteilung der Kooperationsunternehmen steht in deutlichem Kontrast zur
Größenverteilung im deutschen Verarbeitenden Gewerbe, der zufolge mehr als 85% der
Unternehmen weniger als 100 Personen beschäftigen (Abbildung 7.7).
Abbildung 7.7: Verteilung der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes in der
Bundesrepublik im Jahr 1998 auf verschiedene Größenklassen
(Quelle: Statistisches Bundesamt 2000)
Aufschlußreich ist auch die maximale Größe der Unternehmen, mit denen zusammen-
gearbeitet wurde (Abbildung 7.8). Von den sonstigen Forschungseinrichtungen gab
lediglich ein Prozent an, nur mit Unternehmen bis 20 Beschäftigten (Kleinunternehmen)
zu kooperieren; an den Universitäten (Fachhochschulen) waren dies immerhin fünf
(sechs) Prozent. Auch wenn viele Forschungseinrichtungen unter anderem mit Klein-
unternehmen kollaborieren, beschränkt sich nur ein sehr geringer Anteil auf diese
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Gruppe als Kooperationspartner. Auffallend ist, dass an den Fachhochschulen ein
knappes Drittel der Respondenten ausschließlich mit Unternehmen mit höchstens 100
Beschäftigten zusammenarbeitet.
Abbildung 7.8: Maximale Unternehmensgrößenklasse, mit der kooperiert wurde.
Eine Differenzierung nach Untersuchungsregionen (nicht aus Abbildung 7.8 ersichtlich)
zeigt, dass der Anteil der maximal mit mittelständischen Unternehmen (Unternehmen mit
bis zu 500 Beschäftigten) kooperierenden Professoren an Universitäten (Fachhoch-
schulen) in Sachsen mit 41% (54%) wesentlich höher ausfällt als in Hannover mit 22%
(31%) oder in Baden mit 19% (in Baden wurden keine Fachhochschulen befragt). Dies
liegt wesentlich daran, dass Sachsen – wie alle ostdeutschen Bundesländer – deutlich
kleinbetrieblicher strukturiert ist als die alten Bundesländer und folglich selbst in der
weiteren Region nur wenige Großunternehmen als potentielle Kooperationspartner zur
Verfügung stehen (vgl. Fritsch/Franke/Schwirten 1998, S.122).
7.1.6 Anzahl und regionale Verteilung der Kooperationsunternehmen
Im Rahmen der Befragung wurden auch Angaben zu Anzahl und regionaler Herkunft der
Kooperationsunternehmen erhoben (Frage C5). Die Bedeutung der räumlichen Nähe
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zwischen den Kooperationspartnern war eine der zentralen Fragestellungen des DFG-
Verbundsprojekts (vgl. Fußnote 1 in Kapitel 6), zu dem diese Arbeit gehört.
Hinsichtlich der Zahl der Kooperationsunternehmen unterscheidet sich bei Betrachtung
der Medianwerte die durchschnittliche Partnerzahl zwischen Universitäten (5 Koopera-
tionsunternehmen) und Fachhochschulen (4,5 Unternehmen) nur geringfügig (Tabelle
7.4).13 Aufgrund ihres höheren Personalbestandes wäre bei den Universitätsprofessoren
grundsätzlich eher eine größere Zahl von Kooperationsunternehmen zu erwarten gewe-
sen.14 Tatsächlich kooperieren jedoch lediglich die – deutlich größeren – sonstigen
Forschungseinrichtungen auch mit einer größeren Zahl von Unternehmen. Zwischen den
drei Untersuchungsregionen zeigen sich keine besonders auffallenden Unterschiede.














                                                
13 Die arithmetischen Mittelwerte in Tabelle 7.4 sind aufgrund einiger sehr großer Werte
(Forschungseinrichtungen mit einer sehr großen Zahl an Kooperationsunternehmen) mit
Vorsicht zu interpretieren.
14 Denkbar ist jedoch, dass von Universitäten in Zusammenarbeit mit Unternehmen vor allem
solche Projekte realisiert werden, die einen größeren Personaleinsatz erfordern. Anhand der
vorliegenden Daten läßt sich dazu jedoch keine Aussage treffen.
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Abbildung 7.9 zeigt die Verteilung der Kooperationsunternehmen auf die drei Kate-
gorien "Region", "restliche Bundesrepublik" und "Ausland".15 Zu beachten ist, dass sich
die Bezeichnung "Region" in den drei Untersuchungsregionen Hannover, Baden und
Sachsen jeweils auf ein individuelles Terrain bezieht.16
Abbildung 7.9: Regionale Verteilung der Kooperationsunternehmen
Zunächst fällt auf, dass zwischen den drei Typen von Forschungseinrichtungen deutliche
Unterschiede hinsichtlich des 'Entfernungswiderstandes' bestehen. Dies entspricht der
aus den Überlegungen in Kapitel 3.4 abgeleiteten Hypothese, dass das Kosten-Nutzen-
Verhältnis (über-)regionaler Kooperationen auch von für bestimmte Einrichtungstypen
spezifischen Faktoren (z.B. Mobilität der Absolventen oder Umfang der Lehrver-
pflichtung) beeinflußt wird. Die Fachhochschulen konzentrieren sich am stärksten auf
regionale Unternehmen und unterhalten kaum Kooperationen mit ausländischen
                                                
15 Um den Einfluß von Extremwerten zu eliminieren, sind in Abbildung 7.9 nicht die auf eine
bestimmte Region entfallenden Anteile an der absoluten Anzahl aller Kooperationsunternehmen
aller Forschungseinrichtungen dargestellt, sondern das arithmetische Mittel der für jede
befragte Forschungseinrichtung einzeln ermittelten prozentualen Anteile einer Region an der
Gesamtzahl der Kooperationsunternehmen der jeweiligen Forschungseinrichtung.
16 In Sachsen wurde als "Region" das Bundesland Sachsen definiert, in Hannover entspricht der



































0% 20% 40% 60% 80% 100%





durchschnittlicher Anteil der Kooperationsunternehmen in %
133
Partnern. Umgekehrt ist die regionale Verankerung der sonstigen Forschungsein-
richtungen (insbesondere in der Untersuchungsregion Hannover) relativ schwach und
dafür die Zusammenarbeit mit ausländischen Unternehmen sehr ausgeprägt. Die
sächsischen Forschungseinrichtungen weisen bei allen drei Typen von Forschungsein-
richtungen eine geringe Verbindung zu ausländischen Partnern auf. Dies dürfte unter
anderem daran liegen, dass zum Zeitpunkt der Befragung ostdeutsche Forschungs-
einrichtungen durch den Transformationsprozeß vielfach Kooperationspartner in
Osteuropa verloren haben ohne bereits im selben Umfang neue Kooperationen in Ost-
und Westeuropa eingegangen zu sein.
Hinsichtlich der Frage nach der Notwendigkeit räumlicher Nähe zeigt sich, dass kurze
Distanzen offensichtlich keine zwingende Voraussetzung für eine Zusammenarbeit
darstellen, denn merkliche Anteile der Partnerunternehmen sind außerhalb der Region
bzw. sogar im Ausland angesiedelt (Abbildung 7.9). Allerdings scheint räumliche Nähe
zu Kooperationspartnern einen sehr gewichtigen Vorteil darzustellen, denn auf die
"Region" entfallen – von einer Ausnahme (sonstige Forschungseinrichtungen in
Hannover) abgesehen – zwischen 44 und 70% der inländischen Kooperationsunter-
nehmen (Region und restliche BRD), obwohl das jeweils als "Region" definierte
Territorium bei weitem nicht die Hälfte der Bundesrepublik umfaßt, sondern je nach
Untersuchungsregion und verwendetem Größenindikator lediglich zwischen 2,5 und
18,3% der gesamten Bundesrepublik entspricht (Tabelle 7.5).17
                                                
17 Bei der Beurteilung, ob auf die Region im Vergleich zur restlichen Bundesrepublik eher viele
oder wenige Partnerunternehmen entfallen, stellt sich die Frage, wie die 'Größe' einer Region
gemessen werden soll. Im Rahmen einer Untersuchung von innovationsorientierten Koopera-
tionen besitzt die Fläche in qkm keine große Aussagekraft, da sie wenig darüber aussagt, wel-
ches Potential eine Region für innovationsorientierte Zusammenarbeit besitzt. Dieses Potential
hängt wesentlich von dem Bestand innovierender und grundsätzlich kooperationsgeeigneter
Unternehmen ab. Aus diesem Grund werden in Tabelle 7.5 Indikatoren zur Beschäftigtenzahl
und zu den geleisteten Arbeitsstunden in der Industrie sowie zur Bruttowertschöpfung ausge-
wiesen. Diese stellen zwar auch nur approximative Größenindikatoren dar, dürften hinsichtlich
der Fragestellung dieser Arbeit eine wesentlich größere Aussagekraft besitzen als die geogra-
phische Fläche oder Einwohnerzahl einer Region.
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Wenn auf ein relativ kleines Areal wie die "Region" nahezu die Hälfte oder sogar mehr
aller inländischen Kooperationspartner entfallen, dann stellt die Lokalisierung der
Kooperationsunternehmen offensichtlich keinen Zufallsfaktor dar. Die Wahrschein-
lichkeit, dass ein inländisches Unternehmen, mit dem kooperiert wird, aus der Region
stammt, ist wesentlich größer als die Wahrscheinlichkeit, dass ein zufällig ausgewähltes
inländisches Unternehmen in der Region angesiedelt ist. Dies bestätigt die in Kapitel 4.4
aufgestellte Hypothese, dass trotz moderner Informations- und Kommunikationstech-
niken räumliche Nähe von merklicher Bedeutung ist, und deckt sich mit den Ergebnissen
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anderer Studien (vgl. Allesch et al. 1988; Audretsch/Stephan 1996; Beise/Stahl 1999;
Grotz/Braun 1997; Mansfield 1995; Mansfield/Lee 1996 ).18
Von den Fachhochschulen abgesehen ist die Konzentration auf regionale Koope-
rationsunternehmen in Sachsen am ausgeprägtesten. Vergleicht man die Unter-
suchungsregionen Baden und Hannover miteinander, so erweckt Abbildung 7.9 den
Eindruck, in Baden sei die Regionsorientierung wesentlich stärker als in Hannover.
Dabei ist jedoch zu bedenken, dass zwar in den Untersuchungsregionen Hannover und
Sachsen das als "Region" definierte Areal etwa gleich groß ist, in Baden aber die
"Region" – Baden-Württemberg – wesentlich größer ist (Tabelle 7.5). Mit Gewißheit
läßt sich aber sagen, dass in Baden die Regionsorientierung deutlich schwächer ist als in
Sachsen.19
Aus Abbildung 7.9 läßt sich lediglich entnehmen, welcher Anteil der Koopera-
tionspartner im Durchschnitt aller kooperierenden Forschungseinrichtungen auf eine
bestimmte Region entfällt, nicht jedoch welcher Anteil der Forschungseinrichtungen
überhaupt mit bestimmten Regionen zusammenarbeitet. Gesonderte Auswertungen zu
dieser Frage ergeben, dass 37% aller Respondenten über Kooperationsunternehmen im
Ausland verfügen. Aus diesem geringen Anteil erklärt sich wesentlich, warum auf das
Ausland im Durchschnitt nur ein geringer Teil der Partner entfällt. Dagegen verfügen
82% (81%) der Fälle über mindestens ein Kooperationsunternehmen in der Region
(restlichen Bundesrepublik).
                                                
18 Gewisse Abweichungen zwischen den verschiedenen Studien können sich zum Beispiel durch
unterschiedliche Definitionen des "Regions"- oder Kooperationsbegriffes oder den Kreis der in
Befragungen einbezogenen Organisationen ergeben. In diesem Fall sind die Studien nicht gänz-
lich vergleichbar und unterschiedliche Ergebnisse dürften nicht in jedem Fall einen inhaltlichen
Widerspruch darstellen.
19 Problematischer ist dagegen ein Vergleich der Regionen Baden und Hannover. Im Falle der
Universitäten und sonstigen Forschungseinrichtungen weist Hannover zwar geringe Partner-
anteile in der "Region" auf, aufgrund der kleineren Abgrenzung dieser Kategorie ist ein solches
Ergebnis aber auch zu erwarten. Ein wirklicher Vergleich zwischen beiden Regionen würde eine
Kenntnis darüber erfordern, wie sich in Baden die Kooperations-Unternehmen auf eine der
Region Hannover entsprechende "Region" sowie den Rest des Bundeslandes Baden-Württem-
berg verteilen. Zumindest bezüglich der Universitäten kann aufgrund der geringen Unterschiede
zwischen Baden und Hannover (43 vs. 37%) jedoch vermutet werden, dass in Baden die
Regionsfixierung am schwächsten ausgeprägt ist.
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Aus Tabelle 7.6 ist ersichtlich, wie viele Forschungseinrichtungen gleichzeitig mit
regionalen, überregionalen und ausländischen Unternehmen zusammenarbeiten und wie
viele nur in einem oder zwei dieser Territorien über Kooperationspartner verfügen. 28%
des Samples arbeiteten auf allen drei Ebenen mit Unternehmen zusammen. Dies sind die
Forschungseinrichtungen, die hinsichtlich des Wissenstransfers innerhalb des Unter-
nehmenssektors von internationaler Ebene auf nationale und regionale Ebene c.p. den
wertvollsten Beitrag leisten und am ehesten eine Art 'Antennenfunktion' erfüllen (vgl.
Kapitel 4.1.6). Wertvolles innovationsbezogenes Wissen, das sie im Rahmen der
Zusammenarbeit mit ausländischen Unternehmen gewinnen, kann durch regionale
Kooperationen an Unternehmen vor Ort gelangen und umgekehrt.
Tabelle 7.6: Zusammenarbeit mit Unternehmen in mehreren Regionen
Anteil am Gesamtsample in %
Kooperation mit Unternehmen ...
nur in der Region 16
nur in der restlichen Bundesrepublik 11
nur im Ausland 1
Summe = 28
nur in Region und restlicher Bundesrepublik 36
nur in Region und Ausland 1
nur in restlicher Bundesrepublik und Ausland 6
Summe = 43
in allen drei Regionen 28
Weitere 28% des Samples konzentrieren sich nur auf eine einzige räumliche Ebene,
wobei der Anteil der Forschungseinrichtungen, die ausschließlich mit regional ansässigen
Unternehmen zusammenarbeiten, am höchsten ist (16%). Insgesamt 43% des Samples
kooperieren auf zwei der drei räumlichen Ebenen und nehmen hinsichtlich der
'Antennenfunktion' eine Mittelposition ein. Am häufigsten ist die Kombination von
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Zusammenarbeit mit Unternehmen aus der Region und der restlichen Bundesrepublik
(36%), am seltensten die Kombination Region und Ausland (1%).20
7.2 Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen
Die Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen fällt nicht unmittelbar in den
Untersuchungsbereich dieser Arbeit, die auf die Wissensschnittstelle zwischen For-
schungseinrichtungen und Unternehmen fokussiert ist. Es ist jedoch plausibel, dass die
Kooperationsbeziehungen zu Unternehmen unter anderem von grundsätzlichen Koope-
rationsmustern bzw. –grundhaltungen abhängen, die sich ebenfalls in entsprechenden
Kooperationen mit anderen Forschungseinrichtungen ausdrückt. In Kapitel 8 werden
daher verschiedene Variablen zu Kooperationen innerhalb des Forschungssektors als
exogene Variablen in die multivariaten Analysen zur Erklärung der Zusammenarbeit mit
Unternehmen einbezogen. Zu diesen Variablen sollen im folgenden zunächst die deskrip-
tiven Ergebnisse vorgestellt werden.
7.2.1 Häufigkeit einer Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen
Mit insgesamt 80% ist der Anteil der Forschungseinrichtungen, die mit anderen For-
schungseinrichtungen zusammenarbeiten, (Tabelle 7.7) geringfügig höher als der Anteil
der mit Unternehmen kooperierenden Forschungseinrichtungen (vgl. Tabelle 7.1). Wie
schon bei der Zusammenarbeit mit privaten Unternehmen, sind die sonstigen For-
schungseinrichtungen die Gruppe mit dem größten Kooperationsneigung (96%).
                                                
20 Gewisse Unterschiede zeigen sich dabei zwischen Sachsen und den beiden anderen Unter-
suchungsregionen. Hinsichtlich des Anteils der Forschungseinrichtungen, die nur mit Unter-
nehmen aus einer 'Region' (Region, restliche Bundesrepublik, Ausland) zusammenarbeiten gibt
es kaum Abweichungen (29% in Sachsen, 28% in Baden und Hannover). In Sachsen kooperier-
en jedoch deutlich mehr Fälle (44%) nur mit Unternehmen in der Region und der restlichen
Bundesrepublik als in Baden und Hannover (26%). Bei letzteren ist dafür der Anteil derjenigen,
die nur mit der restlichen Bundesrepublik und dem Ausland kooperieren mit 9% dreimal so hoch
wie in Sachsen (3%). Schließlich weisen in Hannover und Baden 33% der Fälle Koopera-
tionsunternehmen in allen drei Regionen aus, während die in Sachsen nur auf 24% zutrifft.
Insgesamt sind die Kontaktnetzwerke sächsischer Forschungseinrichtungen also stärker auf
wenige Regionen konzertiert als in Westdeutschland.
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Nahmen die Fachhochschulen hinsichtlich der Kooperation mit Unternehmen noch den
zweiten Rang ein, so liegen sie bezüglich der Zusammenarbeit mit anderen Forschungs-
einrichtungen mit nur 54% deutlich auf Platz drei. Dass an von Universitäten häufiger mit
anderen Forschungseinrichtungen als mit Unternehmen kooperiert wird, dürfte vor allem
auf deren Konzentration auf die Grundlagenforschung beruhen.
Tabelle 7.7: Häufigkeit der Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen







7.2.2 Formen der Zusammenarbeit
Von den über einen lockeren Kontakt hinausgehenden Kooperationsformen kommt der
gemeinsamen Durchführung von FuE-Vorhaben der größte Stellenwert zu (Abbildung
7.10). Dies gilt insbesondere für die sonstigen Forschungsein-richtungen. An nächster
Stelle rangiert der organisierte Erfahrungsaustausch. Die am seltensten praktizierten
Kooperationsformen sind die gemeinsame Nutzung von Geräten und Laboreinrichtungen
und vor allem der Austausch von Personal.
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Abbildung 7.10: Formen der Zusammenarbeit mit anderen Forschungsein-richtungen
7.2.3 Anzahl und regionale Verteilung der Kooperations-
Forschungseinrichtungen
Während Fachhochschulen und Universitäten mit einer ähnlich großen Anzahl von
Unternehmen kooperieren (Tabelle 7.4), zeigen sich bei der Zusammenarbeit mit
anderen Forschungseinrichtungen deutliche Unterschiede (Tabelle 7.8). Mit durch-
schnittlich 6 Partnern (Median) verfügen die Universitäten über doppelt so viele
Kooperationspartner wie die Fachhochschulen (nur 3 Partner). An den sonstigen
Forschungseinrichtungen entspricht die Zahl von im Durchschnitt 14 Kooperations-
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Hinsichtlich der regionalen Verteilung der Kooperations-Forschungseinrichtungen
(Abbildung 7.11) fällt auf, dass die Fixierung auf Region und Inland deutlich geringer ist
als bei den Kooperationsbeziehungen zum Unternehmenssektor (Abbildung 7.9).
Insbesondere der Anteil ausländischen Partner ist durchgehend größer als bei der
Zusammenarbeit mit Unternehmen.
Umgekehrt ist – mit Ausnahme der sonstigen Forschungseinrichtungen in der Unter-
suchungsregion Sachsen – das Gewicht der regionalen Partner geringer, zum Teil sogar
deutlich geringer. Dies dürfte unter anderem darauf zurückzuführen sein, dass durch die
im Wissenschaftssektor selbstverständliche Teilnahme an überregionalen bzw. inter-
nationalen Konferenzen und Tagungen der Aufbau von transregionalen Kontaktnetz-
werken und Kooperationen besonders erleichtert wird.
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Abbildung 7.11: Regionale Verteilung der Kooperations-Forschungseinrichtungen
80 bzw. 81% der befragten Forschungseinrichtungen geben an, in der Region bzw. der
restlichen Bundesrepublik über mindestens eine Kooperations-Forschungseinrichtung zu
verfügen. Diese Anteile bewegen sich in ähnlichen Größenordnungen wie die zur Zusam-
menarbeit mit Unternehmen (vgl. Abschnitt 7.1.6). Deutliche Unterschiede bestehen
dagegen bezüglich der internationalen Ebene. 63% der Respondenten unterhalten
Kooperationsbeziehungen zu ausländischen Forschungseinrichtungen gegenüber nur
37% , die mit ausländischen Unternehmen zusammenarbeiten.
Nur 22% beschränken sich auf eine einzige räumliche Ebene, wobei die Region, wie
schon bei der Kooperation mit Unternehmen, die häufigste Exklusivebene darstellt. Die
knappe Hälfte aller Fälle (46%) arbeitet mit Forschungspartnern auf allen regionalen
Ebenen (Region, restliche BRD, Ausland) zusammen (Tabelle 7.9). Im Unternehmens-
sektor konnten nur 28% über Kooperationspartnern auf allen drei regionalen Ebenen
berichten (vgl. Tabelle  7.6). Bezüglich des sich über Kooperationen vollziehenden
interregionalen Wissenstransfers ('Antennenfunktion') kann daher davon ausgegangen
werden, dass dieser innerhalb des Wissenschaftssektors ausgeprägter ist als an der
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Tabelle 7.9: Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen in mehreren
Regionen
Anteil am Gesamtsample in %
Kooperation mit anderer Forschungseinrichtung ...
nur in der Region 12
nur in der restlichen Bundesrepublik 7
nur im Ausland 3
Summe = 22
nur in Region und restlicher Bundesrepublik 18
nur in Region und Ausland 4
nur in restlicher Bundesrepublik und Ausland 10
Summe = 32
in allen drei Regionen 46
7.3 Umfang und Bedeutung von Kontaktnetzwerken sowie Erwartungen an
die staatliche Politik
7.3.1 Entstehung des Kontaktes zu Unternehmen
Als Folge einer intensiven Technologietransfer-Debatte entstanden in den vergangenen
15 Jahren zahlreiche – bevorzugt an Hochschulen, Industrie- und Handelskammern und
ähnlichen Institutionen angesiedelte –'Transferstellen' und verwandte Einrichtungen (vgl.
Reinard/Schmalholz 1996). Diesen war die Funktion zugedacht, die unternehmerische
Ausschöpfung des an Forschungseinrichtungen vorhandenen Know-hows und Innova-
tionspotentials zu befördern. Um die Bedeutung solcher Transferstellen für die inter-
sektorale Arbeitsteilung innerhalb von Innovationsprozessen besser bewerten zu
können, wurden die Forschungseinrichtungen auch gefragt, wodurch die Kooperations-
beziehungen zu Unternehmen zustande kamen (Frage C9; Mehrfachantworten möglich).
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Abbildung 7.12: Entstehung der Zusammenarbeit mit Unternehmen
Wie aus Abbildung 7.12 erkennbar, entfallen bei allen drei Typen von befragten
Forschungseinrichtungen auf Transfereinrichtungen bzw. Verbände nicht einmal jeweils
zehn Prozent der Nennungen. Als mit Abstand wichtigste Kontaktquellen erweisen sich
das Herantreten der Unternehmen an die Forschungseinrichtungen sowie die Kontakte
der Mitarbeiter der Forschungseinrichtungen, die insbesondere an Universitäten und
Fachhochschulen eine große Rolle spielen.21 Ein Teil der Wirkung von Transferstellen
und Verbänden liegt jedoch auch in der Durchführung von Veranstaltungen, auf denen
sich potentielle Kooperationspartner kennenlernen können. Doch auch auf die Antwort-
kategorie "Kongresse/Messen" entfallen deutlich weniger Nennungen als auf das direkte
Herantreten oder den persönlichen Kontakt.22 Im Übrigen wird bloß ein Teil der
                                                
21 Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Bedeutung von Transfereinrichtungen durch
solche Fälle leicht unterzeichnet wird, in denen sich ein Unternehmen an eine Forschungs-
einrichtung gewendet hat (oder umgekehrt) nachdem ihm von einer Transfereinrichtung der
entsprechende Kooperationspartner genannt wurde und dieses Unternehmen dann als Kontakt-
quelle das eigenständige Herantreten an die Forschungseinrichtung angab. Solche Fälle dürften
sich jedoch in einer geringen Größenordnung bewegen und nicht einmal annäherungsweise die
große Differenz zwischen den verschiedenen Antwortkategorien erklären.
22 Die Bedeutung von Kongressen und Messen würde allerdings unterzeichnet, wenn durch diese
persönliche und zu einer Kooperation führende Kontakte entstehen, als Ursprung der Koopera-
tion aber nur noch der persönliche Kontakt genannt wird.
0 10 20 30 40 50
Anteil an allen Nennungen in %
  Universitäten
  Fachhochschulen












Kongresse und Tagungen von Transferstellen und Verbänden ausgerichtet. Mechanis-
men der systematisch-institutionalisierten Kooperationsanbahnung scheinen demnach nur
eine zweitrangige, individuell-persönlicher Initiative deutlich nachgeordnete Stellung zu
besitzen. Persönliche Kontakte dürften nicht zuletzt deswegen von überragender Bedeu-
tung sein, weil sich dadurch die Vertrauenswürdigkeit potentieller Kooperationspartner
besser abschätzen und die Gefahr ungewollten Wissensabflusses (vgl. Kapitel 4.3.1)
vermindern läßt.
7.3.2 Bedeutung persönlicher Kontakte
Erhärtet wird die Wichtigkeit der Einbindung in persönliche Kontaktnetzwerke durch die
Antworten auf die direkte Frage nach der Bedeutung persönlicher Kontakte im Hinblick
auf eine berufliche Zusammenarbeit (Frage D6).23
Tabelle 7.10: Bedeutung persönlicher Kontakte für berufliche Zusammenarbeit
essentiell erleichternd eher unbedeutend
Universitäten 49,6 50,0 0,4
Fachhochschulen 52,9 46,1 1,0
sonstige Forschungs-
einrichtungen 42,7 57,3 0,0
gesamt 49,8 49,7 0,5
Nicht einmal ein Prozent des gesamten Samples hält persönliche Kontakte für "eher
unbedeutend" (Tabelle 7.10). Jeweils knapp die Hälfte aller Respondenten bewertet
persönliche Kontakte als "erleichternd" bzw. sogar als "essentiell".
Um einen differenzierteren Aufschluß über die Beschaffenheit persönlicher Netzwerke
zu gewinnen wurden die Respondenten außerdem gefragt, in welche Regionen sie noch
kooperationsfördernde, aus Zeiten früherer Berufstätigkeiten stammende Kontakte
                                                
23 In Baden wurde diese Frage nicht gestellt.
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unterhalten (Frage D5). 24 82% des Samples gaben an, noch über derartige Kontakte zu
verfügen. In Tabelle 7.11 ist dargestellt, welcher Anteil davon noch Kontakte in ver-
schiedene Regionen unterhält.25




Region restliche BRD Ausland
Kontakte aus
Studium 22 30 40 11
Promotion 17 32 49 21
Habilitation (Postdoc) 30 23 37 28
Berufstätigkeit in
Forschungseinrichtung
18 46 53 35
Berufstätigkeit in
Unternehmen
36 26 34 13
a = Angegeben ist der prozentuale Anteil an jenen 82% der befragten Forschungsein-
richtungen, die in mindestens eine Region noch Kontakte aus mindestens einer
früheren Tätigkeitsphase unterhalten. Da Mehrfachnennungen möglich waren,
addieren sich die Spaltensummen sowie die Gesamtsumme der Angaben auf mehr als
100%.
Obwohl das als restliche Bundesrepublik abgegrenzte Territorium ein vielfaches des
jeweils als Region definierten Territoriums erfaßt (vgl. Tabelle 7.5), ist die Zahl der Fälle
mit Kontakten in die restliche Bundesrepublik noch nicht einmal doppelt so groß wie die
Zahl der Fälle mit regionalen Kontakten.26 Dies ist ein weiteres Indiz für die Bedeutung
der räumlichen Nähe – sei es, dass in der Region eher Kontakte entstehen (obwohl sich
                                                
24 Die Antworten erlauben keine Aussagen über die Zahl oder Qualität der Kontaktbeziehungen.
Aus praktischen Gründen war es nur möglich zu fragen, ob in einer bestimmten Region aus einer
bestimmten Phase überhaupt noch kooperationsfördernde Kontakte bestehen.
25 Aufgrund der Möglichkeit von Mehrfachnennungen könnte vermutet werden, dass die 82% mit
Kontakten aus früheren Tätigkeitsphasen in alle Regionen Verbindungen haben und somit eine
Differenzierung nach der Herkunftsregion der Kontakte keinen Erkenntnisgewinn verspricht.
Tatsächlich sind die Antworten jedoch sehr trennscharf. Insgesamt entfielen bei 839 Fällen auf
die drei Regionen (Region, restliche BRD, Ausland) und fünf Tätigkeitsphasen (Studium,
Promotion, Habilitation, Tätigkeit in Unternehmen bzw. Forschungseinrichtung) 3.998 ja-
Nennungen. Im Durchschnitt ergibt dies pro Tätigkeitsphase nur 0,95 Nennungen, d.h. durch-
schnittlich wurde pro Phase nur für knapp eine einzige Region das Vorhandensein koopera-
tionsfördernder Kontakte angegeben.
26 Die Daten geben jedoch keinerlei Aufschluß darüber, ob in die Bundesrepublik eine größere
Zahl von Kontakten unterhalten wird als in die Region.
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Wissenschaftler durch relativ große Mobilität auszeichnen) oder dass es hier besonders
einfach bzw. lohnenswert ist, bestehende Kontakte zu pflegen. Des weiteren unterhält
eine beachtliche Zahl von Fällen Auslandskontakte. Insbesondere eine Berufstätigkeit in
einer Forschungseinrichtung scheint in dieser Hinsicht von großem Wert zu sein. Dass
36% keinen Kontakt (mehr) zu Unternehmen haben, mag unter Transfergesichtspunkten
bedenklich hoch erscheinen. Dieser Wert relativiert sich jedoch, wenn man berücksich-
tigt, dass nach Kontakten aus einer früheren Berufstätigkeit in Unternehmen gefragt
wurde und ein – nicht quantifizierbarer – Teil der Befragten nie in einem Unternehmen
gearbeitet haben dürfte.
7.3.3 Zusammenarbeit mit kooperationsfördernden Intermediären
Um ein umfassendes Bild von den Netzwerkstrukturen der Forschungseinrichtungen zu
erhalten, wurden diese auch gefragt, ob sie mit kooperationsfördernden Intermediären
wie Transfereinrichtungen oder Wirtschaftsverbänden zusammen-gearbeitet haben
(Frage A7). Nur 11% des Gesamtsamples kooperieren mit Technologietransfer-
Einrichtungen, mit Wirtschaftsverbänden arbeiten immerhin 16% zusammen (Tabelle
7.12).
Tabelle 7.12: Zusammenarbeit mit Transfereinrichtungen und Wirtschaftsverbänden
Anteil der Forschungseinrichtung (in









Am kooperationsfreudigsten erweisen sich dabei die sonstigen Forschungseinrichtungen,
während sich zwischen Universitäten und Fachhochschulen keine besondere Unter-
schiede zeigten. Insgesamt verfügt also nur eine Minderheit der Forschungseinrichtungen
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über eine enge Anbindung zu Intermediären, denen eine kooperationsfördernde
Funktion zugedacht wird.
Hinsichtlich der in Anspruch genommenen Leistungen der Transfereinrichtungen (Frage
E4) kristallisieren sich zwei besonders häufig nachgefragte Angebote heraus: die Be-
ratung über Fördermaßnahmen sowie die Herstellung von Kontakten zu Unternehmen
(Tabelle 7.13).27
























Erstaunlich ist, dass trotz nur sehr schwach ausgeprägter Zusammenarbeit mit
Transfereinrichtungen über vier Fünftel aller Befragten die Frage nach der Not-
wendigkeit regionaler Transfereinrichtungen (Frage E5)28 bejahten (Tabelle 7.14). Am
größten wird die Notwendigkeit von den Fachhochschulen eingeschätzt, am geringsten
von den sonstigen Forschungseinrichtungen. Außerdem halten die Befragten in der
Region Hannover Transfereinrichtungen für entbehrlicher als die in Sachsen.
                                                
27 Diese Frage wurde in Baden nicht gestellt.
28 Diese Frage wurde in Baden nicht gestellt.
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Tabelle 7.14: Beurteilung der Notwendigkeit regionaler Transfereinrichtungen
Anteil der Forschungseinrichtungen,
die regionale Transfereinrichtungen




sonstige Forschungseinrichtungen 73 79
Warum gerade Universitäten und Fachhochschulen die Transfereinrichtungen am
seltensten nutzen (Tabelle 7.12), gleichzeitig jedoch  die Notwendigkeit solcher
Einrichtungen am größten einschätzen, – bei den sonstigen Forschungseinrichtungen
verhält es sich genau umgekehrt – könnte unter anderem mit der Größe der Einrichtung
zusammenhängen. Die sonstigen Forschungseinrichtungen dürften bei der, aufgrund ihrer
Größe möglichen, Vielzahl von Projekten zwar eher Nutzungspotentiale für Transfer-
einrichtungen finden, sich beim Fehlen solcher Einrichtungen aber auch am ehesten mit
eigenen Kapazitäten helfen können. Für Fachhochschulprofessoren mit geringer Perso-
nalausstattung dürfte es sich genau umgekehrt verhalten.29
7.3.4 Erwartungen an die staatliche Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik
Über die Notwendigkeit von Transfereinrichtungen hinausgehend, wurden die
Forschungseinrichtungen in einer gesonderten Frage (E6) zu ihren Erwartungen an die
staatliche Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik befragt. Besonders ausgeprägt ist das
Bedürfnis nach Informationen über Fördermöglichkeiten (Abbildung 7.13). Diesen
Aspekt stufen 92% als relevant ein; 70% antworteten auf die Frage, ob sich der Staat
dieser Aufgabe annehmen solle, sogar "trifft voll zu". Vier Fünftel der Respondenten
                                                
29 Denkbar ist aber auch, dass in die Beantwortung dieser Frage strategische Überlegungen hin-
einspielen und die Notwendigkeit von Transfereinrichtungen überzeichnet wurde, um die
Reputation der im Wissenstransfer engagierten Akteure nicht zu beschädigen oder
Forderungen nach Kürzung der öffentlichen Forschungs- und Bildungsausgaben keinen
Vorschub zu leisten.
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halten Informationen über Kooperationsmöglichkeiten für wichtig. Lediglich die knappe
Hälfte der Befragten legt allerdings Wert auf Informationen über Techniktrends.
Differenzierte Auswertungen (nicht aus Abbildung 7.13 ersichtlich) ergeben, dass die
sonstigen Forschungseinrichtungen Techniktrend-Informationen für deutlich wichtiger
halten als die Universitäten und Fachhochschulen.
Abbildung 7.13: Erwartungen an die staatliche Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik
Ebenfalls von großer Bedeutung ist für die Forschungseinrichtungen die Förderung von
Kooperationen. Interessanterweise wird die Förderung einer Zusammenarbeit zwischen
Forschungseinrichtungen als wichtiger empfunden als die zwischen Forschungseinrich-
tungen und Unternehmen. Angesichts der Tatsache, dass in technologie- und wissen-
schaftspolitischen Diskussionen vor allem bzw. fast ausschließlich die Kooperation
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen betont wird, sollte dieses Ergebnis
zu denken geben. Insbesondere von den sonstigen Forschungseinrichtungen wird die
Förderung der Zusammenarbeit zwischen Forschungseinrichtungen gefordert (nicht aus
Abbildung 7.12 ersichtlich). Anscheinend sind hier Kooperationen mit besonderen
Schwierigkeiten verbunden bzw. für den 'Markterfolg' von größerer Bedeutung als an
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seltensten von den Fachhochschulen eingefordert, die aufgrund einer ausgeprägten
Praxisorientierung bereits über vielfältige Industriekontakte verfügen dürften.
Auf nur geringen Zuspruch trifft die Aussage, der Staat solle sich der Einflußnahme bzw.
Förderung eher enthalten. Lediglich ein Fünftel der Respondenten stimmt dieser Auf-
fassung überhaupt zu, und nur 5% finden sie voll zutreffend. Hinsichtlich dieses Punktes
gibt es keine merklichen Unterschiede zwischen den verschiedenen Forschungs-
richtungen, mit einer Ausnahme: In den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften stimmen
immerhin 32% dem vorgegebenen Statement zu, 9% finden es sogar voll zutreffend.
7.4 Allokation der Zeitbudgets
Die Forschungseinrichtungen wurden auch dazu befragt, wie sich das Zeitbudget aller
wissenschaftlichen Mitarbeiter der Befragungseinheit (inkl. drittmittelfinanzierte Mit-
arbeiter, leitende Mitarbeiter und Professoren) auf die Tätigkeitsbereiche Grundlagen-
forschung, Anwendungsforschung, Lehre, Transferaufgaben sowie sonstiges verteilt
(Frage A 3 im Fragebogen).30
Wie zu erwarten war, genießen Forschungsaktivitäten an den Universitäten einen hohen
Stellenwert. 50% der Zeit aller wissenschaftlichen Mitarbeiter wird dort im Durchschnitt
für Forschung (Grundlagen- und Anwendungsforschung) verwendet (Tabelle 7.15). Von
diesem Zeitbudget für Forschung entfallen wiederum 47% auf die Grundlagenforschung.
Angesichts der hohen Lehrdeputate war zu erwarten, dass an Fachhochschulen nur ein
geringer Teil der Zeit für Forschung zur Verfügung steht (28%). Dass davon wiederum
nur 14% auf die Grundlagenforschung entfallen, entspricht dem Selbstverständnis der
                                                
30 In der Frage zur Aufteilung des Zeitbudgets auf verschiedene Tätigkeiten wurde Grundlagen-
forschung definiert als "experimentelle oder theoretische Arbeit, die in erster Linie auf die
Gewinnung neuer Erkenntnisse gerichtet ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder Ver-
wendung abzuzielen." Als Anwendungsforschung wurde "Forschung, die bereits im Hinblick
auf spezielle Anwendungen stattfindet oder solche Anwendungen kurzfristig erwarten läßt"
angesehen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Einzelfällen trotz der Definition im
Fragebogen Anwendungsforschung der Kategorie Grundlagenforschung zugerechnet wurde,
z.B. wenn öffentliche Fördermittel (Drittmittelforschung) nur für Vorhaben der Grundlagen-
forschung gewährt werden. Als weitere Tätigkeiten erfaßte der Fragebogen außerdem "Lehr-
tätigkeiten", "Transferaufgaben" sowie "sonstiges".
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Fachhochschulen als stark praxis-orientierte Lehr- und Forschungsstätten. Mit 71%
widmen die sonstigen For-schungseinrichtungen von allen drei Einrichtungstypen den
größten Anteil ihres Zeitbudgets den Forschungsaktivitäten.
Tabelle 7.15: Anteil der (Grundlagen-)Forschung am Zeitbudget der Forschungs-
einrichtungen (arithmetisches Mittel)
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Interessante Unterschiede zeigen sich bei einer Differenzierung danach, ob eine For-
schungseinrichtung mit Unternehmen zusammengearbeitet hat oder nicht. An Universi-
täten und Fachhochschulen läßt sich ein ähnliches Muster beobachten: Wer mit Unter-
nehmen zusammenarbeitet, verwendet einen geringfügig größeren Teil seiner Zeit auf
Forschungsaktivitäten. Außerdem ist bei diesen Fällen der Anteil der Grundlagen-
forschung an der Gesamtforschung deutlich geringer als bei Forschungseinrichtungen, die
nicht mit Unternehmen kooperierten. Letzteres gilt auch für die sonstigen Forschungs-
einrichtungen.
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Wie aus Abbildung 7.14 ersichtlich ist, variiert an den Universitäten die Bedeutung der
(Grundlagen-)Forschung je nach Fachrichtung mitunter beträchtlich.31 Den quantitativ
geringsten Stellenwert nimmt die Forschung (Grundlagen- und Anwendungsforschung) in
den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ein (40%). Die höchsten Werte weisen die
Technikwissenschaften auf (54%) sowie die Gruppe Biologie, Chemie, Medizin (53%).
Abbildung 7.14: Verteilung des Zeitbudgets auf verschiedene Tätigkeitsbereiche nach
Forschungsrichtungen (nur Universitäten)
Die Grundlagenforschung ist mit Abstand am bedeutendsten im Bereich Mathematik,
Informatik, Physik. Hier entfallen 72% der insgesamt für Forschung aufgewandten Zeit
auf die Grundlagenforschung. An zweiter Stelle folgt mit 62% der Bereich Biologie,
Chemie, Medizin. Der geringste Stellenwert kommt den stark auf industrielle
Bedürfnisse ausgerichteten Technikwissenschaften zu: Nur 35% der Forschungszeit
entfällt hier auf die Grundlagenforschung.
                                                
31 Für die Fachhochschulen sowie die sonstigen Forschungseinrichtungen wurde auf eine
Differenzierung nach Fachrichtungen verzichtet, da in diesen beiden Gruppen aufgrund der
geringen Fallzahlen die Ergebnisse nicht repräsentativ bzw. aussagekräftig sind.
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Die in diesem Kapitel vorgestellten Ergebnisse zeigen, dass Forschungseinrichtungen in
beachtlichem Umfang sowohl mit Unternehmen als auch mit anderen Forschungsein-
richtungen zusammenarbeiten. Motive wie die Befruchtung der eigenen Forschungsarbeit
kommt dabei ein hoher Stellenwert zu. Von einer Existenz im 'Elfenbeinturm' kann vor
diesem Hintergrund keine Rede sein. Gleichzeitig wird deutlich, dass trotz moderner
Informations- und Kommunikationstechniken ganz erhebliche Anteile der Kooperations-
partner aus der Region stammen. Die Befürchtung, öffentliche Gelder für Forschungs-
einrichtungen würden sich vor allem bei Unternehmen in ganz anderen, an der For-
schungsfinanzierung nicht beteiligten Regionen niederschlagen, scheint demnach wenig
begründet zu sein.
Unterschiede zeigen sich bei nahezu allen ausgewerteten Fragen zwischen den drei
Typen von Forschungseinrichtungen, vielfach auch zwischen den drei Untersuchungs-
regionen. Inwieweit diese Unterschiede eigentlich auf andere Faktoren wie z.B. die
Größe einer Forschungseinrichtung zurückzuführen sind, wird mittels multivariater
Analysen im folgenden Kapitel untersucht.
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Kapitel 8:
Multivariate Analyse verschiedener Aspekte des
Kooperationsverhaltens von Forschungseinrichtungen
In den deskriptiven Statistiken des vorangegangenen Kapitels zeigten sich zum Teil
deutliche Unterschiede zwischen den Untersuchungsregionen bzw. den Typen von
Forschungseinrichtungen. Nicht in jedem Falle dürften diese Unterschiede aber auf die
Zugehörigkeit der Respondenten zu einem bestimmten Typ von Forschungseinrichtung
oder zu einer bestimmten Region zurückzuführen sein, sondern letztlich auf anderen
Merkmalen beruhen, die zum Teil jedoch mit den Einrichtungstypen oder Unter-
suchungsregionen stark korrelieren. Um derartige Scheineffekte aufzudecken, wurden
multivariate Schätzungen durchgeführt, deren Ergebnisse in diesem Kapitel vorgestellt
werden. Diese Schätzungen enthalten daher neben Kontrollvariablen für Untersuchungs-
region und Einrichtungstyp auch erklärende Variablen, die aus den theoretischen Über-
legungen der Kapitel 2 bis 4 abgeleitet wurden.
Aufbauend auf den Untersuchungsfragen und Hypothesen dieser Arbeit (vgl. Kapitel
4.4) wurden multivariate Schätzungen zur Wahrscheinlichkeit einer (FuE-)Zusammen-
arbeit (Abschnitt 8.2), zur Zahl der Kooperationsunternehmen (Abschnitt 8.3), zur
regionalen Verteilung der Kooperationspartner (Abschnitt 8.4) sowie zum Stellenwert
der (Grundlagen-)Forschung (Abschnitt 8.5) durchgeführt. Dabei zeigt sich, dass durch
gleichzeitige Berücksichtigung mehrerer Variablen vielfach der Einfluß der Kontroll-
variablen verschwindet und sich die Kooperationsmuster durch andere Variablen besser
erklären lassen. In einigen Fällen bleibt der Einfluß der Kontrollvariablen allerdings
bestehen (wenngleich meist in abgeschwächter Form), was darauf hindeutet, dass die
Kontrollvariablen weitere regions- bzw. institutionenspezifische Einflussfaktoren
erfassen, die durch die in der Befragung erhobenen Variablen nicht abgebildet werden.
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8.1 Die verwendeten Variablen
8.1.1 Abhängige Variablen
Um das Kooperationsverhalten in seinen unterschiedlichen Aspekten und Auswirkungen
abzubilden, wurden in die multivariaten Analysen folgende abhängige Variablen einbe-
zogen:
· Kooperation mit Unternehmen (Frage C1): Wert 1 für Betriebe, die in den drei
Jahren vor der Befragung in irgendeiner Form mit Unternehmen zusammenar-
beiteten; andernfalls Wert 0.1
· FuE-Kooperation mit Unternehmen (Frage C2): Wert 1 für Forschungsein-
richtungen, die während des Untersuchungszeitraumes "gelegentlich" oder "sehr
häufig" selbständig FuE-Arbeiten für Unternehmen und/oder gemeinsam mit
Unternehmen betrieben; ansonsten Wert 0.2
· Zahl der Kooperationsunternehmen (Frage C5): Anzahl der Unternehmen, mit
denen im Untersuchungszeitraum eine Zusammenarbeit stattfand, unabhängig von
der Form der Zusammenarbeit oder dem regionalen Sitz der Unternehmen.3
· Zusammenarbeit mit regionalen bzw. ausländischen Unternehmen (Frage C5):
Wert 1 für Forschungseinrichtungen, die in der Region bzw. im Ausland mindestens
ein Kooperationsunternehmen auswiesen; ansonsten Wert 0.4 Des Weiteren wurde
                                                
1 Der Fragebogen ist im Anhang abgedruckt.
2 Bei verschiedenen Fragen (u.a. der Frage C2) wurden die Respondenten um Angaben dazu
gebeten, wie häufig eine bestimmte Kooperationsform zum Einsatz kam oder verschiedene
Kooperationsmotive von Bedeutung waren. Die Antworten "gar nicht" und "sehr häufig"
wurden mit den Symbolen "0" bzw. "++" markiert. Aus Platzgründen erhielt die Mittelkategorie
("+") keine verbale Bezeichnung. Diese Antwort-Kategorie "+" wird im folgenden als
"gelegentlich" interpretiert.
3 Aus den Schätzungen zur Zahl der Kooperationsunternehmen wurden einige Fälle mit extrem
hohen Partnerzahlen ausgeschlossen, da diese Fälle zu stark verzerrten Ergebnissen geführt
und z.T. andere Funktionszusammenhänge suggeriert hätten als dies für die Mehrheit der Fälle
zu-treffend ist.
4 Als "Region" wurden die drei Untersuchungsregionen definiert (vgl. Kapitel 7.1.6).
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eine abhängige Variable gebildet, die erfasst, ob ausschließlich mit in der Region
ansässigen Unternehmen kooperiert wurde.
· Anteil regionaler bzw. ausländischer Kooperationsunternehmen (Frage C5):
Anteil der regionalen bzw. ausländischen Kooperationsunternehmen an der
Gesamtzahl der Kooperationsunternehmen.
· Umfang der Forschungsaktivitäten (Frage A3): Anteil des Zeitaufwandes für
Grundlagen- und Anwendungsforschung am gesamten Zeitbudget der For-
schungseinrichtung.
· Umfang der Grundlagenforschung (Frage A3): Anteil des Zeitaufwandes für
Grundlagenforschung an der Summe des Zeitaufwandes für Grundlagen- und
Anwendungsforschung.
8.1.2 Unabhängige Variablen
Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden in diesem Abschnitt alle im Laufe der
verschiedenen multivariaten Schätzungen verwendeten Variablen ausgewiesen.5
Folgende unabhängige Variablen wurden in die multivariaten Analysen einbezogen:6
· Untersuchungsregion: Verwendet wurden Dummy-Variablen für einen Standort
einer Forschungseinrichtung in Sachsen bzw. in der Region Hannover; als
Kontrollgruppe dienten die Forschungseinrichtungen in Baden.
                                                
5 Einige abhängige Variablen wurden in anderen Schätzungen auch als unabhängige Variablen
eingesetzt (z.B. die Zahl der Kooperationsunternehmen oder das Ausmaß der Grundlagenfor-
schung). Um Redundanzen zu vermeiden wird darauf verzichtet, diese Variablen hier nochmals
als unabhängige Variablen aufzuführen.
6 Neben den hier genannten Variablen wurden auch noch Variablen wie z.B. die unterstützte
Innovationsphase (Frage C3) oder das Technikfeld (Frage C11), in dem die unterstützten
Unternehmen tätig waren, getestet. Da diese Variablen allerdings keinerlei Einfluss zeigten,
bleiben sie im folgenden unberücksichtigt.
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· Typ der Forschungseinrichtung: Es wurde jeweils eine Dummy-Variable für Uni-
versitäten sowie sonstige Forschungseinrichtungen benutzt; die Fachhochschulen
stellen die Kontrollgruppe dar.7
· Forschungsrichtung (Frage A1): Hier wurden Dummies für die gruppierten
Forschungsdisziplinen verwendet wie sie bei der Beschreibung des Samples (vgl.
Kapitel 5.2) eingeführt wurden. Die Kontrollgruppe bildet der Bereich Architektur/
Bauingeningenieurwesen.
· Anzahl der Mitarbeiter (Frage A2): Zahl der wissenschaftlichen Mitarbeiter Ende
1992 inklusive Professoren und Drittmittel-Mitarbeiter. Da an Universitäten und
Fachhochschulen Professoren aus haushaltstechnischen Gründen ihr finanzielles
Budget nicht beziffern können, dient statt des Budgets der Einrichtung die Mit-
arbeiterzahl als Größenvariable.
· Anteil der Drittmittelmitarbeiter (Frage A2): Anteil der durch Drittmittel finan-
zierten Beschäftigten an allen wissenschaftlichen Mitarbeitern. Durch diese Variable
soll näherungsweise die Qualität einer Forschungseinrichtung abgebildet werden.8
· Form der Zusammenarbeit mit Unternehmen (Frage C2): Für jede mögliche
Kooperationsform wurde eine dreierskalierte Variable zu deren Häufigkeit (gar
nicht, gelegentlich, sehr häufig) verwendet.
· Unterstützte Innovationsart (Frage C4): Neben zwei dreierskalierten Variablen
zur Häufigkeit der Unterstützung unternehmerischer Produkt- bzw. Prozess-
                                                
7 Die Gruppe der sonstigen Forschungseinrichtungen stellt zwar eine vergleichsweise heterogene
Kategorie dar, aufgrund der geringen Fallzahlen wäre jedoch im Interesse signifikanter Ergeb-
nisse eine weitere Differenzierung nicht sinnvoll gewesen.
8 Drittmittel stellen insofern einen Qualtitätsindikator dar, als sie im Wettbewerb vergeben werden
und an eine kritische Evaluation vorangegangener Forschungsleistungen durch Fachexperten
geknüpft sind. Da in Deutschland – anders als z.B. in den USA oder Großbritannien – bislang
noch keine zentrale und damit bundesweit vergleichbare Evaluation von Forschungs-
einrichtungen existiert, lässt sich die Forschungsqualität noch am ehesten durch Drittmittel bzw.
Drittmittel-Mitarbeiter abbilden.
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innovationen berücksichtigen zwei dichotome Variablen, ob ausschließlich Produkt-
bzw. ausschließlich Prozessinnovationen unterstützt wurden.
· Größe der Kooperationsunternehmen (Frage C7): Zum einen wurden vier
Variablen zur Häufigkeit der Zusammenarbeit mit Unternehmen vier verschiedener
Größenklassen verwendet; daraus abgeleitet wurde eine Variable zur maximalen
Größenklasse, mit der kooperiert wurde.9
· Gründe der Zusammenarbeit (Frage C8): Mittels sechs dreierskalierter Variablen
wurde nach der Bedeutung verschiedener Motive für eine Zusammenarbeit mit
Unternehmen gefragt. 10
· Kontakte aus Berufstätigkeit in Unternehmen (Frage D5): In drei dichotomen
Variablen wurde erfasst, ob ein Respondent noch kooperationsfördernde Kontakte
aus einer Berufstätigkeit in einem Unternehmen besitzt und ob es sich dabei ggf. um
regionale bzw. ausländische Unternehmen handelt. Durch diese Variablen wird ein
Teil der Einbindung in Innovations-Netzwerke abgebildet.
· Zusammenarbeit mit externen Akteuren (Frage A7): Zwei dreierskalierte Vari-
ablen bilden ab, wie intensiv (wenig intensiv, intensiv, sehr intensiv) die Befragten mit
Transferinrichtungen bzw. mit Wirtschaftsverbänden zusammenarbeiteten. Hierin
schlägt sich ein weiterer Teil der Netzwerk-Integration nieder.
· Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen: Um diesen Aspekt
abzubilden, wurden mehrere, aus Antworten auf verschiedene Fragen konstruierte
Variablen verwendet: Ob überhaupt mit anderen Forschungseinrichtungen koope-
riert wurde (Frage B1), ob es sich dabei um die gemeinsame Durchführung von
FuE-Arbeiten handelte (Frage B2), mit welcher Zahl von Forschungseinrichtungen
zusammengearbeitet wurde (Frage B3), ob mit regionalen bzw. ausländischen
Einrichtungen kooperiert wurde (Frage B3) und welche Anteile der Kooperations-
                                                
9 Eine Zusammenarbeit wurde dann angenommen, wenn für eine Größenklasse angegeben wurde,
dass eine Zusammenarbeit im Untersuchungszeitraum gelegentlich oder sehr häufig vorkam.
10 Diese Variable wurde in Baden nicht erhoben.
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Forschungseinrichtungen auf die Region bzw. das Ausland entfielen (Frage B3).
Dieses Variablenset dient der Identifizierung von Ähnlichkeiten zwischen den
Kooperationsmustern mit Unternehmen und anderen Forschungseinrichtungen.
· Alter der Respondeten (Frage D4): Durch diese Variable sollte die Lebenszyklus-
Hypothese überprüft werden. 11 Als Approximation für das Alter wurde die
Differenz zwischen Befragungsjahr und Jahr der Promotion verwendet.12
8.2 Wahrscheinlichkeit einer (FuE-)Zusammenarbeit mit Unternehmen
In den Kapiteln 7.1.1 und 7.1.3 wurde bereits gezeigt, dass der überwiegende Teil der
Forschungseinrichtungen mit Unternehmen ganz allgemein bzw. in Form einer FuE-
Kooperation zusammenarbeitet. Im Folgenden werden die Ergebnisse von Probit-
Schätzungen vorgestellt, mittels derer die Bedeutung verschiedener möglicher Einfluß-
faktoren auf die Wahrscheinlichkeit, dass Forschungseinrichtungen eine Kooperation
bzw. eine FuE-Zusammenarbeit mit Unternehmen unterhalten, untersucht werden sollte.
In den Spalten 1 und 4 von Tabelle 8.1 sind zunächst Schätzmodelle aufgeführt, die nur
die Kontrollvariablen für die Untersuchungsregion und den Typ der Forschungs-
einrichtung sowie Dummy-Variablen für die Forschungsrichtungen enthalten. Es zeigt
sich, dass – wie angesichts der deskriptiven Statistiken in Kapitel 7 zu erwarten war –
sonstige Forschungseinrichtungen gegenüber der Kontrollgruppe der Fachhochschulen
mit signifikant höherer Wahrscheinlichkeit (FuE-)Zusammenarbeit mit Unternehmen
praktizieren. Gegenüber den Universitäten zeigen sich hingegen keine signifikanten
Unterschiede. Die Untersuchungsregion spielt für die Kooperationsneigung keine Rolle.
In den Forschungsrichtungen Biologie/Chemie/Medizin, Geowissenschaften/Energie/
Umwelt/Verkehr (nur für Kooperationen allgemein), Mathematik/Physik/Informatik
                                                
11 Diese Variable wurde in Baden nicht erhoben.
12 In gewisser Hinsicht ist der Zeitraum seit der Promotion sogar die aussagekräftigere Variable, da
er genauer als das Lebensalter angibt, wie sehr sich ein Forscher im Frühstadium seiner
wissenschaftlichen Laufbahn befindet.
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sowie den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ist die Kooperationswahrscheinlichkeit
signifikant geringer als in der Vergleichsgruppe Architektur/Bauingenieurwesen. Hier
dürfte sich die Grundlagenorientierung der meisten dieser Fächer niederschlagen. Dass
es umgekehrt in den Ingenieurwissenschaften signifikant häufiger zu FuE-Kooperationen
mit Unternehmen kommt, war angesichts der technischen Ausrichtung und des Selbst-
verständnisses dieser Disziplin zu erwarten.
In den Spalten 2 und 5 werden die Schätzmodelle um eine Reihe von Variablen ergänzt.
Die Größe der Forschungseinrichtung – repräsentiert durch die Mitarbeiterzahl im Jahr
1992 – wirkt sich signifikant positiv auf die Kooperationsneigung aus. Mit jedem zu-
sätzlichen Mitarbeiter steigt die Kooperationswahrscheinlichkeit c. p. um vier bzw. zwei
Prozent an. Dafür verliert die Dummy-Variable für die sonstigen Forschungseinrich-
tungen ihre Signifikanz. Dies spricht dafür, dass sich in dieser Variable vorher vor allem
ein Größeneffekt ausdrückte bzw. verbarg.
Wie im Hypothesenteil in Kapitel 4.4 vermutet, wirken sich persönliche Kontakte und
die Einbindung in Netzwerke positiv auf das Kooperationsverhalten aus: Sowohl der
Unterhalt von Kontakten aus Zeiten einer Berufstätigkeit in Unternehmen als auch die
Zusammenarbeit mit Transfereinrichtungen bzw. Wirtschaftsverbänden erhöhen signi-
fikant die Wahrscheinlichkeit einer (FuE-)Zusammenarbeit. Der Kontakt zu Transferein-
richtungen wirkt sich signifikant auf die Wahrscheinlichkeit einer allgemeinen Zusam-
menarbeit aus (Schätzmodell 2), im Falle der FuE-Kooperation ist der Koeffizient
allerdings insignifkikant (Schätzmodell 5).13
                                                
13 Diese Ergebnisse sind nicht dergestalt zu interpretieren, dass die Kontakte zu externen Ak-
teuren die genaue oder alleinige Ursache für die Kooperationsbeziehungen zu Unternehmen
seien. Da aber zwischen diesen Netzwerk-Variablen und der Kooperationsneigung ein deutlicher
Zusammenhang besteht, ist davon auszugehen, dass sich die auch in den hier verwendeten
Variablen niederschlagende vielfältige Verflechtung mit anderen Akteuren des Inno-
vationssystems positiv auf die Kooperationschancen und -aktivitäten auswirkt.





























































































































































































































Pseudo R2 0,15 0,22 0,20 0,15 0,21 0,19
Fallzahl 694 694 447 691 691 445
a = Probit-Schätzung; t-Werte in Klammern     b = ohne Baden
** = statistisch signifikant auf dem 1-%-Niveau       * = statistisch signifikant auf dem 5-%-Niveau
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Eine in der Innovationsforschung bislang wenig untersuchte Frage ist die, ob zwischen
Kooperationen mit Unternehmen und solchen mit anderen Forschungseinrichtungen eine
konfligierende oder eher komplementäre Beziehung besteht. In dieser Arbeit wurde eine
Ähnlichkeit zwischen beiden Kooperationsmustern vermutet (vgl. Kapitel 6.2). für die
Richtigkeit dieser Vermutung sprechen deutlich die Ergebnisse der mulitivariaten Ana-
lysen. Im Schätzmodell 5 steigt mit der gemeinsamen Durchführung von FuE-Vorhaben
mit anderen Forschungseinrichtungen auch die Wahrscheinlichkeit einer FuE-Koopera-
tion mit Unternehmen. Allerdings eröffnet dieses Ergebnis einen gewissen Interpre-
tationsspielraum, denn es bleibt zwangsläufig offen, inwieweit sich beide Kooperations-
formen inhaltlich ergänzen bzw. inwieweit sich in der Kooperation mit beiden Sektoren
(Unternehmen, andere Forschungseinrichtungen) vor allem eine allgemeine Koopera-
tionsmentalität der Respondenten ausdrückt.
In den Spalten 3 und 6 werden die bisherigen Schätzmodelle zur Überprüfung der
Lebenszyklus-Hypothese (vgl. Kapitel 4.3.2) um eine Variable für das Alter der be-
fragten Wissenschaftler erweitert. Aufgrund der nun geringeren Fallzahlen (für Baden
liegt diese Variable nicht vor) verlieren die Koeffizienten einiger Netzwerkvariablen ihre
Signifikanz. Das Alter der Respondenten selber hat keinen signifikanten Einfluß auf die
Kooperationswahrscheinlichkeit. Ob Wissenschaftler mit Unternehmen kooperieren
oder nicht, scheint unabhängig davon zu sein, in welchem Altersstadium ihrer Laufbahn
sie sich befinden.
Insgesamt unterscheidet sich der Einfluss der unabhängigen Variablen auf die beiden
abhängigen Variablen "Zusammenarbeit mit Unternehmen" und "FuE-Zusammenarbeit
mit Unternehmen" in allen sechs Schätzansätzen nur geringfügig. Hierbei ist zu berück-
sichtigen, dass sich die beiden abhängigen Variablen stark überschneiden, da ca. 90%
der Forschungseinrichtungen, die mit Unternehmen kooperierten, mit diesen auch FuE-
Zusammenarbeit unterhielten (vgl. Abschnitt 7.1.3).
164
8.3      Zahl der Kooperationsunternehmen
Als nächstes sollen mögliche Erklärungsfaktoren für die Zahl der Unternehmen, zu denen
Kooperationsbeziehungen unterhalten wurden, überprüft werden. Die diesbezügliche
Schätzungen in Tabelle 8.2 berücksichtigen nur noch jene Fälle, die überhaupt mit Un-
ternehmen zusammenarbeiteten, d.h. alle Fälle ohne Kooperationsunternehmen bleiben
unberücksichtigt. Damit kommt ein zweistufiges Schätzverfahren zur Anwendung: In
Abschnitt 8.2 wurde zunächst untersucht, von welchen Faktoren es abhängt, ob über-
haupt mit Unternehmen zusammengearbeitet wurde. In diesem Abschnitt wird sodann
für alle kooperierenden Forschungseinrichtungen analysiert, von welchen Einflußfaktoren
die Anzahl der Kooperationspartner abhängt. Diesem Vorgehen liegt die Überlegung
zugrunde, dass auch Kooperationsentscheidungen zweistufig ablaufen: 14 Zuerst überlegt
eine Forschungseinrichtung, ob überhaupt kooperiert werden soll, als zweites wird eine
Entscheidung bezüglich der Zahl der Kooperationspartner getroffen. Es ist davon auszu-
gehen, dass die erste Entscheidung eher grundlegender Natur ist, während die zweite
Entscheidung eher graduellen Charakter haben und nur zum Teil von denselben Fakto-
ren wie die erste Entscheidung abhängen dürfte.
In Tabelle 8.2 sind die Schätzergebnisse verschiedener Neg-Bin-Regressionsrechnun-
gen aufgeführt. Die Zugehörigkeit zur Gruppe der sonstigen Forschungseinrichtungen hat
nicht nur einen signifikant positiven Einfluß auf die Wahrscheinlichkeit einer Kooperation
mit Unternehmen (vgl. Tabelle 8.1), sondern auch auf die Zahl der Kooperationsunter-
nehmen (Tabelle 8.2, Spalte 1). Hier dürfte sich vor allem die bei den meisten dieser
Einrichtungen gegebene ökonomische Notwendigkeit niederschlagen, große Teile ihres
Budgets über Forschungsaufträge einzuwerben. Außerdem weisen sächsische For-
schungseinrichtungen – bei Berücksichtigung nur einiger Variablen im Schätzansatz –
eine signifikant geringe Zahl von Kooperationsunternehmen auf. Dies dürfte vor allem
auf den Verlust althergebrachter Netzwerkstrukturen infolge der Wende und des daran
anschließenden Transformationsprozesses zurückgehen. Signifikant größere bzw.
kleinere Zahlen an Kooperationsunternehmen zeigen sich in den Bereichen
                                                
14 Dieses zweistufige Verfahren lehnt sich an die Vorgehensweise sog. Zähldaten-Hürdenmodelle
an (vgl. dazu auch Mullahy 1986; Winkelmann/Zimmermann 1995 sowie Fritsch/Lukas 2000).
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Ingenieurwissenschaften und Wirtschaftswissenschaften bzw. Biologie/Chemie/ Medizin
und Mathematik/Physik/Informatik.
In Spalte 2 wird das Schätzmodell um verschiedene Variablen erweitert. Der Einfluß der
Forschungsrichtungen schwächt sich leicht ab, ebenso wie der der Dummy-Variablen
für die Untersuchungsregion Sachsen (nur noch auf dem 5%-Niveau signifikant).
Bemerkenswert ist, dass der positive Einfluß der Dummy-Variable für die sonstigen
Forschungseinrichtungen, wenngleich abgeschwächt, auf hohem Signifikanzniveau
bestehen bleibt. Anders als bei der Kooperationswahrscheinlichkeit (Tabelle 8.1) ver-
schwindet dieser Einfluß nicht durch Einbeziehung einer Größenvariable, denn diese
weist keinen signifikanten Koeffizienten auf.
Einen deutlichen und signifikanten Erklärungsbeitrag zur Zahl der Kooperationsunter-
nehmen leistet die Anzahl der Forschungseinrichtungen, mit denen zusammengear-
beitet wurde. Dies stützt, wie schon die Ergebnisse in Tabelle 8.1, die These von der
Komplementarität der Zusammenarbeit mit diesen beiden Typen von Kooperations-
partnern. Dass die Zahl der Kooperationsunternehmen – bei Abwesenheit eines posi-
tiven Einflusses der Mitarbeiterzahl – mit der Zahl der Kooperations-Forschungsein-
richtungen signifikant ansteigt, spricht dafür, dass die Zahl der Kooperationspartner
weniger eine Frage von Größe ist, sondern vielmehr von einer allgemeinen Aufge-
schlossenheit gegenüber Kooperationsbeziehungen abhängt.15 Außerdem besitzen alle
drei Netzwerk-Variablen einen hochsignifikanten Einfluß auf die Zahl der Kooperations-
partner.
                                                
15 Denkbar ist jedoch auch, dass der positive Zusammenhang in einigen Fällen auch auf das Ant-
wortverhalten der Respondenten zurückgeht. Wer die Anforderungen an eine 'Zusammenarbeit'
relativ gering ansetzt (im Fragebogen wurden dazu keine Vorgaben gemacht), dürfte dies nicht
nur bei einem Typen von Kooperationspartner tun, sondern bei beiden und somit c.p. sowohl
für Kooperationsunternehmen als auch für Kooperations-Forschungseinrichtung höhere An-
zahlen benennen als Respondenten mit hohen eigenen Maßstäben für das Vorliegen einer
'Zusammenarbeit'.
Tabelle 8.2: Anzahl der Kooperationsunternehmen a





























































































































Anzahl Mitarbeiter 1992 0,01
(1,17)




































































































Pseudo-R2 0,07 0,12 0,12 0,15
Fallzahl 321 321 321 233
a = NegBin-Regression; z-Werte in Klammern     b = ohne Baden
** = statistisch signifikant auf dem 1-%-Niveau       * = statistisch signifikant auf dem 5-%-Niveau
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In Spalte 3 ist das Schätzmodell um weitere Variablen ergänzt.16 Die Vermutung,
höhere Reputation führe auch zu einer größeren Zahl an Kooperationsunternehmen,
lässt sich nicht belegen, denn der Einfluß des Anteils an Drittmittel-Mitarbeitern ist
nicht signifikant. Dieses Ergebnis kann jedoch nicht als abschließende Widerlegung
der oben genannten These betrachtet werden, da Drittmittel, wie bereits erwähnt, nur
eine grobe Proxy-Variable für die Qualität und die Reputation einer Forschungs-
einrichtung darstellen.
Hinsichtlich der unternehmerischen Innovationsphasen hat der Koeffizient für die
"Analyse von Rahmenbedingungen" von Innovationsprojekten ein positives Vor-
zeichen. Da die Rahmenbedingungen für viele Innovateure gleich oder ähnlich sein
dürften, können die Forschungseinrichtungen hier möglicherweise Skalenvorteile
realisieren und folglich eine größere Zahl unternehmerischer Innovationsvorhaben
unterstützen. Die im Regelfall wohl mit einer engeren und zeitaufwendigeren Zusam-
menarbeit verbundene "Ideengewinnung und –entwicklung" für Unternehmen hat
keinen signifikanten Einfluß auf die Zahl der Kooperationsunternehmen.
Einen auf 5%-Niveau signifikanten Einfluß hat dagegen die maximale Größe der
Unternehmen, mit denen zusammengearbeitet wurde. Dies ist insofern überraschend,
als angenommen werden könnte, dass mit größeren Unternehmen auch umfang-
reichere Projekte realisiert werden und sich Forschungseinrichtungen aus Kapazitäts-
gründen dann auf eine kleinere Zahl von Kooperationspartnern konzentrieren
müssen.
Im Schätzmodell 4 werden neben den bisherigen Variablen auch die Koopera-
tionsmotive, das Alter der Respondenten sowie der Stellenwert der Grundlagen-
forschung berücksichtigt. Aufgrund einer geringeren Fallzahl 17 verlieren einige
Koeffizienten ihre Signifikanz, allerdings verkehrt sich bei den signifikanten
                                                
16 Die Berücksichtigung dieser Variablen wäre bei der Abschätzung der Kooperations-
wahrscheinlichkeit (vgl. Tabelle 8.1) nicht sinnvoll bzw. nicht möglich gewesen, da sie eine
Kooperation voraussetzen. Um eine Überbesetzung des Modells zu vermeiden wurde von
den Variablen für die Forschungsdisziplinen nur noch die Variable für die Fachrichtung
Mathematik/Physik/ Informatik aufgenommen.
17 In Baden wurden diese Variablen nicht erhoben.
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Koeffizienten kein Vorzeichen ins Gegenteil. Von den Kooperationsmotiven weisen
die "praxisrelevanten Impulse für die Forschung" den stärksten signifikanten (und
positiven) Zusammenhang zur Zahl der Kooperationsunternehmen auf. Wie schon bei
der Kooperationswahrscheinlichkeit (vgl. Tabelle 8.1), geht vom Respondentenalter
kein signifikanter Effekt aus; die Lebenszyklus-Hypothese kann auch hier nicht
bestätigt werden. Des weiteren zeigt sich auch zwischen der Grundlagenorientierung
– gemessen als Anteil der Grundlagenforschung am gesamten Zeitbudget für
Forschung – und der Zahl der Kooperationsunternehmen kein Zusammenhang.
8.4      Regionale Verteilung der Kooperationsunternehmen
Die Bedeutung der räumlichen Nähe zwischen Kooperationspartnern ist eine der
zentralen Untersuchungsfragen dieser Arbeit und nahm bereits in den deskriptiven
Auswertungen in Kapitel 6.1.6 bzw. 6.2.3 einen entsprechenden Stellenwert ein.
Dort zeigte sich, dass kurze räumliche Distanzen – am stärksten in Sachsen und an
Fachhochschulen, weniger stark in Westdeutschland und an sonstigen Forschungs-
einrichtungen – eine wichtige Rolle spielen.
Die Erklärung der Bedeutung der räumlichen Dimension bei Kooperation mit Unter-
nehmen soll im Rahmen der multivariaten Analysen auf zwei geographischen Ebenen
untersucht werden. Zunächst werden Schätzungen dazu, ob Forschungseinrichtungen
überhaupt bzw. ausschließlich mit in der Region ansässigen Unternehmen zusammen-
arbeiten und welcher prozentuale Anteil der Kooperationsunternehmen in der Region
angesiedelt ist, vorgestellt (Abschnitt 8.4.1). Da im Hinblick auf die Wettbewerbs-
fähigkeit des deutschen Innovationssystems insbesondere Kontakte zu ausländischen
Unternehmen bedeutsam sind und von einer schwachen Regionsorientierung nicht
automatisch auf eine starke Kooperationstätigkeit mit dem Ausland geschlossen
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werden kann und umgekehrt, werden in Abschnitt 8.4.2 Schätzungen zur Erklärung
der internationalen Kooperationsaktivitäten vorgestellt.18
8.4.1   Zusammenarbeit auf regionaler Ebene
Werden lediglich die drei Kontrollvariablen Untersuchungsregion, Typ der For-
schungseinrichtung und Forschungsdisziplin in den Schätzansatz einbezogen, dann
spielt hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit, dass überhaupt mit Unternehmen aus der
Region kooperiert wird, der Typ der Forschungseinrichtung keine Rolle (Tabelle 8.3,
Spalte 1). Anders verhält sich die Situation hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit, dass
ausschließlich mit regionalen Unternehmen zusammengearbeitet wird (Spalte 3),
sowie des prozentualen Anteils der in der Region ansässigen Kooperationsunter-
nehmen (Spalte 5).19
Die Universitäten und vor allem die sonstigen Forschungseinrichtungen haben deutlich
kleinere Anteile an regionalen Partnern und konzentrieren sich signifikant seltener auf
ausschließlich regionale Kooperationen. Damit erweisen sich die Fachhochschulen
von allen drei in die Untersuchung einbezogenen Typen von Forschungseinrichtungen
als diejenigen mit der signifikant ausgeprägtesten Fixierung auf die Region. Hinsicht-
lich der Forschungsdisziplinen fällt auf, dass der Bereich Mathematik/Physik/
                                                
18 Neben den Schätzungen zu dem auf die Region bzw. auf das Ausland entfallenden prozen-
tualen Anteil an allen Kooperationsunternehmen wurden auch Rechnungen zu den abso-
luten Zahlen der Kooperationsunternehmen in Region bzw. Ausland durchgeführt. Im
wesentlichen unterscheiden sich die Ergebnisse nicht von denen zu den prozentualen
Anteilen, zum Teil sind sie aber auch stark von der Gesamtzahl der Kooperationspartner
beeinflußt. Daher werden hier die Schätzungen zu den prozentualen Anteilen vorgestellt, da
bei diesen der Größeneffekt (Zahl der Kooperationspartner) eliminiert ist.
19 In die Schätzungen zum prozentualen Anteil der regionalen Kooperationsunternehmen
(Spalten 5 und 6) wurden nur jene Fälle aufgenommen, die mindestens einen regionalen
Partner auswiesen. D.h. Fälle, bei denen die Kooperationsunternehmen ausschließlich aus
der restlichen Bundesrepublik und/oder dem Ausland stammten, bleiben unberücksichtigt
(s.a. Tabelle 7.6). Dadurch sinkt die Zahl der Fälle, zugleich ist die Verteilung der abhängigen
Variablen nicht mehr linkssteil (Eliminierung der großen Zahl von Null-Fällen) und eignet
sich besser für die Verwendung der OLS-Regression. Somit wird auch hier ein Vorgehen
nach Art des Hürdenmodells praktiziert: Zunächst wird die Wahrscheinlichkeit einer (aus-
schließlich) regionalen Kooperation geschätzt (Schätzmodelle 1, 2, 3 und 4), anschließend
wird für die Fälle mit regionaler Kooperation der Anteil der regionalen Kooperationsunter-
nehmen geschätzt (Schätzmodelle 5 und 6).
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Informatik eine deutliche Regionsorientierung erkennen lässt. Signifikante Unter-
schiede zwischen den Untersuchungsregionen (vgl. Abbildung 7.9) sind sich nicht
erkennbar.
In den Modellen 2, 4 und 6 werden die bisherigen Schätzansätze um weitere
Variablen ergänzt. Da in der als Kontrollgruppe dienenden Untersuchungsregion
Baden das als "Region" definierte Areal deutlich größer ist als in Sachsen und
Hannover (vgl. Tabelle 7.5) müsste bei gleich starker Fixierung aller drei Unter-
suchungsregionen auf regionale Kooperationspartner in Sachsen und Hannover der
Anteil der regionalen Kooperationsunternehmen merklich kleiner sein als in Baden.
Tatsächlich fällt der Anteil regionaler Kooperationsunternehmen bei gleichzeitiger
Kontrolle für andere Einflussfaktoren jedoch nur in Sachsen mit einem Beta-
Koeffizienten von -0,15 signifikant geringer aus (Spalte 6). Forschungseinrichtungen
in Hannover haben also bezüglich ihrer Verflechtung mit Unternehmen einen größeren
Schwerpunkt auf der regionalen Ebene als jene in Sachsen und Baden.
Hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit einer Kooperation mit Unternehmen ausschließ-
lich auf regionaler Ebene (Spalte 4) hat sich der Einfluss der Variablen für den Typ
der Forschungseinrichtung durch Berücksichtigung weiterer Variablen aufgelöst.
Offensichtlich verbergen sich hinter den Einrichtungstyp-Dummies vor allem andere
Einfußfaktoren. Geblieben ist deren signifikant negativer Einfluß jedoch bei der
Schätzung des Anteil regionaler Kooperationsunternehmen (Spalte 6), gleichwohl die
Koeffizienten nun kleiner ausfallen als zuvor. Unverändert ist außerdem der positive
Einfluß der Variable für die Forschungsrichtung Mathematik/Physik/Informatik.
Die Zahl der Mitarbeiter eine Forschungseinrichtung spielt keine Rolle hinsichtlich
der Wahrscheinlichkeit regionaler Kooperation(en) bzw. des Anteils der regionalen
Kooperationsunternehmen (Spalte 2 und 6). Dass größere Forschungseinrichtungen
c.p. einen größeren Schwerpunkt auf überregionale Kooperationen haben, läßt sich
folglich nicht sagen. Wohl ist bei größeren Einrichtungen jedoch die Wahrscheinlich-
keit signifikant geringer, dass ausschließlich mit regionalen Unternehmen kooperiert
wird (Schätzmodell 4).
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Bei der Zahl der Kooperationspartner (vgl. Tabelle 8.2) zeigte sich kein Einfluss der
durch den Anteil der Drittmittel-Mitarbeiter repräsentierten Reputation bzw.
Qualität der Forschungseinrichtungen. Dieses Bild verändert sich bei der Erklärung
der räumlichen Dimension (Tabelle 8.3). Forschungseinrichtungen mit hohen Anteilen
an Drittmittel-Mitarbeitern kooperieren signifikant seltener auf der regionalen Ebene
(Spalte 2). Sofern sie dort kooperieren, stammt aus der Region ein signifikant
geringerer Teil der Kooperationsunternehmen als bei Forschungseinrichtungen mit
wenigen Drittmittel-Mitarbeitern (Spalte 6). Diese Ergebnisse bestätigen die in
Kapitel 4.4 aufgestellte Hypothese, dass eine steigende Bedeutung von Drittmitteln
die Anbahnung überregionaler Kooperationen erleichtert bzw. die Opportunitäts-
kosten regionaler Kooperationen (i.S.v. entgangenen besonderen Vorteilen) erhöht
und somit zu einer Verschiebung zugunsten der überregionalen Ebene führt.
Um festzustellen, ob Kooperationen auf anderen Ebenen eine regionale Zusam-
menarbeit befördern oder behindern, wurden in das Schätzmodell 2 Dummy-
Variablen für Kooperationen mit Unternehmen aus dem restlichen Bundesgebiet
sowie dem Ausland aufgenommen.20 Anders als das Vorliegen einer Zusammen-
arbeit mit ausländischen Unternehmen, haben überregionale Kooperationen einen
signifikant negativen Einfluß. Offensichtlich existiert ein trade-off nur zwischen
regionaler und überregionaler Zusammenarbeit, während die Kooperation mit
ausländischen Unter-nehmen weitgehend unabhängig davon ist, ob mit regionalen
Unternehmen kooperiert wird oder nicht.
                                                
20 In das Schätzmodell 5 ließen sich diese Variablen aus methodischen Gründen nicht aufneh-
men, da sich dadurch die abhängige Variable vollständig erklären ließe (Fall vollständiger
Determination, sog. "Dummy-Falle"). Das Gleiche trifft auf Schätzmodell 6 bei Hinzunahme
der Variablen zum Anteil der Kooperationsunternehmen in Ausland und restlicher Bundes-
republik zu. Hingegen ließe sich Schätzmodell 6 um die in Modell 4 enthaltenen Dummy-
Variablen ergänzen, die lediglich erfassen, ob sich überhaupt im Ausland oder restlichem
Bundesgebiet Kooperationspartner befanden. Dies führt allerdings nicht zu aussagekräfti-
gen Ergebnissen: Das R2 steigt dadurch auf Werte von über 0,5 an. Das Ergebnis, dass sich
überregionale Kooperationen stärker (negativ) auf den Anteil regionaler Kooperations-
unternehmen auswirken als Kooperationen mit dem Ausland, ist vergleichsweise trivial, da
in der restlichen Bundesrepublik insgesamt ein höherer Anteil an Kooperationspartnern
lokalisiert ist.

































































































































































































































lockerer Kontakt zu Informationszwecken 0,42**
(2,70)
organisierter Erfahrungsaustausch - 0,36*
(2,25)
Durchführung von Tests/Messserien - 0,18**
(3,68)





































Pseudo-R2 0,08 0,38 0,06 0,28 0,12 c 0,37 c
Fallzahl 413 413 413 413 333 333
a = Probit-Schätzung; t-Werte in Klammern     b = OLS-Regression; Koeffizienten sind standardisierte Beta-Koeffizienten; t-Werte in Klammern
c = R2 adj
** = statistisch signifikant auf dem 1-%-Niveau       * = statistisch signifikant auf dem 5-%-Niveau 174
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Die Anzahl der Kooperationsunternehmen dient in gewisser Hinsicht als Kontroll-
variable. Mit steigender Zahl an Kooperationspartnern dürfte die Wahrscheinlichkeit
ansteigen, dass zumindest einer der Partner aus der Region stammt, bzw. die Wahr-
scheinlichkeit sinken, dass alle Partner aus der Region stammen. Erwartungsgemäß
sind die Koeffizienten dieser Variablen in den Schätzmodellen 2 und 4 signifikant
positiv bzw. negativ. Bemerkenswert ist, dass diese der prozentuale Anteil der
regionalen Kooperationsunternehmen mit der Zahl der gesamten Kooperationsunter-
nehmen sinkt. Es hat den Anschein, dass für Forschungseinrichtungen mit großen
Kooperationsnetzwerken die Region zunehmend an Attraktivität verliert; möglicher-
weise, weil das Potential regionaler Kooperationen bereits ausgeschöpft ist.
Wie schon in den Schätzungen zur Wahrscheinlichkeit einer Zusammenarbeit mit
Unternehmen (Tabelle 8.1) und zur Zahl der Kooperationsunternehmen (Tabelle
8.2), zeigt sich auch bei der Analyse der räumlichen Dimension eine Parallele
zwischen der Zusammenarbeit mit Unternehmen und der mit anderen Forschungs-
einrichtungen: Wer Kooperationen mit Forschungseinrichtungen aus der Region
unterhält, arbeitet auch mit größerer Wahrscheinlichkeit (ausschließlich) mit
regionalen Unternehmen zusammen (Spalten 2 und 4). Außerdem stehen hohe
Anteile regionaler Kooperations-Forschungseinrichtungen in einem signifikant
positiven Zusammenhang mit hohen Anteilen regionaler Kooperationsunternehmen
(Spalte 6).
Obwohl Kontakte zu Unternehmen dem Zustandekommen einer Zusammenarbeit
(vgl. Tabelle 8.1) und der Zahl der Kooperationsunternehmen (vgl. Tabelle 8.2)
förderlich waren, wirken sich Kontakte aus einer Berufstätigkeit in regionalen
Unternehmen in keinerlei Hinsicht statistisch signifikant auf die regionale Dimension
der Kooperation aus (Spalten 2, 4 und 6). Dies könnte unter anderem daran liegen,
dass durch die räumliche Mobilität von an die Hochschule gewechselten Wissen-
schaftlern Kontakte zu ehemaligen Unternehmenskollegen vielfach nicht in der Region
liegen, in der die Forschungseinrichtung ansässig ist. Von den Variablen für die Form
der Zusammenarbeit mit Unternehmen haben nur einige einen signifikanten Einfluss,
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allerdings zeigen sich keine systematischen Muster zwischen den Schätzungen für die
verschiedenen abhängigen Variablen.21
Ein sehr deutlicher Zusammenhang zeigt sich zwischen der Regionsfixierung einer
Forschungseinrichtung und der Größe der Kooperationsunternehmen. Je stärker
mit kleinen Unternehmen kooperiert wird, um so größer ist die Wahrscheinlichkeit
einer regionalen Kooperation (Spalte 2).22 Umgekehrt wird eine Zusammenarbeit mit
ausschließlich regionalen Unternehmen um so weniger wahrscheinlich, je intensiver
die Zusammenarbeit mit größeren bzw. Großunternehmen ist (Spalte 4). Außerdem
sinkt der Anteil regionaler Kooperationsunternehmen signifikant mit der maximalen
Größe der Kooperationsunternehmen (Schätzmodell 6).
Hier drücken sich vermutlich zwei Effekte aus: Erstens dürfte die Zusammenarbeit mit
größeren Unternehmen mit besonderen Vorteilen verbunden  sein und somit auch die
Überwindung größerer Distanzen rechtfertigen. Zweitens ist zu bedenken, dass
Großunternehmen nur einen geringen Teil des gesamten Unternehmensbestandes
ausmachen (vgl. Abbildung 6.7) und damit in einer Region in der Regel nur eine
beschränkte Anzahl größerer Unternehmen vorhanden ist (Ausnahmen sind stark
großbetrieblich geprägte Regionen). Eine Ausweitung der Zusammenarbeit mit
solchen Unternehmen erfordert dann zwangsweise eine zunehmend überregionale
Orientierung.
                                                
21 In die Schätzungen der Tabelle 8.3 wurden aus Gründen der Übersichtlichkeit nur jene Vari-
ablen mit signifikanten Koeffizienten aufgenommen (in Modell 5 war keine Variable signifi-
kant). Dies führt zu keiner Verzerrung der sonstigen Ergebnisse, denn die Koeffizienten für
die übrigen Variablen fallen in Schätzungen mit allen zehn Zusammenarbeitsform-Variablen
lediglich sehr geringfügig anders aus.
22 Dass alle vier Variablen zur Unternehmensgröße signifikant positive Koeffizienten aufwei-
sen, mag insofern nicht überraschen, als alle vier Variablen eine 3-er-Skalierung haben
("keine Zusammenarbeit", "gelegentliche Zusammenarbeit", "sehr häufige Zusammen-
arbeit") und sich hier ein Größeneffekt verbergen könnte (bei hoher Zahl von Kooperations-
unternehmen steigt in allen vier Größenklassen die Zusammenarbeitshäufigkeit an und die
Wahrscheinlichkeit einer regionalen Kooperation). Der Größeneffekt wird jedoch schon
explizit über die Variable zur Anzahl der Kooperationsunternehmen erfasst. Das entschei-
dende Ergebnis ist hier, dass die Koeffizienten für kleinere Kooperationsunternehmen
größer und signifikanter sind als die für größere Unternehmen. Eine Überspezifizierung des
Modells (sog. "Dummy-Falle") liegt nicht vor, da die Antworten zu den vier Variablen
voneinander unabhängig sind (vgl. Frage C7 im Fragebogen).
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In Tabelle 8.4 werden die bisherigen Schätzansätze um weitere Variablen ergänzt.23
Bezüglich der schon vorher getesteten Variablen ergeben sich keine gravierenden
Änderungen. Die Kooperationsmotive haben keinen ausgeprägten Einfluss auf die
Bedeutung der räumlichen Dimension. Lediglich die Forschungseinrichtungen, für die
die Ermöglichung kostenintensiver Forschungsvorhaben von großer Bedeutung war,
weisen mit größerer Wahrscheinlichkeit regionale Kooperationen auf (Spalte 1).
Die Variable für das Alter der Respondenten hat in allen drei Schätzansätzen zur
regionalen Dimension der Kooperationen keinen signifikanten Einfluß. Die Hypo-
these, dass jüngere Wissenschaftler aus Zeit- bzw. Karrieregründen eine größere
Präferenz für regionale Kooperationen besitzen, kann auch durch die hier vor-
liegenden Ergebnisse nicht bestätigt werden.24
Das Ausmaß der Grundlagenforschung steht in einem signifikant negativen Zu-
sammenhang zum Anteil der regionalen Kooperationsunternehmen (Spalte 3).
Forschungseinrichtungen, die einen großen Teil ihrer Forschungszeit auf Grund-
lagenforschung verwenden, konzentrieren sich stärker auf regionale Kooperations-
beziehungen. Dies steht im Widerspruch zu den Ergebnissen von Mansfield (1995)
sowie Mansfield und Lee (1996), in deren Sample sich Kooperationen mit Grund-
lagenforschungsorientierung stärker auf der überregionalen Ebene abspielten.25
                                                
23 Die Fallzahlen sind geringer als in Tabelle 8.3, da die hinzu genommenen Variablen in Baden
nicht erhoben wurden. Aus Platzgründen sind hier nur Schätzungen ohne die Variablen für
die Forschungsdisziplinen und die Formen der Zusammenarbeit aufgelistet. Rechnungen,
die diese Variablen einschließen, kommen jedoch nicht zu grundlegend anderen Ergebnissen
als jenen in Tabelle 8.4.
24 Es kann allerdings nicht ausgeschlossen werden, dass jüngere Wissenschaftler doch eine
größere Präferenz für regionale Kooperationen besitzen, dies aber aufgrund eines gegen-
läufigen Effekts nicht aus den Ergebnissen hervorgeht. Da ältere Wissenschaftler in der
Regel bereits längere Zeit an einem Standort ansässig sind, ist durchaus denkbar, dass sie
dadurch auch intensiver regionale, kooperationsstiftende Netzwerksturkturen eingebunden
sind und somit ebenfalls, aber aus ganz anderen Gründen regionalen Kooperationen den
Vorzug geben.
25 Zu bedenken ist jedoch, dass in der hier ausgewerteten Befragung nicht nach dem Grund-
lagenforschungsgehalt  einzelner Kooperationen gefragt wurde, sondern nach dem Anteil
der Grundlagenforschung am Gesamt-Zeitbudget einer Forschungseinrichtung.





































































































Maximale Größe der Kooperationsunternehmen - 0,40**
(7,00)
Gründe der Kooperation:



















































Pseudo R2 0,31 0,31 0,37 c
Fallzahl 311 311 245
a = Probit-Schätzung; t-Werte in Klammern     b = OLS-Regression; Koeffizienten sind standardisierte Beta-Koeffizienten; t-Werte in Klammern
c = R2 adj
** = statistisch signifikant auf dem 1-%-Niveau       * = statistisch signifikant auf dem 5-%-Niveau
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8.4.2 Zusammenarbeit auf internationaler Ebene
Tabelle 8.5 enthält verschiedene Schätzmodelle zur Wahrscheinlichkeit einer inter-
nationalen Zusammenarbeit mit Unternehmen sowie zum Anteil der ausländischen
Kooperationsunternehmen.26 Werden lediglich die drei Kontrollvariablen berück-
sichtigt, so zeigt sich in Sachsen eine signifikant geringere Vernetzung mit dem
Ausland: Sowohl die Wahrscheinlichkeit einer Auslandskooperation (Spalte 1) als
auch der Anteil ausländischer Kooperationsunternehmen (Spalte 4) sind hier kleiner
als in den beiden anderen Untersuchungsregionen.27 Die Universitäten und vor allem
die sonstigen Forschungseinrichtungen weisen häufiger als die Fachhochschulen eine
Auslandskooperation auf (Spalte 1). Sofern mit dem Ausland zusammengearbeitet
wird, ist der Anteil ausländischer Partner hier aber nicht signifikant größer als an den
Fachhochschulen (Spalte 4). Auffallend ist, dass im Bereich Biologie/Chemie/Medi-
zin ein deutlich größerer Anteil der Kooperationsunternehmen im Ausland angesiedelt
ist als in den anderen Disziplinen.
Der negative Effekt für einen Standort in Sachsen löst sich allerdings zum Teil auf,
sobald weitere unabhängige Variablen in die Schätzungen einbezogen werden (Spal-
ten 2, 3, 5 und 6). Eine große Mitarbeiterzahl steht in einem signifikant positiv
Zusammenhang zur Wahrscheinlichkeit einer Auslandsarbeit (Spalten 2 und 3), nicht
jedoch der als Qualitätssignal interpretierte Anteil der aus Drittmitteln finanzierten
Mitarbeiter. Erwartungsgemäß steigt mit der Anzahl der Kooperationsunter-
nehmen auch die Wahrscheinlichkeit einer Zusammenarbeit mit ausländischen
Unternehmen (Spalten 2 und 3).
                                                
26 Anders als in Tabelle 8.3 wurden keine Schätzungen zur Wahrscheinlichkeit einer Zusam-
menarbeit ausschließlich mit ausländischen Unternehmen durchgeführt, da das gesamte
Sample nur sieben Fälle enthält, bei denen die Kooperationsunternehmen ausschließlich aus
dem Ausland stammten.
27 Die geringe Zahl von 155 Fällen in den Schätzungen zum Anteil der ausländischen Koopera-
tionsunternehmen erklärt sich daraus, dass hier – analog zum Vorgehen bei der Zusammen-
arbeit mit regionalen Unternehmen – nur jene Fälle verwendet werden, die mindestens ein
Kooperationsunternehmen im Ausland ausgewiesen haben.
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Wie schon bei den vorangegangenen multivariaten Analysen zeigen sich gewisse
Parallelen zwischen der Zusammenarbeit mit Unternehmen und der mit anderen
Forschungseinrichtungen: Das Vorhandensein einer Kooperation mit einer oder
mehreren ausländischen Forschungseinrichtungen erhöht signifikant die Wahrschein-
lichkeit einer Zusammenarbeit mit Unternehmen im Ausland (Spalten 2 und 3). Dies
spricht einmal mehr für die Vermutung, dass das Kooperationsverhalten auch von
einer 'Kooperationsmentalität' abhängt und nicht nur von harten Fakten wie der
Größe einer Forschungseinrichtung.
Zur Auslandskooperation neigen außerdem solche Forschungseinrichtungen eher, bei
denen die Respondenten angaben, noch Kontakte aus einer Berufstätigkeit im
Ausland zu unterhalten (Spalten 2 und 3). Dies ein weiteres Indiz für die Bedeutung
der Einbindung in informelle Netzwerkstrukturen. Außerdem kooperieren solche
Forschungseinrichtungen häufiger mit ausländischen Unternehmen, die insgesamt
intensiv mit größeren Unternehmen zusammenarbeiten (Spalten 2 und 3).
Der Anteil der ausländischen Kooperationspartner läßt sich durch die in der vor-
liegenden Befragung erhobenen Variablen kaum erklären (Spalten 5 und 6), sondern
scheint wesentlich von anderen Faktoren abzuhängen. Insgesamt zeigen sich nur
wenige signifikante Schätzkoeffizienten: Der positive Einfluß der Dummy-Variable für
den Bereich Biologie/Chemie/Medizin bleibt zum Teil bestehen (Spalte 5). Des
weiteren weisen solche Forschungseinrichtungen einen signifikant höheren Anteil an
Auslandspartnern auf, die bei Unternehmen ausschließlich die Realisierung von
Produktinnovationen unterstützen, wozu ein geringerer Reiseaufwand nötig sein
dürfte (Spalte 5).
Je größer der Anteil der ausländischen Kooperationsunternehmen, um so geringere
Bedeutung kommt bei den Kooperationsmotiven der Ermöglichung kostenintensiver
Forschungsvorhaben zu. Wer vor allem 'Kostenteiler' sucht, scheint sich dafür allein
nicht der Mühe einer grenzüberschreitenden Kooperation zu unterziehen. Verwun-
derlich ist, dass der Erhalt praxisrelevanter Impulse für die Forschungsarbeit keine
(positive) Rolle bei der Auslandszusammenarbeit zu spielen scheint. Gerade von







































































































































































































































































































Pseudo R2 0,11 0,30 0,31 0,26 d 0,28 d 0,27 d
Fallzahl 414 414 306 155 155 105
a = Probit-Schätzung; t-Werte in Klammern     b = OLS-Regression; Koeffizienten sind standardisierte Beta-Koeffizienten; t-Werte in Klammern
c = ohne Baden        d = R2 adj
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diesem Motiv war zu erwarten, dass es für die mit besonderem Aufwand verbundene
Auslandskooperation von größerer Bedeutung ist.
Wie bei der Bedeutung der räumlichen Nähe, spielt das Alter der Respondenten
auch hinsichtlich der internationalen Dimension der Zusammenarbeit mit Unternehmen
offensichtlich keine Rolle (Spalten 3 und 6). Das gleiche gilt für den Umfang der von
der Forschungseinrichtung betriebenen Grundlagenforschung (Spalten 3 und 6).
8.5 Ausmaß der (Grundlagen-)Forschung
Von politischer Seite wird zunehmend gefordert, Forschungseinrichtungen sollten
durch erhöhte Anwendungsorientierung Unternehmen noch stärker bei ihren Inno-
vationsaktivitäten unterstützen. Andererseits ist jedoch zu berücksichtigen, dass die
Grundlagenforschung neben der Lehre die wesentliche Rechtfertigungsgrundlage der
öffentlichen Finanzierung der Forschungseinrichtungen darstellt (vgl. Kapitel 3.3.1).
In Kapitel 7.4 wurde bereits deskriptiv gezeigt, welchen Stellenwert die Grundlagen-
forschung an den verschiedenen Typen von Forschungseinrichtungen genießt. In den
folgenden multivariaten Analysen wird analysiert, wie sehr sich Kooperationen auf
das Forschungsprofil der Forschungseinrichtungen auswirken. Dazu werden zwei
abhängige Variablen untersucht: Zum einen der Anteil der Grundlagen- und Anwen-
dungsforschung am gesamten Zeitbudget der Forschungseinrichtung, zum anderen
der Anteil nur der Grundlagenforschung am Zeitbudget für Forschung (Grundlagen-
und Anwendungsforschung).28
Wie zu erwarten war, haben die Dummy-Varbiablen für die sonstigen und die uni-
versitären Forschungseinrichtungen einen signifikant positiven Einfluß auf den Umfang
der Forschungsaktivitäten, das heißt an den Fachhochschulen wird signifikant
                                                
28 Die Auswertungen beziehen sich nur auf Hannover und Sachsen, da in Baden Angaben zur
Verteilung des Zeitbudgets nicht erhoben wurden. In den Spalten 1, 2, 4 und 5 der Tabelle
8.6 werden nicht nur mit Unternehmen kooperierende Forschungseinrichtungen berück-
sichtigt, sondern grundsätzlich alle Fälle des Samples.
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weniger geforscht als an den anderen Forschungseinrichtungen (Tabelle 8.6, Spalte
1). Bezüglich des Anteils der Grundlagenforschung an der Forschung insgesamt
zeichnen sich nur die Universitäten durch hohe Gewichtung der Grundlagenforschung
aus, während die sonstigen Forschungseinrichtungen von ihrem Forschungszeitbudget
keinen signifikant größeren Anteil der Grundlagenforschung widmen als die Fach-
hochschulen (Spalte 4). In den Ingenieurwissenschaften wird ein größerer Teil der
Zeit auf die Forschung verwendet (Spalten 1 und 2), während in den Bereichen
Biologie/Chemie/Medizin und Mathematik/ Physik/Informatik innerhalb der For-
schung die Grundlagenforschung einen großen Stellenwert einnimmt (Spalten 4 und
5). Die Untersuchungsregion spielt für die Aufteilung des Zeitbudgets keine Rolle.
Das Kooperationsverhalten steht in einem statistisch signifikanten Zusammenhang
zum Forschungsprofil. Forschungseinrichtungen, die mit anderen Forschungsein-
richtungen zusammenarbeiten, betreiben mehr Forschung insgesamt (Spalte 2) und
legen dabei außerdem ein größeres Gewicht auf die Grundlagenforschung (Spalte 5).
Umgekehrt sinkt mit der Zusammenarbeit mit Unternehmen der Anteil der Grund-
lagenforschung an der gesamten Forschung signifikant (Spalte 5). Offensichtlich geht
die politisch geforderte Zusammenarbeit mit privaten Unternehmen deutlich zu Lasten
des Stellenwerts der Grundlagenforschung.
Die Zahl der Mitarbeiter einer Forschungseinrichtung steht in keinem signifkanten
Zusammenhang zur Bedeutung der (Grundlagen-)Forschung. Dass hingegen For-
schungseinrichtungen mit hohen Anteilen an drittmittelfinanzierten Mitarbeitern mehr
Forschung betreiben (Spalten 2 und 3), war zu erwarten, denn Drittmittel-Mitarbeiter
sind selten in die Lehre involviert und können sich dementsprechend stärker For-
schungsaktivitäten widmen. Bemerkenswert ist jedoch, dass zwischen Drittmittel-
Mitarbeitern und Anteil der Grundlagenforschung an der Forschung insgesamt kein
Zusammenhang besteht. Drittmittelprojekte scheinen demnach keine eindeutige
Grundlagen- bzw. Anwendungsorientierung zu besitzen.
Die Variable für das Alter bzw. die Berufserfahrung der Respondenten erweist sich
einmal mehr als insignifikant. Mit zunehmendem Alter ging weder der Zeitaufwand für
186
Forschung noch der Stellenwert der Grundlagenforschung innerhalb der Forschung
zurück.29
Für die Forschungseinrichtungen, die mit Unternehmen zusammenarbeiteten, wurde
in den Schätzansätzen der Spalten 3 und 6 auch der Einfluß der Kooperationsmotive
untersucht. Zwischen Motiven und Stellenwert der Grundlagenforschung zeigt sich
kein statistischer Zusammenhang (Spalte 6). Unterschiede zeigen sich allerdings
bezüglich des Zeitaufwandes für Forschung allgemein (Spalte 5): Respondenten, für
die praxisrelevante Impulse für die eigene Forschung oder der Erhalt von Förder-
mitteln durch Kooperationen eine große Rolle spielen, verwenden größere Anteile
ihrer Zeit auf Forschung. Wer jedoch eher die Abhängigkeit von öffentlichen Auf-
traggebern mindern oder Kapazitäten von Unternehmen nutzen will, räumt der
Forschung einen geringeren, zeitlichen Stellenwert ein.
                                                
29 Da sich die Angaben zur Aufteilung des Zeitbudgets nicht auf den Respondenten allein,
sondern auf alle zur Befragungseinheit gehörenden wissenschaftlichen Mitarbeiter be-
ziehen, kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass ältere Wissenschaftler bestimmte
Tätigkeiten zunehmend an Mitarbeiter delegieren. Solche altersspezifischen Muster der
Aufgabenverteilung hätten sich nur identifizieren lassen, wenn für jeden Mitarbeiter separat
die Aufteilung des Zeitbudgets erfaßt worden wäre.


























































































































































































































































R2 adj 0,26 0,41 0,30 0,33 0,39 0,30
Fallzahl 397 397 306 397 397 306
a = OLS-Regression; Koeffizienten sind standardisierte Beta-Koeffizienten; t-Werte in Klammern; ohne Baden
b = nur Fälle, die mit Unternehmen kooperierten
** = statistisch signifikant auf dem 1-%-Niveau       * = statistisch signifikant auf dem 5-%-Niveau
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8.6 Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse der multivariaten
Analysen
In Tabelle 8.7 sind noch einmal die Ergebnisse der multivariaten Analysen zu den
Koeffizienten der wichtigsten Variablen zusammengefaßt. Auch bei Berücksichtigung
zahlreicher Variablen bleiben die Kontrollvariablen zum Teil signifikant. Forschungs-
einrichtungen in Sachsen zeichnen sich durch andere Kooperationsmuster, insbe-
sondere hinsichtlich der Zahl und Lokalisierung der Kooperationsunternehmen aus.
Ähnliches gilt für die sonstigen Forschungseinrichtungen (unabhängig von der
Untersuchungsregion).
Die Größe der Forschungseinrichtungen (Zahl der Mitarbeiter) wirkt sich positiv
auf die Wahrscheinlichkeit einer Zusammenarbeit mit Unternehmen (im Ausland) aus.
Auf die Zahl der Kooperationsunternehmen besitzt sie erstaunlicherweise keinen
Einfluss. Ein deutlicher Einfluss geht von der Größe der Kooperationsunternehmen
aus: Mit der Unternehmensgröße steigt die Zahl der Kooperationsunternehmen und
zum Teil auch die Wahrscheinlichkeit einer Zusammenarbeit mit dem Ausland bzw.
der Anteil ausländischer Kooperationsunternehmen. Ganz eindeutig verliert die
Region an Bedeutung, wenn sehr stark mit größeren Unternehmen zusammenge-
arbeitet wird.
Sehr deutlich ist außerdem der statistische Zusammenhang zwischen der Einbindung
in Netzwerke und dem Kooperationsverhalten. Sowohl die (internationale) Zusam-
menarbeit als auch die Zahl der Kooperationsunternehmen werden positiv von vor-
maligen Berufstätigkeiten in (ausländischen) Unternehmen und Kontakten zu Trans-
fereinrichtungen bzw. Verbänden beeinflusst.
Zur Einbindung in Netzwerke zählt im weiteren Sinne auch die Zusammenarbeit mit
anderen Forschungseinrichtungen. Hier zeigen sich mit die deutlichsten Ergeb-
nisse. Diese sprechen sehr stark für eine große Bedeutung einer Art 'Koopera-
tionsmentalität': Wer mit einer großen Zahl anderer Forschungseinrichtungen bzw.
vor allem mit regionalen Forschungseinrichtungen bzw. stark mit ausländischen
Forschungseinrichtungen kooperiert, verhält sich mit hoher Wahrscheinlichkeit sehr
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ähnlich bezüglich der Zusammenarbeit mit Unternehmen. Außerdem geht die
Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen mit einer größeren Ge-
wichtung der (Grundlagen-)Forschung einher.
Auch aus der Zusammenarbeit mit Unternehmen lassen sich gewisse Rück-
schlüsse ziehen. Forschungseinrichtungen mit vielen Kooperationspartnern aus der
Industrie haben eher auch ein Kooperationsunternehmen in der Region; insgesamt
befindet sich in der Region aber ein geringer Anteil der gesamten Kooperations-
unternehmen. Außerdem betreiben mit Unternehmen kooperierende Forschungs-
einrichtungen signifikant weniger Grundlagenforschung.
In keiner einzigen mulitvariaten Analyse war die Variable zur Berufserfahrung bzw.
zum Lebensalter der Respondenten signifikant. Die Lebenszyklus-Hypothese kann
in dieser Untersuchung demnach nicht bestätigt werden, auch wenn andere Studien
zu anderen Aspekten des Verhaltens von Wissenschaftlern zu derartigen Ergebnissen
kommen. Zumindest die Kooperation mit Unternehmen scheint wesentlich stärker
von anderen Faktoren als vom Alter der Wissenschaftler in Forschungseinrichtungen
abzuhängen.
Dass die Qualität der an Forschungseinrichtungen durchgeführten Arbeiten für das
Kooperationsverhalten nicht irrelevant ist, legen die Ergebnisse zum Anteil der
durch Drittmittel finanzierten Mitarbeiter nahe. Forschungseinrichtungen mit
vielen Drittmittel-Mitarbeitern kooperieren seltener mit in der Region ansässigen
Unternehmen und betreiben außerdem insgesamt mehr Forschung. Ferner befinden
sich bei Forschungseinrichtungen, bei denen die Grundlagenforschung einen hohen
Stellenwert genießt, größere Anteile der Kooperationsunternehmen in der Region.
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9.1 Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse
Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, in welchem Ausmaß öffentliche For-
schungseinrichtungen (Universitäten, Fachhochschulen und sonstige Forschungs-
einrichtungen) mit innovierenden privaten Unternehmen zusammenarbeiten und
welche Bedeutung dabei unter anderem der räumlichen Nähe zwischen beiden
Akteuren, verschiedenen Kooperationsformen, persönlichen Kontakten sowie der
Einbindung in Netzwerkstrukturen zukommt. Diesem Themenkomplex wird sowohl
seitens der Wirtschafts- und Wissenschaftspolitik als auch seitens der industrie-
ökonomischen Forschung zunehmend Beachtung geschenkt, gleichwohl viele Teil-
aspekte noch als relativ 'unerforscht' gelten müssen.
Diese Arbeit versucht insbesondere insofern eine Forschungslücke zu schließen, als
sie die innovationsorientierte Arbeitsteilung zwischen Forschungseinrichtungen und
Unternehmen nicht nur detailliert untersucht, sondern sie außerdem aus Sicht der
Forschungseinrichtungen beleuchtet. Die Mehrzahl der wenigen bisher zu dieser
Thematik vorliegenden Untersuchungen analysiert innovationsgerichtete Koopera-
tionen nämlich aus der Perspektive der Unternehmen.
Im Anschluß an das einleitende Kapitel 1 folgt der theoretisch-methodische Teil
dieser Arbeit. In Kapitel 2 wird die Bedeutung öffentlicher Forschungseinrichtungen
für den unternehmerischen Innovationsprozess heraus gearbeitet. Als Kontrast zu
dem in der Innovationsökonomik immer noch häufig verwendeten 'linearen Innova-
tionsmodell', dem eigentlich eine eher didaktische Funktion zukommt, wird das Chain
Linked-Model (CLM) des Innovationsprozesses von Kline und Rosenberg (1986)
vorgestellt, das der Komplexität realer Innovationsvorhaben deutlich besser gerecht
als das lineare Modell. Warum Innovationsprozesse in aller Regel nicht linear
verlaufen, läßt sich mit zwei Arten der Unsicherheit erklären: der technologischen
Unsicherheit sowie der marktlichen Unsicherheit, die aus Lancasters Konzept der
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'Güter als Eigenschaftsbündel' abgeleitet werden kann. Im zweiten Teil des Kapitels
wird gezeigt, wie als Folge der Kumulativität und Nicht-Rivalität im Konsum von
Wissen Innovationsprozesse zunehmend arbeitsteilig organisiert sind und sich
bestimmte Akteure auf die Bereitstellung von breit anwendbarem, innovations-
relevantem Wissen spezialisieren. Das CLM trägt dieser Entwicklung Rechnung,
indem es die drei Funktionen der Forschung (Generierung, Speicherung und Transfer
von Wissen) explizit berücksichtigt.
Warum die auf Wissensbereitstellung spezialisierten Akteure selbst in grundsätzlich
marktwirtschaftlich verfaßten Volkswirtschaften allenfalls in Ausnahmefällen kom-
merzielle FuE-Unternehmen sind, wird in Kapitel 3 dargelegt. Vor allem die infolge
von Informationsasymmetrien zwischen Anbietern und Nachfragern von Wissen stark
eingeschränkte Möglichkeit, andere von der unbefugten Wissensnutzung auszu-
schließen sowie Probleme bei der Vertragsgestaltung sind ausschlaggebend dafür,
dass es ohne geeignete staatliche Intervention allenfalls in Ansätzen zur (marktlichen)
Bereitstellung von Wissen kommt. Mit dem Patentwesen sowie der öffentlichen
Finanzierung von Forschungseinrichtungen in Verbindung mit dem wissenschaftlichen
Publikations- und Beförderungssystem haben sich jedoch Anreizmechanismen
entwickelt, die die Generierung und Kodifizierung unterschiedlicher Arten von
Wissen befördern. Abschließend wird dargelegt, warum trotz Kodifizierung großer
Teile des existierenden Wissens und trotz erheblicher Fortschritte in der IuK-
Technologie räumliche Nähe für innoationsorientierte Kooperationen immer noch
eine große Rolle spielt.
Kapitel 4 fokussiert sich auf den Wissenstransferkanal der direkten FuE-Zusam-
menarbeit zwischen Forschungseinrichtungen und innovierenden Unternehmen sowie
die damit verbundenen Vor- und Nachteile. Auf Seiten der innovierenden Unter-
nehmen zählen zu den Vorteilen insbesondere die schnelle und flexible Überwindung
von FuE-Kapazitätsengpässen, die staatliche Subventionierung von Forschungsein-
richtungen sowie der Umstand, dass Forschungseinrichtungen besonders sorgfältig
die aktuellen Entwicklungen in Forschung und Wissenschaft verfolgen (sog. Anten-
nenfunktion). Aus Sicht der Forschungseinrichtungen sprechen für Unternehmens-
kooperationen nicht nur materielle Motive (Einkommenssteigerung, größere
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Forschungsbudgets etc.), sondern auch qualitative Aspekte (z.B. wichtige Impulse
aus der 'Praxis' für die eigene Forschungsarbeit). Zu den Nachteilen zählen vor allem
die Gefahr von ungewolltem Wissensabfluß sowie die eingeschränkten Publikations-
möglichkeiten, die gerade für junge Wissenschaftler problematisch sind. Als Ab-
schluß des theoretischen Teils der Arbeit wird ein aus den vorangegangenen Über-
legungen abgeleitetes Set von Hypothesen und Untersuchungsfragen aufgestellt, das
im empirischen Teil einer Überprüfung unterzogen wird.
Kapitel 5 richtet seinen Fokus auf methodische Aspekte und gibt dabei zugleich
einen Überblick über den Stand der empirischen Forschung zu Wissensflüssen
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen. Es werden die wesentlichen
Ergebnisse zahlreicher Studien vorgestellt, die an verschiedenen Schnittstellen
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen (Patenten, Publikationen,
Unternehmensgründungen, FuE-Kooperationen, Beratung von Unternehmen, Aus-
und Weiterbildung) ansetzen und die Vor- und Nachteile der Methoden zur Unter-
suchung dieser Wissenstransferkanäle erläutert.
Dabei zeigt sich, dass forschungsökonomische Überlegungen eine große Rolle
spielen. Bevorzugt werden in der empirischen Forschung bereits vorhandene,
ursprünglich zu anderen Zwecken erhobene Daten genutzt (z.B. Patent- oder
Publikationsdaten). Nicht zuletzt aufgrund von Datenproblemen sind jedoch viele
Studien in diesem vergleichsweise jungen Forschungsfeld vorwiegend oder
ausschließlich deskriptiver Natur. Erst in jüngster Zeit wurde durch gesonderte
Innovationserhebungen wie das Mannheimer Innovationspanel (MIP) eine bessere
Datengrundlage geschaffen. Außerdem müssen sich empirische Untersuchungen in
der Regel auf eine Untersuchungsmethode beschränken, weswegen sich auch immer
nur ein Teil der Transferkanäle zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen
erfassen läßt. Das Ziel einer allumfassenden Analyse würde also einen überhöhten
Anspruch darstellen.
Kapitel 6 leitet den empirischen Teil der Arbeit ein und beschreibt das Design der
Untersuchung sowie die Grundstruktur des Samples. In den drei Untersuchungs-
regionen Baden, Hannover-Braunschweig-Göttingen und Sachsen wurden an
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ausgewählte Universitäts- bzw. Fachhochschulprofessoren und an außeruniversitäre
Forschungseinrichtungen aus innovationsrelevanten Forschungsdisziplinen insgesamt
knapp 2.600 Fragebögen verschickt. Der Rücklauf von 40% liegt deutlich über den
Rücklaufquoten, die bei Unternehmensbefragungen üblicherweise erzielt werden, und
gewährt eine hohes Maß an Repräsentativität. Von den 1.020 verwertbaren Fällen
entfielen 70% auf die Universitäten, 20% auf die Fachhochschulen und 10% auf die
sonstigen Forschungseinrichtungen.
Kapitel 7 gibt einen Überblick über das Kooperationsverhalten der befragten For-
schungseinrichtungen. Insgesamt 78% aller Forschungseinrichtungen arbeiteten inner-
halb des dreijährigen Untersuchungszeitraumes mit Unternehmen zusammen. Am
ausgeprägstesten war die Kooperationsneigung mit 91% bei den sonstigen For-
schungseinrichtungen gefolgt von den Fachhochschulen (83%) und den Universitäten
(74%). Von den 78% (Gesamtkooperationsneigung) beschränkten sich ca. 90%
nicht auf vergleichsweise unverbindliche Zusammenarbeitsformen, sondern betrieben
u.a. FuE-Arbeiten mit bzw. für Unternehmen. Der Vorwurf, Forschungseinrichtungen
fristeten ein isoliertes Dasein im 'Elfenbeintrum' und unterstützten Unternehmen nicht
ausreichend, lässt sich vor diesem Hintergrund nicht erheben. Eher muß die
Kooperationsfreudigkeit als bemerkenswert hoch gelten, bedenkt man, dass in
Deutschland aufgrund der umfangreichen Grundfinanzierung der Forschungsein-
richtungen und Hochschulen die finanzielle Notwendigkeit von Kooperationen und
der Einwerbung von Drittmitteln wesentlich geringer ist als beispielsweise in den
USA.
Das mit Abstand wichtigste Kooperationsmotiv war für die Forschungseinrichtungen
(insbesondere die Fachhochschulen) der Erhalt praxisrelevanter Impulse für die
eigene Forschungsarbeit. Dies darf als deutlicher Beleg dafür gelten, dass entgegen
der Vorstellung des linearen Innovationsmodells Wissen auch von Unternehmen in
Forschungseinrichtungen fließt. Finanzielle Motive wie die Ermöglichung kosteninten-
siver Forschungsvorhaben oder der Erhalt kooperationsgebundener Fördermittel
rangierten mit deutlichem Abstand an zweiter Stelle. Wie bereits erwähnt, zählte in
über 90% der Fälle zu den Formen der Zusammenarbeit die FuE-Arbeit mit bzw. für
Unternehmen. Studien- und Diplomarbeiten spielten in diesem Zusammenhang (vor
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allem an den Fachhochschulen) eine bedeutende Rolle. Unternehmen mit 100 oder
mehr Beschäftigten waren unter den Kooperationsunternehmen deutlich überpro-
portional vertreten, wobei sich die Fachhochschulen noch am häufigsten und fast
doppelt so oft wie die Universitäten auf die Zusammenarbeit mit kleineren Unter-
nehmen beschränkten.
Im Durchschnitt (Median) kooperierten die Universitätsprofessoren (Fachhoch-
schulprofessoren, sonstigen Forschungseinrichtungen) mit 5 (4,5; 22) Unternehmen.
Bei der Betrachtung der räumlichen Verteilung dieser Unternehmen zeigt sich, dass
der Anteil der regionalen Partner überproportional groß war (in der Regel zwischen
einem und zwei Drittel aller Kooperationsunternehmen). Räumliche Nähe scheint also
kooperationsfördernd zu wirken und trotz moderner Telekommunikationsmedien und
Infrastruktur immer noch eine große Rolle zu spielen. Hinweise für das Vorhanden-
sein eines bedenklichen Ausmaßes von Trittbrettfahrer-Verhaltens zwischen Regio-
nen fanden sich in den hier ausgewerteten Daten somit nicht. Dass dessen ungeachtet
84% der kooperierenden Forschungseinrichtungen auch mit außerhalb der Region
ansässigen Unternehmen zusammenarbeiteten ist durchaus positiv zu werten. Dies
erlaubt den Forschungseinrichtungen eine 'Antennenfunktion' zu erfüllen und inno-
vationsrelevantes Wissen in die Region 'importieren'. Um langfristig einen Beitrag zu
regionalen Innovationsnetzwerken leisten können, ist für Forschungseinrichtungen
unverzichtbar, nicht auf die Funktion eines ausschließlich regional agierenden
'Wissenszulieferers' beschränkt zu werden.
Mit anderen Forschungseinrichtungen kooperierten die befragten Forschungs-
einrichtungen in 80% der Fälle und damit insgesamt ähnlich häufig wie mit Unter-
nehmen. An Universitäten und sonstigen Forschungseinrichtungen war die Koopera-
tionsneigung etwas höher als bei den Unternehmenskooperationen, an den Fach-
hochschulen fiel sie hingegen deutlich ab (54% gegenüber 83%). Die Anzahl der
Kooperations-Forschungseinrichtungen variierte zwischen durchschnittlich 6
(Universitäten), 3 (Fachhochschulen) und 14 (sonstige Forschungseinrichtungen)
Kooperationspartnern (Medianwerte). Die wichtigste Kooperationsform war die
gemeinsame Durchführung von FuE-Vorhaben gefolgt von lockeren Kontakten,
organisiertem Erfahrungsaustausch und gemeinsamer Geräte- und Labornutzung.
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Räumliche Nähe spielte bei der Zusammenarbeit mit anderen Forschungsein-
richtungen im Vergleich zur Kooperation mit Unternehmen in doppelter Weise eine
geringere Rolle: Der Anteil der regionalen Partner fiel fast durchgehend geringer aus.
Gleichzeitig war der Anteil ausländischer Partner deutlich höher (Spitzenwerte von
durchschnittlich über 40% für Universitäten in Baden sowie Fachhochschulen in
Baden und Hannover). Unter dem Gesichtspunkt des Wissensaustausches zwischen
den Regionen bzw. zwischen In- und Ausland ('Antennenfunktion') war bemerkens-
wert, dass 46% der Befragten mit anderen Forschungseinrichtungen aus allen drei
Aktionsradien (Region, restliche Bundesrepublik, Ausland) kooperierten. Bei der
Zusammenarbeit mit Unternehmen lag dieser Anteil nur bei 28%.
In den allermeisten Fällen kam die Zusammenarbeit mit Unternehmen durch die
direkte Ansprache seitens des Unternehmens oder persönliche Kontakte der
Mitarbeiter der Forschungseinrichtungen zustande. (Für die Zusammenarbeit mit
anderen Forschungseinrichtungen wurden diese Aspekte nicht erfragt.) Intermediäre
wie Technologie-Transfer-Einrichtungen besitzen demnach offensichtlich nicht die
Bedeutung, die ihnen von politischer Seite vielfach zugedacht wird. Vielmehr
scheinen Kooperationsnetzwerke weitgehend selbstorganisierender Natur zu sein
und sich nur in geringem Maße staatlich moderieren zu lassen. Bezeichnenderweise
hielt nicht einmal 1% der Befragten persönliche Kontakte für eine berufliche
Zusammenarbeit für "eher unbedeutend", 50% erachten diese jedoch als essentiell
und ca. 60% der Befragten unterhielten zudem aus früheren Tätigkeitsphasen noch
kooperationsfördernde Kontakte.
Deskriptive bzw. bivariate Statistiken, wie sie in Kapitel 7 vorgestellt werden, bergen
die Gefahr von Scheinerklärungen in sich, denn dabei kann es vorkommen, dass
einer für die Gruppenbildung genutzten (Kontroll-)Variable – z.B. der Untersu-
chungsregion oder der Art der Forschungseinrichtung – eine kausale Erklärungskraft
zugeschrieben wird, obwohl für das Ergebnis eine andere, mit der Gruppenbildungs-
variable lediglich stark korrelierte Ursache verantwortlich ist. Um die Stärke des
Einflusses verschiedener möglicher Erklärungsfaktoren zu untersuchen, wurden
multivariate Schätzungen (Probit-Schätzungen sowie Neg-Bin- und OLS-
Regressionen) durchgeführt, deren Ergebnisse Gegenstand von Kapitel 8 sind.
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Analysiert wurden Einflußfaktoren auf die Wahrscheinlichkeit einer Zusammenarbeit
mit Unternehmen, die Zahl der Kooperationsunternehmen, die regionale Verteilung
der Kooperationspartner sowie das Ausmaß der (Grundlagen-)Forschungsaktivi-
täten.
Tatsächlich verloren die Kontrollvariablen vielfach ihren 'erklärenden' Einfluß. Ins-
besondere die Variable für die Untersuchungsregion spielte bei Berücksichtigung
weiterer Erklärungsfaktoren eine z.T. deutlich geringere Rolle. Ein gewisser Einfluss
blieb jedoch auch in den multivariaten Analysen bestehen. So kooperierten
sächsische Forschungseinrichtungen auch bei Berücksichtigung der Kontrollvariablen
mit einer geringeren Zahl Unternehmen, waren stärker auf die Region fixiert und
schnitten schlechter hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem Ausland ab. Eine
Regionsfixierung wies jedoch auch die Region Hannover auf, gleichwohl ansonsten
zwischen Hannover und Baden kaum gravierende Unterschiede bestanden.
Die Zahl der Mitarbeiter der Forschungseinrichtungen, die sich sowohl auf Wahr-
scheinlichkeit als auch die internationale Dimension der Zusammenarbeit mit Unter-
nehmen positiv auswirkte, relativierte zwar den Einfluß der Kontrollvariable für den
Typ von Forschungseinrichtung, vermochte ihn aber nicht vollends aufzulösen. Vor
allem die sonstigen Forschungseinrichtungen unterschieden sich auch bei multivariaten
Analysen noch merklich vom Rest des Samples. Anscheinend existieren bei diesem
Typ von Einrichtung verhaltensrelevante Besonderheiten (Finanzierung, Anreiz-
strukturen, Selbstverständnis), die durch die anderen exogenen Variablen nicht
hinreichend erfasst wurden. Wesentlich häufiger und mit einer großen Zahl von
Unternehmen als der Rest des Sample kooperierten ferner die Ingenieurwissen-
schaften.
Bei Sichtung der empirischen Literatur der Innovationsökonomik ist festzustellen,
dass nur selten die Zusammenarbeit zwischen Forschungseinrichtungen untersucht
wurde. Insbesondere sind dem Verfasser keine Untersuchungen zum Zusammenhang
zwischen der Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen einerseits und
Kooperationen mit Unternehmen andererseits bekannt. Insofern trägt die vorliegende
Arbeit zur Schließung einer originären Forschungslücke bei. Der festgestellte, deutlich
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positive Zusammenhang zwischen diesen beiden Kooperationsdimensionen lässt zwei
Schlüsse zu: Trotz begrenzter Zeitbudgets scheint die Zusammenarbeit mit Unter-
nehmen nicht zu Lasten der Kooperation mit anderen Forschungseinrichtungen zu
gehen und umgekehrt. Wenn dem so wäre, hätte sich eine negative Korrelation
zwischen beiden Kooperationsformen beobachten lassen müssen. Die demgegenüber
zu verzeichnende positive Korrelation legt vielmehr nahe, dass generelle Verhaltens-
muster (v.a. die 'Kooperationsmentalität') eine große Rolle spielen und das Koope-
rationsverhalten in seinen verschiedenen Dimensionen recht ähnlich prägen.
Zu den 'weichen', statistisch aber sehr aussagekräftigen Faktoren zählt außerdem die
Einbindung in Kontaktnetzwerke, die hier vor allem durch vorangegangene Berufs-
tätigkeiten und Kontakte zu Verbänden, Transfereinrichtungen etc. abgebildet wurde.
Hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit von Kooperationen, der Zahl der Kooperations-
unternehmen sowie der internationalen Dimension der Zusammenarbeit zeigte sich ein
positiver Zusammenhang. Insbesondere frühere Berufstätigkeiten im Ausland schie-
nen sich stark auf die Kooperationsmuster auszuwirken.
Ein Aspekt, der demgegenüber keinerlei Zusammenhang zum Kooperationsverhalten
erkennen ließ, war das Alter der Respondenten. Die Lebenszyklus-Hypothese
konnte auf der Grundlage der hier verwendeten Variablen und Daten somit nicht
bestätigt werden.
Die Qualität der Forschungseinrichtung – gemessen am Anteil der aus Drittmitteln
finanzierten Mitarbeiter – wies nur einen schwachen Erklärungsgehalt auf. Dies kann
sowohl an Mängeln der verwendeten Variablen liegen, ebenso gut aber auch an
einem noch unterentwickelten 'Qualitätsbewußtsein' bei der Auswahl wissen-
schaftlicher Kooperationspartner (z.B. aufgrund der Annahme einer bundesweiten
Gleichwertigkeit der Hochschulausbildung). Am deutlichsten (und zugleich negativ)
war der Zusammenhang noch bei den regionalen Kooperationen. Ein hohes
Qualitätsniveau in der wissenschaftlichen Arbeit erhöht anscheinend die Opportu-
nitätskosten von Kooperationen mit regionalen Unternehmen.
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Die multivariaten Analysen erlaubten nicht zuletzt Aussagen zu trade-offs zwischen
Kooperationen mit Unternehmen in unterschiedlichen Regionen. Während die
Wahrscheinlichkeit regionaler Kooperationen deutlich negativ mit der Zusammen-
arbeit in der sonstigen Bundesrepublik korrelierte (und umgekehrt), war die
Wahrscheinlichkeit der Zusammenarbeit mit ausländischen Unternehmen von
Kooperationsaktivitäten in anderen Regionen weitgehend unabhängig. Insgesamt
folgte die internationale Zusammenarbeit weniger regelmäßigen Mustern als die
regionale. Zumindest ließ sie sich mit den hier verwendeten Variablen kaum erklären.
Schließlich wurden die Auswirkungen der Kooperationsaktivitäten auf den Stellen-
wert der (Grundlagen-)Forschung untersucht. Hier zeigten sich deutliche Unter-
schiede zwischen der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen und der mit
Unternehmen. Erstere wirkte sich signifikant positiv sowohl auf das gesamte Zeit-
budget für Forschung als auch den Anteil der Grundlagenforschung am gesamten
Zeitbudget für Forschung aus. Die Unternehmenskooperationen führten hingegen zu
einer merklichen Senkung des zeitlichen Stellenwerts der Forschung.
9.2 Wirtschaftspolitische Folgerungen
Die aus Sicht der staatlichen Politik wohl wichtigste, in dem Themenfeld dieser
Arbeit angesiedelte Frage dürfte jene sein, ob das Innovationspotential der aus
Steuergeldern finanzierten Forschungseinrichtungen optimal genutzt bzw. bzw.
hinreichend ausgeschöpft wird. So berechtigt die Frage nach der Ausschöpfung
regionaler Innovationspotentiale ist, muss doch eingeräumt werden, dass sich darauf
keine Antwort geben läßt. Zur Klärung dieser Frage wäre ein Vergleich des vorhan-
denen Innovationsniveaus bzw. Beitrags öffentlicher Forschungseinrichtungen zum
unternehmerischen Innovationsgeschehen mit dem unter günstigsten Umständen
möglichen Innovationsniveau bzw. –beitrag erforderlich.
Das vorhandene Innovationsniveau einer Region ließe sich prinzipiell noch ermitteln.
Dies wäre allerdings mit erheblichem Aufwand der Datensammlung verbunden. In
bezug auf den Beitrag der Forschungseinrichtungen zum Innovationsgeschehen ist
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dabei jedoch problematisch, dass zum einen nicht jedes Innovationsgeschehen
öffentlichen Forschungseinrichtungen zugeschrieben werden kann, und zum anderen
deren Forschungsergebnisse sich nicht nur regional und kurzfristig auswirken. Auf-
grund des Charakters von Wissen als 'freiem' Gut läßt sich der gesamte ökono-
mische Nutzen eines bestimmten Wissens folglich nicht genau quantifizieren.
Das potentielle Innovationsniveau einer Region entzieht sich jedoch grundsätzlich
einer Quantifizierung. Kein rational agierender Akteur würde sich der Mühe unter-
ziehen, alle möglichen ökonomisch lohnenden Innovationsvorhaben zu identifizieren,
ohne von diesem Wissen Gebrauch zu machen bzw. machen zu können. Wer po-
tentielle Innovationsvorhaben nicht realisieren kann, dürfte nur ein schwach ausge-
prägtes Identifizierungsinteresse haben. Wer hingegen die Gelegenheiten nutzen kann
(dies sind vor allem die Marktteilnehmer), dürfte sich kaum mit der Erkenntnis um ein
Innovationspotential begnügen, sondern die Ausnutzung dieser unternehmerischen
Chance anstreben. Umgekehrt sind jedoch auch Marktteilnehmer keineswegs davor
gefeit, wertvolle Chancen zu übersehen.
Am deutlichsten auf dieses Junktim zwischen Entdeckung von vorteilhaftem Wissen
und seiner praktischen Nutzung hat wohl von Hayek hingewiesen im Zusammenhang
mit der Vorstellung von Wettbewerb als Entdeckungsverfahren. Die Aussage, das
Innovationspotential einer Region bzw. dessen Ausschöpfungsgrad zu kennen oder
kennen zu können, wäre vor diesem Hintergrund als 'Anmaßung von Wissen' zu
werten. Diesbezügliche Erwartungshaltungen seitens der Politik lassen sich daher
– so verständlich sie sein mögen – nicht erfüllen.
Auf der empirischen Grundlage dieser Arbeit lassen sich aber sehr wohl Aussagen
zur Verbesserung des Wissenstransfers zwischen Forschungseinrichtungen und
Unternehmen machen sowie zum anzustrebenden Verhältnis regionalen und über-
regionalen Kooperationen. Drei Ergebnisse deuten jedoch darauf hin, dass der Staat
hier weniger direkt und kurzfristig als vielmehr durch langfristige und indirekte
Maßnahmen unterstützend wirken kann: Erstens wurden Transfereinrichtungen nur
sehr wenig in Anspruch genommen und deren Nutzenbeitrag wurde sehr zurück-
haltend eingeschätzt. Zweitens wirkten sich Kontakte aus einer Berufstätigkeit in
202
Unternehmen und zu kooperationsfördernden Intermediären wie Verbänden positiv
auf die Kooperation mit Unternehmen auf. Und drittens zeigten sich zum Teil
deutliche Parallelen zwischen der Zusammenarbeit mit Unternehmen und der mit
anderen Forschungseinrichtungen, was für einen prägenden Einfluß einer allgemeinen
Kooperationsmentalität spricht.
Gerade Faktoren wie die Kooperationsmentalität dürften sich – vor allem aufgrund
der grundgesetzlich verbürgten Forschungsfreiheit – nicht ad hoc verändern lassen.
Langfristig könnten hier aber verschiedene Verbesserungen – insbesondere über
entsprechende Anreizstrukturen – erreicht werden. So könnte der Koopera-
tionsgedanke bei der Konzeptionierung von Forschungsförderungsmaßnahmen
– insbesondere bei solchen für Nachwuchswissenschaftlern – und bei Berufungs-
verfahren stärker Rechnung getragen werden. Ansatzpunkte bieten sich außerdem im
Besoldungs-, Alterversorgungs- und allgemeinen Dienstrecht. Neben Zulagen für
Kooperationen sollte über eine Vereinfachung von Nebenerwerbstätigkeiten,
Teilzeitbeschäftigungen für Professoren und einen stärkeren Personalaustausch
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sowie in- und ausländischer Wissenschaft
nachgedacht werden. Angesichts der hohen Kooperationsneigung der Fachhoch-
schulen ist ferner zu fragen, inwieweit hier eine Reduktion der Lehrverpflichtung und
Ausweitung der Forschungsressourcen /-kapazitäten zumindest für koopera-
tionsstarke Professoren angebracht wäre.
Auch wenn der potentielle Nutzenbeitrag von Transfereinrichtungen realistisch zu
beurteilen ist, können diese doch einen sinnvollen Beitrag zur Herstellung von
Kontakten leisten, wobei dem gegenseitigen Kennenlernen der Beteiligten hin-
reichend Beachtung zu schenken ist. Zudem ist zu konzedieren, dass die Effizienz von
Einrichtungen des Wissens- und Technologietransfers häufig dadurch gemindert
werden dürfte, dass diese zu undifferenzierten Erwartungshaltungen gegenüberstehen
und damit zu breite Aufgabenspektren haben. So können Transfereinrichtungen
fehlende Kooperationsanreize aufgrund bestimmter Besoldungs- und Beförderungs-
regelungen für Wissenschaftler kaum kompensieren. Ihr Tätigkeitsspektrum sollte
daher auf Kernaufgaben konzentriert werden wie Dienstleistungen für kleine und
mittlere Unternehmen, die Patentberatung und -verwertung oder die Kontaktver-
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mittlung. Gleichzeitig sollte ohne Vorbehalte geprüft werden, auf welche Ebene eine
Transferfunktion/–einrichtung am zweckmäßigsten anzusiedeln wäre. Dies kann
sowohl oberhalb der Hochschulebene als auch dezentral auf Ebene einer Fakultät
oder gar eines einzigen großen und kooperationsstarken Instituts sein.
Eine verbesserte Nutzung des Internets zu Zwecken arbeitsteiliger Durchführung von
Innovationsvorhaben wirkt ebenfalls in Richtung Dezentralisierung des Wissenstrans-
fers und Förderung von Kontakten. Dezentral ist das Internet, weil die Belieferung
und Nutzung des Internets eigenständig von vielen voneinander unabhängigen
Akteuren geschieht, die zugleich als Inhaber der fachlichen Kompetenz hohe Anreize
zur gezielten Belieferung bzw. Nutzung haben. Zentralisiert ist das Internet insofern,
als alle Informationen mittels Computer im World Wide Web als einzigem Medium
abgerufen werden können.
Entscheidend hängt der Nutzenbeitrag des Internets von der Aufbereitung und Orga-
nisation der (dezentralen) Angebote und Informationsbedürfnisse der Nutzerseite ab.
Ein zentrales "Wissenstransfer-Portal" im Internet könnte hier einen wertvollen Bei-
trag zur Senkung der Such- und Informationskosten leisten. Dessen Aufbau sollte
jedoch kollektiv finanziert und organisiert werden, da einzelne Hochschulfakultäten
oder gar -lehrer hierzu weder ausreichende Ressourcen noch Anreize besitzen.
Während sich die Frage nach der Ausschöpfung des (regionalen) Innovations-
potentials nicht beantworten läßt, ist zu einer anderen, wirtschafts- und wissen-
schaftspolitischen Frage eine Antwort sehr wohl möglich. Dies betrifft die im
Eingangskapitel aufgeworfene Frage, inwieweit es zu einem Auseinanderklaffen
zwischen solchen Regionen, die Wissen generieren und die Bereitstellung von Wissen
finanzieren, und solchen Regionen, in denen das Wissen ökonomisch gewinnbringend
angewendet wird, kommt.
Angesichts der hohen Anteile regionaler Kooperationspartner in dieser Untersuchung
scheint die Gefahr von interregionalem Trittbrettfahrerverhalten nicht bedenklich hoch
zu sein. Wo die Wahrscheinlichkeit, dass ein regionales Unternehmen zum Koopera-
tionspartner wird, ein Mehrfaches der entsprechenden Wahrscheinlichkeit für ein
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Unternehmen aus der restlichen Bundesrepublik beträgt, wäre eher umgekehrt zu
fragen, ob die Regionsfixierung nicht schon bedenklich groß ist. Ein gewisser Anteil
überregionaler und ausländischer Partner ist schließlich notwendig, damit For-
schungseinrichtungen ihre 'Antennenfunktion' erfüllen und den interregionalen
Austausch von nicht kodifiziertem Wissen sicherstellen können. Insbesondere ist zu
berücksichtigen, dass mit zunehmender wissenschaftlicher Spezialisierung und/oder
Qualität die Zahl der adäquaten regionalen Kooperationspartner sinkt und der
Aktionsradius zwingendermaßen auf Bundes- bzw. internationaler Ebene verlagert
werden muß.
Es wäre jedoch verfehlt, staatlicherseits nur noch die Förderung von Kooperationen
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen zu betreiben. Wie in den
Kapiteln 2 und 3 ausführlich dargelegt, sind Forschungseinrichtungen, insbesondere
Universitäten und Fachhochschulen, Organisationen mit vielfältigsten Aufgaben und
Funktionen. Es mag durchaus Situationen geben, in denen die Zusammenarbeit
zwischen Forschungssektor und Unternehmen verbessert werden kann, ohne dass
dies zu Lasten anderer Aufgabenbereiche geht (Realisierung paretosuperiorer
Zustände). In anderen Fällen geht eine solche Verbesserung womöglich jedoch zu
Lasten von ebenfalls wichtigen Aufgaben wie der akademischen Lehre oder der
Durchführung von Grundlagenforschung. Hier würde eine Ausrichtung ausschließlich
auf kurzfristig transfertaugliche Forschungsergebnisse langfristig zu einer Aushöhlung
der technologischen Basis führen. In diesen Fällen sind die Vor- und Nachteile
sorgfältig gegeneinander abzuwägen.
Bezeichnenderweise haben die multivariaten Analysen gezeigt, dass Unternehmens-
kooperationen c.p. zu Lasten der (Grundlagen-)Forschung gehen. Die Auswirkungen
der Kooperationen auf die Lehre lassen sich mit dem vorliegenden Datenmaterial
leider wesentlich weniger abschätzen. Dennoch sollen im folgenden zur Abdeckung
der gesamten Breite möglicher staatlicher Maßnahmen auch zu diesem Komplex
einige Überlegungen zur Verbesserung dieses Mechanismus' des Wissenstransfers
dargelegt werden.
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Wie bereits erwähnt, stellt die Lehre einen weiteren Aufgabenbereich der Hoch-
schulen und zugleich einen der wichtigsten Wissenstransferkanäle dar. Gerade hier
sind jedoch zum Teil bedenklich Defizite zu verzeichnen. Der derzeit herrschende
Mangel an Fachkräften droht zu einem gravierenden Innovationshemmnis der
deutschen Industrie zu werden. So konnten im ersten Halbjahr 2000 ca. 25% der
offenen akademischen Stellen in Industrie- und Dienstleistungssektor nicht besetzt
werden. Hinsichtlich der Nachfrage FuE-intensiver Unternehmen nach technisch-
naturwissenschaftlich ausgebildeten Akademikern liegt der Anteil unbesetzter Stellen
sogar noch deutlich höher. 1
Diese Angebotslücke an Hochschulabsolventen ließe sich verringern durch eine
offensive Bildungswerbung für die betreffenden Studienfächer und eine verstärkte
Aufklärung über deren Arbeitsmarktperspektiven. Idealerweise sollten solche
Maßnahmen schon an den weiterführenden Schulen ansetzten (Einschränkung der
Abwahlmöglichkeiten, Verstärkung von Schwerpunktgymnasien, Aufhebung der
Koedukation in einzelnen Fächern). Ein großes, bislang ungenutztes Potential für
naturwissenschaftlich-technische Fächer stellen der weibliche Teil der Studien-
berechtigten sowie die ausländische Studenten dar, um die sich die deutsche Politik
stärker bemühen sollte. Insbesondere die entwicklungspolitisch motivierte Praxis,
Studenten aus Nicht-EU-Staaten nach dem Studium zur Rückkehr in das Heimatland
zu veranlassen, ist unter diesem Gesichtspunkt überdenkenswert.
Einen wichtigen Beitrag kann außerdem die Einführung von Bachelorabschlüssen mit
verkürzten Regelstudienzeiten leisten. Dadurch rückt einerseits eine entsprechende
Bildungsinvestition für eine größere Zahl von Studienanfängern in den lohnenswerten
Bereich. Andererseits wird das Fehlinvestitions-Risiko verringert und ein Studien-
fachwechsel hin oder weg von naturwissenschaftlich-technischen Fächern erleichtert.
                                                
1 Ein Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung kommt zudem
Ergebnis, dass in FuE- und wissensintensiven Industrie- bzw. Dienstleistungsunternehmen
zwischen 40 und 50% der für technisch-naturwissenschftlich ausgebildete Akademiker
ausgeschriebenen Stellen mangels geeigneter Kandidaten unbesetzt bleibt. Noch prekärer
stellt sich die Situation im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik dar (vgl.
Zentrum für europäische Wirtschaftsforschung et al. 2001, S. 107-110)
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Ein Steigerung der Studentenzahlen in Engpassfächern kann jedoch nur gelingen,
wenn in den entsprechenden Fächern auch genügend (Hochschul-)Lehrerpersonal
vorhanden ist. Daher ist die einheitliche, fächerunabhängige Besoldung von Hoch-
schullehrern wie Lehrern an weiterführenden Schulen zu überdenken.2 Die Steigerung
der Attraktivität der naturwissenschaftlich-technischen Fächer trägt nur dann Früchte,
wenn auch der (Hochschul)Lehrerberuf in diesen Fächern entsprechend attraktiver
wird.
9.3 Folgerungen für die empirische Forschung über arbeitsteilige Inno-
vationsprozesse
Gleichwohl es der vorliegenden Arbeit gelungen sein dürfte, in einige Aspekte der
innovationsgerichteten Zusammenarbeit von öffentlichen Forschungseinrichtungen und
privaten Unternehmen etwas mehr Licht zu bringen, bleiben zahlreiche (Detail-)
Fragen noch offen. Vor allem die auffallenden Parallelen zwischen der Zusammen-
arbeit mit Unternehmen einerseits und anderen Forschungseinrichtungen andererseits
verdienen weitere Aufmerksamkeit. Sinnvoll könnte es sein, diesen Bereich durch
qualitative Untersuchungen, d.h. vertiefende Interviews und Fallstudien, genauer zu
untersuchen. Gestützt auf solche Untersuchungen könnten Hypothesen formuliert und
dieser Bereich mittels neuer quantitativer Erhebungen tiefgehender und auf breiter
Basis erforscht werden.
Insgesamt spricht einiges für eine stärkere Verzahnung von quantitativer und quali-
tativer Forschung. Während bei Unternehmen auf der Grundlage aggregierter,
offiziellen Statistiken entnommenen Daten der Wisensfluß zwischen Unternehmen und
Forschungseinrichtungen weitestgehend eine 'black box' bleibt, vermögen auf
                                                
2 Einzuräumen ist, dass aus personalpolitischen und anderen übergeordneten auch in Unter-
nehmen die interne Gehaltsstruktur nicht vollständig die Marktverhältnisse reflektiert.
Immerhin wird hier Knappheiten am Arbeitsmarkt aber deutlich stärker Rechnung getragen
als im öffentlichen Dienst. Es ist im Übrigen davon auszugehen, dass sich die marktadäquate
Entlohnung in Unternehmen verstärken würde, sobald der öffentliche Dienst vom Prinzip der
einheitlichen Besoldung abgehen würde.
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Mikroebene ansetzende primärstatistische Erhebungen ein gutes Maß an Licht in die
Umstände der arbeitsteiligen Generierung und Nutzung von Wissen zu bringen. Doch
selbst bei umfangreichen Fragenbögen – dieser Untersuchung lag ein Fragebogen mit
36 Fragen und insgesamt 205 Variablen zugrunde – kann der Prozeß des Wissens-
transfers nur lückenhaft abgebildet werden. So bleibt die Gefahr, dass kausale
Zwischenschritte übersehen oder Scheinzusammenhänge nicht als solche erkannt
werden oder mehrere, sich überlagernde Wirkungszusammenhänge sich nicht
hinreichend unterscheiden lassen. Persönliche Interviews können in dieser Hinsicht
wichtige Hinweise liefern.
Der Nachteil, dass die Kombination von qualitativen und quantitativen Forschungs-
methoden sowohl hinsichtlich der Durchführung und Auswertung von Unter-
suchungen als auch der Aneignung der Methoden besonders zeitaufwendig ist, wird
durch ein wesentliches Ergebnis dieser Untersuchung relativiert. Anstatt – wie
vielfach aufgrund von Knappheit der Forschungsressourcen unumgänglich  - die
Befragung nur in einer Region durchzuführen, wurden hier drei vergleichsweise
unterschiedliche deutsche Regionen untersucht. Die in der deskriptiven Analyse zum
Teil recht deutlichen Unterschiede zwischen den Regionen 'lösten' sich im Rahmen
der multivariaten Analyse durch die Hinzunahme weiterer erklärender Variablen
weitgehend 'auf'.
Das heißt, dass bei differenzierter Analyse zumindest auf nationaler Ebene die
Lokalisierung einer Forschungseinrichtungen hinsichtlich der – über reine Bestands-
aufnahmen hinausgehenden – Analyse kausaler Wirkungsbeziehungen nur von unter-
geordneter Bedeutung ist, weil die Wirkungszusammenhänge in allen Regionen recht
ähnlich sind. Aufgrund dieses Ergebnisses erscheint die Konzentration auf nur eine
Untersuchungsregion durchaus vertretbar. Wichtige Erkenntnisse dürften dabei nur in
geringem Ausmaß verloren gehen, dafür werden Forschungsressourcen frei, die für
die Einbeziehung qualitativer Analysen im Sinne eines Methodenmix genutzt werden
können.
Einen wichtigen Beitrag zur effizienten Ressorucennutzung kann darüber hinaus auch
der Staat leisten. Für die empirische Forschung wäre es von hohem Wert, wenn
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bereits vorhandene, zu anderen als wissenschaftlichen Zwecken erhobene Daten
zugänglich bzw. besser aufbereitet würden. Dies betrifft nicht nur die Daten der
nationalen Patentbehörden, wo Fortschritte bereits erzielt wurden. Darunter fallen
insbesondere auch Daten aus Unternehmensförderungsprogrammen, von öffentlichen
Forschungsfördereinrichtungen wie der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder
Statistiken der Hochschulen z.B. zu Drittmitteln.
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Herrn Diplom-Volkswirt Christian Schwirten Tel. (03731) 39 36 76
Vielen Dank
A Allgemeine Informationen
A1 In welchem Bereich betreibt Ihre Einrichtung
schwerpunktmäßig Forschung und Ent-











q Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
q sonstiges: __________________________
q nicht beantwortbar
è    Zu Ihrer Information:
Drittmittel- bzw. Auftragsforschung:
Industrielle Forschungsaufträge bzw. -vorhaben sowie
vollständig oder teilweise von öffentlichen oder
halböffentichen Stellen, Stiftungen, der EU usw. finanzierte
Vorhaben.
A2 Wieviele wissenschaftliche Mitarbeiter
beschäftigte Ihre Einrichtung 1992 und 1995 ?
einschließlich: drittmittelfinanzierte Mitarbeiter;
leitende Mitarbeiter, Professoren etc.
ausschließlich: Verwaltungsangestellte, Praktikanten,
studentische u. a. Hilfskräfte
Ende 1992 Ende 1995
wissenschaftliche
Mitarbeiter insgesamt:
(Anzahl der Personen)......... ca. _______ ca. ______
ò
davon Personen, die über-
wiegend in der Drittmittel-
bzw. Auftragsforschung
tätig waren:............................. ca. _______ ca. ______
è    Zu Ihrer Information:
Grundlagenforschung:
Experimentelle oder theoretische Arbeit, die in erster Linie
auf die Gewinnung neuer Erkenntnisse gerichtet ist, ohne
auf eine besondere Anwendung oder Verwendung
abzuzielen.
Angewandte Forschung:
Forschung, die bereits im Hinblick auf spezielle
Anwendungen stattfindet oder solche Anwendungen
kurzfristig erwarten läßt.
A3 Wie verteilt sich das gesamte Zeitbudget aller
wissenschaftlichen Mitarbeiter Ihrer Einrich-
tung auf folgende Tätigkeiten ?
    Anteil am




ca._______% Transferaufgaben (z.B. Präsentation
der Forschungsinhalte/-schwerpunkte)
ca._______% sonstiges
     = 100%
A4 Falls Sie Drittmittel zur Verfügung hatten, wie




A5 Welchen Anteil Ihrer Drittmittel verwenden Sie
für Forschung, bei der Sie weder mit anderen
Forschungseinrichtungen noch mit Unter-
nehmen zusammenarbeiten?
ca. _______ %   des gesamten Drittmittelbudgets
Sämtliche Angaben werden streng vertraulich behandelt!
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A6 Aus welchen Finanzierungsquellen setzte sich
das Drittmittelbudget Ihrer Einrichtung 1995
zusammen?
    Anteil am
  Drittmittelbudget
ca._______% Mittel der EU
ca._______% sonstige öffentliche Mittel
ca._______% Mittel von Unternehmen
ca._______% sonstige Mittel
     = 100%
A7 Wie intensiv arbeiten Sie im Rahmen der
Forschung mit externen Partnern zusammen?
(bitte in jeder Zeile ein Kreuz setzen)
wenig sehr
  intensiv  intensiv
  +  ++ +++
§ Unternehmen..........................................q q q
§ Verbund von Forschungs-
einrichtungen, die gemeinsam
von der EU gefördert werden ...............q q q
§ sonstige Forschungseinrichtungen. ..q q q
§ Transfereinrichtungen...........................q q q
§ Wirtschaftsverbände..............................q q q
§ Öffentliche Verwaltung...........................q q q
§ Banken/Finanzierungsinstitutionen....q q q
B Zusammenarbeit mit Forschungs-
einrichtungen
Die Fragen B1 bis B5 beziehen sich nur auf die
Zusammenarbeit mit universitären und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen (ohne Forschungseinrichtungen
von Unternehmen) während der letzten drei Jahre.
B1 Hat Ihre Einrichtung in den vergangenen drei
Jahren mit Forschungseinrichtungen zu-
sammengearbeitet?
q ja   ð  bitte weiter mit Frage B2
q nein
ò
Warum wurde nicht mit Forschungseinrich-
tungen zusammengearbeitet?
  ja nein
§ keine Notwendigkeit......... ...............................q q
§ Abstimmung ist zu schwierig... ......................q q
§ andere Forschungseinrichtungen sind
eher Konkurrenten als Partner ......................q q
§ in unserem Forschungsgebiet nicht üblich q q
§ sonstiges:_________________________q q
ð wenn Sie nicht mit Forschungseinrichtungen zu-
sammengearbeitet haben, bitte weiter mit Frage
C1
B2 Wie häufig waren dabei die nachfolgenden
Formen der Zusammenarbeit?
(bitte in jeder Zeile ein Kreuz setzen)
gar  sehr
  nicht    häufig
  0    + ++
§ lockerer Kontakt zu Informations-
zwecken....................................................q q q
§ organisierter Erfahrungsaustausch ...q q q
§ gemeinsame Durchführung
von Forschungsvorhaben.....................q q q
§ gemeinsame Nutzung von Geräten
und Laboreinrichtungen........................q q q
§ Personaltransfer.....................................q q q
B3 Wie verteilten sich diese Forschungs-




  intensiv   intensiv
  +  ++ +++
  Anzahl
Sachsen................................. ca. _____ q q q
sonst. neue Bundesländer ca. _____ q q q
alte Bundesländer...... ......... ca. _____ q q q
Ausland ................................. ca. _____ q q q
B4 Welche Gründe sprechen für die Zusammen-
arbeit mit Forschungseinrichtungen?
unzu-  trifft
  treffend    voll zu
  0   + ++
§ eigene materielle Ausstattungs-
kapazitäten reichen nicht aus ..............q q q
§ finanzielle Förderung nur bei
Zusammenarbeit gegeben ..................q q q
§ Anregungen für die Forschungs-
arbeit/fachliche Ergänzungen ..............q q q
§ Erhöhung des eigenen
Bekanntheitsgrades ..............................q q q
§ sonstiges: ____________________q q q
B5 Für die erfolgreiche Zusammenarbeit mit
Forschungseinrichtungen waren wichtig ...
 un-   sehr
  wichtig    wichtig
  0   + ++
§ räumliche Nähe des Partners......... ....q q q
§ häufiger persönlicher Kontakt..............q q q
§ Vorhandensein ähnl. Qualifikation......q q q
§ gute Kenntnis des Arbeitsschwer-
punktes der Forschungseinrichtung ..q q q
§ gute kommunikationstechnische
Verknüpfung (z.B. e-mail, internet)......q q q
Sämtliche Angaben werden streng vertraulich behandelt!
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C Zusammenarbeit mit Unternehmen
è    HINWEIS:
Die Fragen C1 bis C12 beziehen sich nur auf die
Zusammenarbeit mit UNTERNEHMEN während der letzten
drei Jahre.
C1 Hat Ihre Einrichtung in den vergangenen drei
Jahren mit Unternehmen zusammen-
gearbeitet?
q ja   ð  bitte weiter mit Frage C2
q nein
ò
Warum wurde nicht mit Unternehmen
zusammengearbeitet?
  ja nein
§ keine Notwendigkeit......... ...............................q q
§ Abstimmung ist zu schwierig... ......................q q
§ Gefahr des Wissensabflusses .....................q q
§ in unserem Forschungsgebiet nicht üblich q q
§ sonstiges: ________________________q q
ð wenn Sie nicht mit Unternehmen zusammen-
gearbeitet haben, bitte weiter mit Frage D1
C2 Wie häufig waren dabei die nachfolgenden
Formen der Zusammenarbeit?
(bitte in jeder Zeile ein Kreuz setzen)
 Häufigkeit
 gar   sehr
   nicht    häufig
  0   + ++
§ lockerer Kontakt zu
Informationszwecken.............................q q q
§ organisierter Erfahrungsaustausch ...q q q
§ selbständige Durchführung von
Forschungs-/Entwicklungsarbeiten
für die Unternehmen..............................q q q
§ gemeinsame Durchführung von
Forschungs-/Entwicklungsarbeiten....q q q
§ Durchführung von Tests/Meßserien...q q q
§ Bereitstellung von Geräten
und Laboreinrichtungen........................q q q
§ Beratung/Gutachten...............................q q q
§ Personalschulung..................................q q q
§ Personaltransfer:
- in die Forschungseinrichtung .....q q q
- in die Unternehmen ......................q q q
C3 In welchen Bereichen war Ihre Einrichtung für
das Unternehmen tätig?
 gar  sehr
   nicht    häufig
  0   + ++
§ Analyse der Rahmenbedingungen/
des Umfeldes für Neuerungen............q q q
§ Gewinnung und Entwicklung neuer
Ideen für das Unternehmen ................q q q
§ Prototypenentwicklung ..........................q q q
§ Umsetzung bereits entwickelter
Ideen des Unternehmens ....................q q q
C4 Worauf richtete sich diese Zusammenarbeit?
 gar  sehr
   nicht    häufig
Mitarbeit bei:   0   + ++
§ Neuentwicklung / wesentlicher
Weiterentwicklung von Produkten.......q q q
§ Neuen / wesentlich verbesserten
Produktionsverfahren ............................q q q
C5 Wie verteilten sich diese Unternehmen




  intensiv  intensiv
  +  ++ +++
  Anzahl
Sachsen................................. ca. _____ q q q
sonst. neue Bundesländer ca. _____ q q q
alte Bundesländer...... ......... ca. _____ q q q
Ausland ................................. ca. _____ q q q
C6 Zu welchen Wirtschaftszweigen gehören die
Unternehmen, mit denen Ihre Einrichtung
überwiegend zusammengearbeitet hat?
(bitte maximal drei Nennungen)
q Energie, Bergbau
q Chemische Industrie
q Elektrotechnik; Feinmechanik, Optik
q Kunststoff; Gummiwaren
q Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau
q Holz-, Papier-, und Druckgewerbe





Sämtliche Angaben werden streng vertraulich behandelt!
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C7 Wie häufig waren folgende Größenklassen
unter diesen Unternehmen vertreten?
gar sehr
  nicht  häufig
Unternehmen mit: : 0   + ++
§ 1 bis 20 Beschäftigte....................q q q
§ 21 bis 100 Beschäftigte....................q q q
§101 bis 500 Beschäftigte....................q q q
§ mehr als 500 Beschäftigte ...................q q q
C8 Welche Gründe sprachen für die Zusa mmen-
arbeit mit Unternehmen?
unzu- trifft
  treffend  voll zu
  0   + ++
§ Ermöglichung kostenintensiver
Forschungsvorhaben ............................q q q
§ Erhalt von Fördermitteln, die an
eine Kooperation gebunden ist...........q q q
§ Minderung der Abhängigkeit
von öffentlichen Auftraggebern ............q q q
§ praxisrelevante Impulse für die
Forschungsarbeit...................................q q q
§ Schaffung von Stellen zur
wissenschaftlichen Qualifikation ........q q q
§ Nutzung der Kapazitäten der
Unternehmen..........................................q q q
C9 Wie kamen die Kontakte zu den Unternehmen
schwerpunktmäßig zustande?






q „Herantreten“ der Unternehmen an die Einrichtung
q persönliche Kontakte der Mitarbeiter der
Einrichtung
C10 Für die erfolgreiche Zusammenarbeit mit
Unternehmen waren wichtig...
 un- sehr
  wichtig  wichtig
  0   + ++
§ räumliche Nähe des Partners .............q q q
§ häufiger persönlicher Kontakt..............q q q
§ Vorhandensein ähnl. Qualifikation......q q q
§ gute Kenntnis des Arbeitsschwer-
punktes des Unternehmens ................q q q
§ gute kommunikationstechnische
Verknüpfung (z.B. e-mail, internet)......q q q
C11 In welchen Technikfeldern arbeitete Ihre
Einrichtung schwerpunktmäßig mit Unter-
nehmen zusammen? (bitte max. drei Nennungen)
q Biotechnik
q Chemie, Pharmazie
q Energie- und Umwelttechnik
q Informations-/Kommunikationstechnik





q Produktions- und Verfahrenstechnik
q Rohstoff- und Bergbautechnik
q Verkehrstechnik
q Werkstoff- und Materialtechnik
q sonstige: ________________________________
C12 Welche Probleme traten allgemein bei der
Zusammenarbeit mit Unternehmen auf?
gar sehr
  nicht  häufig
  0   + ++
§ Kommunikation/Abstimmung
ist schwierig ............................................q q q
§ Fehlen eines konkreten
Ansprechpartners...................................q q q
§ Zeitplan für die Projektbearbeitung
wird nicht eingehalten ...........................q q q
§ finanzielles Budget der Unternehmen
ist unzureichend .....................................q q q
§ Angst vor Abfluß von Wissen bei:
- den Unternehmen ......................q q q
- den Forschungseinrichtungen.q q q
D. Persönliche Kontakte
D1 Seit wann sind Sie an dieser Forschungs-
einrichtung beschäftigt?
seit: __________ (Jahr)
D2 Welche Position bekleiden Sie in der
Einrichtung?
_____________________________  (bitte nennen)
D3 Haben Sie studiert?
q nein    ð   bitte weiter mit Frage D5
q ja
ò
Wo haben Sie studiert?
(bitte geben Sie Namen und Standort(e) der Hoch-
schule(n) an)
___________________________________________
Sämtliche Angaben werden streng vertraulich behandelt!
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D4 Haben Sie promoviert?
q nein    ð   bitte weiter mit Frage D5
q ja
ò
Wo und wann haben Sie promoviert?
_______________________________________
(Name und Standort der Universität/Hochschule)
__________ Jahr der Promotion
D5 Besitzen Sie noch persönliche Kontakte aus
Ihrer beruflichen Laufbahn, die für die
Anbahnung von Zusammenarbeit mit
Forschungseinrichtungen bzw. Unternehmen
bedeutend sind?
q nein ð   bitte weiter mit Frage D6
q ja, und zwar zu Personen in folgenden Regionen:
(Mehrfachnennungen möglich!)
Kontakte aus  sonst.  Aus-   trifft
der Zeit des/der:  Sachsen   BRD  land   nicht zu
§  Studiums...............................q  q  q q
§ Promotion..............................q  q  q q
§ Postdoc/Habilitation ............q  q  q q
§ Berufstätigkeit in:
    - Forschungseinrichtung ...q  q  q q
    - Unternehmen ....................q  q  q q
D6 Wie bewerten Sie generell die Bedeutung
persönlicher Kontakte im Hinblick auf eine
mögliche berufliche Zusammenarbeit?
(bitte nur ein Kreuz)
q ohne persönliche Kontakte ist eine Initiierung der
Zusammenarbeit kaum möglich
q persönliche Kontakte erleichtern die Zusammen-
arbeit
q  persönliche Kontakte sind  eher unbedeutend
E. Rahmenbedingungen
è    Zu Ihrer Information:
Technologie-Transfereinrichtungen:
Einrichtungen, die u.a. die Kontakte zwischen Forschungs-
einrichtungen, Unternehmen und öffentlichen Institutionen
vermitteln.
E1 Sind Ihnen Technologie-Transfereinrichtungen
in Sachsen bekannt?
q ja                 q nein
E2 Hat Ihre Einrichtung in den vergangenen drei
Jahren Leistungen von Technologie-Transfer-
einrichtungen in Anspruch genommen?
q ja ð  bitte  weiter mit Frage E3
q nein ð  bitte  weiter mit Frage E5
E3 Wo befinden sich diese Einrichtungen?
Name der Einrichtung: Ort der Einrichtung:
______________________ ______________
______________________ ______________
E4 Welche Leistungen wurden in Anspruch
genommen? (bitte maximal 3 Kreuze)
q Beratung über Fördermöglichkeiten etc.
q Organisation von Tagungen, Seminaren etc.




q anderen öffentlichen Einrichtungen
q sonstiges:_______________________________
E5 Halten Sie die Arbeit solcher Einrichtungen in
Sachsen für notwendig?
q ja       q nein
E6 Was erwarten Sie von der staatlichen
Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik?
unzu- trifft
  treffend  voll zu
  0   + ++
Bereitstellung von Informationen über:
§ Fördermöglichkeiten/-programme......q q q
§ Kooperationsmöglichkeiten.................q q q
§ Techniktrends .........................................q q q
Kooperationspolitik






§ Staat sollte sich eher der Einfluß-
nahme bzw. Förderung enthalten .......q q q
§ sonstiges:_____________________q q q
Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie uns für eventuelle




Wir danken Ihnen herzlich für Ihre Mitarbeit. Möchten Sie die
zusammengefaßten Ergebnisse dieser Befragung
kostenlos zugeschickt bekommen?
q ja q nein
